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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 5 1  

vom 24. und 25. Februar 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ferner die Unterstaatssekretäre Dr. E i s l e r, G l ö c k e l, 

M i k l a s, Dr. R e s c h  und Dr. W a i s s . 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 1: zu den einzelnen Steuervorlagen vom Staatsamt für Finanzen die Sektionschefs 

Dr. J o a s  und Dr. G o t t l i e b - B i l l r o t h, ferner die Ministerialräte Dr. S a l z e r  

und Dr. G r ü n w a l d. 

zu Punkt 2: vom Staatsamt für Finanzen Ministerialrat Dr. W i l f l i n g. 

zu Punkt 3: vom Staatsamt für Finanzen Sektionschef Dr. G r i m m  und Ministerialrat Dr. 

R e d i n g e r. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer der Verhandlungen 

am 24. Februar: 10.00 – 13.00 und 

von 16.00 – 20.00, 

am 25. Februar: 10.00 – 13.30 

 

Reinschrift (63 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

 

 

I n h a l t :  

1. Steuervorlagen. 

2. Entwurf eines Gesetzes wegen Bewilligung einer einmaligen, nicht wiederkehrenden 

Aushilfe an die Staatsangestellten (Staatsangestelltenaushilfengesetz). 

3. Pensionistengesetz. 

 

Beilagen: 
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Beilage zu Punkt 1 (Steuervorlagen) a betr. Studie des StA. f. Finanzen über die Belastung 

durch Besitz- und Massensteuern vor dem Krieg, gegenwärtig und nach Durchführung des 

vorgelegten Finanzprogramms (26 Seiten) 

Beilage zu Punkt 1b betr. Gesetzesvorlage zur Ergänzung der Einkommenssteuer um eine 

Vermögens- und Vermögenszuwachssteuer mit Bemerkungen und einer Zusammenstellung 

wichtiger ausländischer Gesetze (90 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1c betr. Gesetzesvorlage über die allgemeine Erwerbsteuer (1918-20) und 

die Grundsteuer für 1920 (10 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1d betr. Gesetzesvorlage über die Gewährung und Dotation nebst 

außerordentlichen Zuschüssen an die Länder und an die Gemeinde Wien für die Jahre 1919 

und 1920 mit Bemerkungen (Länderdotationsgesetz, 12 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1e betr. Vorlage des Gemeindeüberweisungsgesetzes mit Bemerkungen (9 

Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1f betr. Vorlage des Umsatzsteuergesetzes mit Begründung, im Anhang 

ausländische Gesetze (105 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1g betr. Vortrag des StA f. Finanzen über den Gesetzesentwurf wegen 

Erhöhung einiger Verbrauchsabgaben (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 1g betr. Vorlage des Gesetzesentwurfs wegen Erhöhung einiger 

Verbrauchsabgaben mit Bemerkungen (6 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1i betr. Vortrag des StA. f. Finanzen über die Abänderung des 

Personalsteuergesetzes (8 Seiten) 

Beilage zu Punkt 1i betr. Entwurf der Personalsteuernovelle (58 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1k betr. Entwurf des Staatszuschlagsgesetzes 1920 mit Begründung (3 

Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 1l betr. Vorlage des Brotauflagengesetzes 1920 mit Bemerkungen (5 Seiten, 

gedruckt)  

Beilage zu Punkt 2 betr. Vorlage des Staatsangestelltenaushilfsgesetzes mit Begründung (3 

Seiten, gedruckt, Zweitexemplar maschingeschrieben) 

 

1. 

Steuerverlagen. 

a) tabellarische Zusammenstellung über die ziffernmäßigen Wirkungen der beabsichtigten 

Steuererhöhungen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  legt dem Kabinettsrate die in der Sitzung vom 29. Jänner l.J. 
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verlangte tabellarische Zusammenstellung über die ziffernmäßigen Wirkungen der 

beabsichtigten Steuererhebungen vor. Er erläutert zunächst das Wesen der Besitz- und der 

Massensteuern, welche Einteilung in der Literatur nur mehr an Stelle der Scheidung der 

Steuern nach der Einhebungsart in direkte und indirekte Steuern üblich geworden sei. Eine 

Mittelstellung zwischen den Besitz- und Massensteuern nehmen die Verkehrssteuern 

(Stempel, Taxen und Gebühren) ein, die je nach dem Objekt der einen oder anderen Gruppe, 

vorwiegend jedoch den Besitzsteuern zuzurechnen seien. Die Vermögensübertragungsgebühr, 

Aktienemissionsgebühr, Versicherungsgebühr u.s.w. ebenso ein großer Teil der 

Stempelgebühren seien typische Besitzsteuern, würden in der Zusammenstellung jedoch nur 

zu 3/4, die Eisenbahnverkehrssteuern sogar nur mit 1/4 den Besitzsteuern zugerechnet. Von 

der Umsatzsteuer sei die Hälfte auf die Besitzsteuern in Anschlag gebracht worden, obwohl 

hier ein höheres Verhältnis gerechtfertigt wäre; denn die Luxusumsatzsteuer, der Ertrag 

voraussichtlich ungefähr 1/3 des Gesamtbetrages der Umsatzsteuer ausmachen werde, treffe 

ausschließlich die Besitzenden und auch die allgemeine Umsatzsteuer werde vorwiegend von 

diesen Kreisen getragen werden müssen, da sie öfter Käufe vornehmen, bessere Qualitäten 

kaufen und zum Teil auch für den Bedarf ihres Dienstpersonales aufzukommen haben. Die 

vorgelegten Übersichten stellen nun einerseits die Steuerergebnisse aus dem Jahre 1913, jenen 

nach dem Staatsvoranschlage aus dem Jahre 1919/20 und den Ergebnissen nach diesem 

Voranschläge vermehrt um die Mehreinnahmen aus dem zur Diskussion stehenden 

Steuerprogramm gegenüber und bringen andererseits einen Vergleich des Verhältnisses der 

Massensteuern zu den Besitzsteuern unter Zugrundelegung der rechnungsmäßigen Ergebnisse 

des Jahres 1913, des Voranschlages 1919/20 und der beabsichtigten Steuererhöhung. Bei 

Ermittlung des Verhältnisses zwischen den Massen- und den Besitzsteuern sei zunächst eine 

Vorfrage hinsichtlich der Behandlung der Vermögensabgebe zu lösen, nämlich ob diese mit 

der jährlichen Belastung bei der Aufteilung der Abgabe auf eine 30 jährige Rente mit 6 ½ % 

des Ertrages oder mit der für das erste Jahr gesetzlich vorgeschriebenen Einzahlung von 10 % 

oder schließlich mit der gesetzlich begünstigten Vorauszahlung von 25 % eingestellt werden 

solle. Die Übersicht berücksichtige alle drei Varianten und gelange dadurch zu folgenden 

Verhältnissätzen: Die Massensteuern verhalten sich zu den Besitzsteuern nach den 

rechnungsmäßigen Ergebnissen des Jahres 1913 wie 1 : 1,062, nach dem Staatsvoranschlage 

1919/20 wie 1 : 0,874 und nach Durchführung des Finanzprogrammes je nach der 

Behandlung der Vermögensabgabe nach den obigen Varianten wie 1 : 1,537 beziehungsweise 

1 : 1,813 und 1 : 2,999. Das Wachstum der Massensteuern zu jenem der Besitzsteuern stehe 

wieder bei Berücksichtigung der drei Varianten bezüglich der Vermögensabgabe wie 1 : 
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1,644 beziehungsweise 1 : 1,963 und 1 : 3,437 . Die absolute Steigerung des Ergebnisses 

gegenüber dem Jahre 1913 belaufe sich bei den Massensteuern auf 442,7 %, bei den 

Besitzsteuern je nach der Einstellung der Quote für die Vermögensabgabe auf 683,7, 

beziehungsweise 824,7 und 1.433,2 %. Das Steigerungsprozent der Massen- zu jenen der 

Besitzsteuern verhalte sich je nach der Behandlung der Vermögensabgabe wie 1 : 1,544 

beziehungsweise 1 : 1,863 und 1 : 3,237. Die vorgeschlagenen Steuererhebungen verschieben 

also das Verhältnis sehr beträchtlich zu Gunsten der besitzlosen Massen und zu Lasten der 

Besitzenden. 

Staatssekretär E l d e r s c h  wendet gegen die Übersicht ein, dass sie die 

Einkommensteuer, welche jetzt vorwiegend die breiten Schichten belasten werde, bei den 

Besitzsteuern einrechne, und weiters mit dem Anschlage der Umsatzsteuer zur Hälfte auf die 

Besitzsteuern zu weit gehe. Die Vermögensabgabe könne, da es sich um die Ermittlung des 

Verhältnisses der dauernden Belastung handle, jedesfalls nur mit den Annuitätenzahlungen 

eingestellt werden. Schließlich komme bei den indirekten Steuern kein richtiges Bild hervor, 

da ihr Erträgnis infolge des eingeschränkten Konsums eine wesentliche Herabminderung 

gegenüber dem Normalen erfahren habe. 

Der Vorsitzende betont, dass die Einkommensteuer, die heute überwiegend eine 

Lohnsteuer vorstelle, prozentuell auch den Massensteuern zugerechnet werden müsse. Das 

Verhältnis zwischen Massen- und Besitzsteuern würde schon dann als befriedigend angesehen 

werden können, wenn es sich nach dieser Umstellung hinsichtlich der Einkommensteuer auf 1 

: 1 belaufen würde. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  bezeichnet die Einwendungen bezüglich der 

Einkommensteuer als unzutreffend. Die Ursache der Anfechtung der indirekten Steuern liege 

darin, dass ihren Sätzen die Progression fehle und sie daher die Steuerpflichtigen proportional 

ohne Rücksicht auf das Einkommen belasten. Die Einkommensteuer dagegen sei progressiv 

und berücksichtige damit in hohem Maße die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Steuersubjektes. Daher wäre die Zuweisung eines Teiles ihrer Erträgnisse zu den 

Massensteuern ungerechtfertigt, mindestens aber müsste dann auch jener Teil der 

Massensteuern ermittelt werden, welcher auf die Besitzenden entfällt. 

Vizekanzler Fink bemerkt, dass sich das richtige Verhältnis zwischen den Besitz- und den 

Massensteuern nur bei Berücksichtigung der Landes- und Gemeindezuschläge ermitteln lasse, 

da erst diese die große Belastung der Besitzenden ergeben. 

 

b) Vermögens- und Vermögenszuwachssteuer. 
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Zur Begründung des Entwurfes für ein Gesetz über eine die Einkommensteuer ergänzende 

Vermögenssteuer und eine Vermögenszuwachssteuer (Vermögenssteuergesetz) beruft sich 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  auf seine Ausführungen in der Sitzung des Kabinettsrates am 29. 

Jänner l.J. 

Der V o r s i t z e n d e  bemerkt, dass die Steuersätze des Entwurfes den stärksten 

Einwendungen begegnen. Nach seiner Meinung werde über die Sätze endgiltig erst bestimmt 

werden können, bis einerseits das finanzielle Erfordernis des Staates bekannt sein werde und 

andererseits die Steuersätze der verschiedenen neuen Steuern in ihrem gegenseitigen 

Verhältnisse werden beurteilt werden können. 

Vizekanzler F i n k  hält es für notwendig, neben diesen Momenten euch noch auf die 

Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft Bedacht zu nehmen, um nicht durch eine übermäßige 

Belastung im Ganzen das Wirtschaftsleben und die Konkurrenzfähigkeit zu vernichten. 

Weiters müssten Ausnahmebestimmungen für Vorarlberg getroffen werden, um den Umstand 

zu berücksichtigen, dass dort von den Gemeinden seit dem Jahre 1837 eine Vermögenssteuer 

mit einem Satze von 10 % eingehoben werde. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  erachtet die Ansätze der Vorlage als zu niedrig und bringt 

deren jährliche Neubemessung in Vorschlag. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  verweist darauf, dass die Vermögenssteuer nur eine 

Ergänzung des Ertragssteuersystemes darstelle, und die Bestimmung habe, die 

Kriegszuschläge zu diesen zu ersetzen. Unter diesem Gesichtspunkte müssten die 

vorgesehenen Ansätze als ausreichend bezeichnet werden, zumal sie umgerechnet auf den 

Ertrag eine sehr empfindliche Belastung darstellen. Die alljährliche Neufestsetzung der Sätze 

könne, da es sich um eine Ertragsteuer handelt, nicht in Frage kommen. 

Unterstaatssekretär Dr. Eisler glaubt, dass die Beurteilung der Sätze durch die vorherige 

Kenntnis bedingt sei, in welcher Höhe und in welchem Tempo die Vermögensabgabe 

eingehoben wird, und davon abhänge, ob auch bezüglich der Erbsteuer eine Neuregelung 

geplant werde. Wesentlich dagegen scheine ihm zu sein, die Bestimmungen des Gesetzes 

nach der Seite zu diskutieren, ob es eine rasche Veranlagung und Einhebung der Steuern 

ermögliche. In dieser Hinsicht müsse Redner die allgemeine Bemerkung machen, dass die 

Bestimmung der Frist für die Einbringung der Steuerbekenntnisse bis zum 31. Jänner viel zu 

kurz sei und eine Strafsanktion auch auf die Einbringung von offenkundig unzulänglichen 

Bekenntnissen gesetzt werden müsse. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  wiederholt, dass ihm die Einführung fester Sätze nicht 

zweckmäßig erscheine, er sich aber der Anschauung des Staatssekretärs Dr. R e i s c h  
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unterordne. Dagegen müsse er nach wie vor das Ausmaß der Steuer nach § 15 und mehr noch 

das Ausmaß der Vermögenszuwachssteuer nach § 40 als unzulänglich bezeichnen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erklärt zu den Ausführungen des Unterstaatssekretärs Dr. 

E i s l e r, dass eine Erhöhung der Erbsteuer nicht in Aussicht genommen sei, da sie erst 

kürzlich auf solche Beträge erhöht wurde, dass eine weitere Steigerung nicht mehr in Frage 

komme. 

Die Erlassung von Sonderbestimmungen für Vorarlberg scheine nicht am Platze, da die 

dortige Vermögenssteuer einfach andere Gemeindesteuern ersetze und es den Gemeinden 

gestatte, dafür ihre sonstigen Steuerquellen schwächer heranzuziehen. 

Der Kabinettsrat genehmigt sohin die Einbringung des vom Staatssekretär für Finanzen 

vorgelegten Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung. 

 

c) Erwerbsteuer und Grundsteuer. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  führt aus, dass infolge Unmöglichkeit der Festsetzung und 

Repartition der Erwerbsteuerhauptsumme wegen Unkenntnis der Staatsgrenzen die 

Erwerbsteuer für die Jahre 1918/19 noch nicht endgiltig bemessen werden konnte, vielmehr 

für diese Zeit nur eine Zuweisung der Erwerbsteuersätze nach § 32 des Personalsteuergesetzes 

möglich gewesen sei. Für diese Jahre und für das Jahr 1920 solle nun an die Stelle des 

Kontingentsystems die Besteuerung nach der Ertragsfähigkeit des Unternehmens gesetzt 

werden, sodass die vorläufig zugewiesenen Steuersätze nunmehr die endgiltige Steuerleistung 

darzustellen hätten. Berufungen gegen die Höhe des Steuersatzes würden in der Vorlage nur 

insoweit als zulässig erklärt, als nachgewiesen wird, dass der vorgeschriebene Steuersatz 5 % 

des Reinertrages in den vorangegangenen Kalenderjahren übersteige. Die Kriegszuschläge zur 

Erwerbsteuer blieben aufrecht. 

Bei der Grundsteuer werde entsprechend der Geldentwertung und der Ertragssteigerung 

der landwirtschaftlichen Betriebe eine Erhöhung von 25 % auf 35 % des Katastralreinertrages 

vorgeschlagen; dieser Prozentsatz habe auch als Grundlage für die Berechnung der 

Kriegszuschläge und Umlagen zu gelten. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r  tritt dafür ein, der Erwerbsteuer endgiltig den Charakter 

einer Kontingentsteuer zu nehmen und diese Änderung in der Vorlage klar durchzuführen, 

damit in den Kreisen der Steuerträger nicht der Eindruck hervorgerufen werde, dass die 

außerhalb des Kontingentes erfolgende Bemessung eine Übervorteilung darstelle und die 

Steuerpflichtigen eigentlich Anspruch auf einen niedrigeren Satz hätten. Das Gesetz hätte 

daher ausdrücklich die Besteuerung der Unternehmungen nach Umfang und Ertrag der 
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Betriebe vorzuschreiben und den Unternehmern eine weitgehende Auskunftspflicht in dieser 

Hinsicht aufzuerlegen; dabei soll wenn möglich zum System der öffentlichen 

Rechnungslegung gegriffen, zum mindesten aber der Steuerbehörde ein weitgehendes 

Einsichtsrecht in die Geschäftsbücher eingeräumt werden. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erwidert, dass an eine Rückkehr zum Kontingentsystem nicht 

gedacht sei, andererseits aber noch nicht feststehe, ob an dem für die Jahre 1918 bis 1920 

gewählten System festgehalten würde. Die Schwierigkeit bei der Neuregelung liege in der 

Ermittlung einer verlässlichen Grundlage für die Steuerbemessung, die sich bei der 

Mangelhaftigkeit der Buchführung in den kleineren Betrieben auch durch Einführung der 

öffentlichen Rechnungslegung nicht erreichen ließe. Eine Reform der Steuer sei unerlässlich, 

doch solle sie jenem Zeitpunkte vorbehalten bleiben, bis entschieden sein werde, ob die 

Erwerbsteuer nicht an die Länder als Steuerquelle überzugehen hätte. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  billigt im Allgemeinen die Erhöhung der Grundsteuer, 

widerspricht aber der Auffassung, dass die Landwirtschaft auch derzeit noch höhere Beträge 

abwerfe. Das hemmungslose Ansteigen der Preise aller Industrieartikel auf der einen Seite 

und die künstliche Niederhaltung der Preise der landwirtschaftlichen Produkte durch die 

staatliche Regelung auf der anderen Seite habe bewirkt, dass die Landwirtschaft schon längst 

mit Verlust arbeite und das in den Kriegsjahren eventuell angesammelte Kapital binnen 

kurzem zugesetzt haben werde. 

Der Kabinettsrat erklärt sich mit der Einbringung der Vorlage in der 

Nationalversammlung einverstanden. 

 

d) Länderdotationsgesetz. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  beruft sich bezüglich des Entwurfes des Gesetzes über die 

Gewährung von Dotationen nebst außerordentlichen Zuschüssen aus Staatsmitteln an die 

Länder und an die Gemeinde Wien für die Jahre 1919 und 1920 auf die bei den 

Länderkonferenzen getroffenen Vereinbarungen, welche durch die Vorlage gesetzliche Form 

erhalten sollen. Der Entwurf setze an die Stelle der bisherigen Überweisungen aus den 

direkten Steuern, dann der Branntwein- und der Biersteuer feste, vom Ertrage staatlicher 

Abgaben unabhängige Dotationen und nehme die endgiltige Bestimmung der Überweisungen 

für das Jahr 1919, auf welche bisher nur Vorschüsse erteilt worden seien, sowie die 

Festsetzung der Beträge für das Jahr 1920 vor. Die Grundlage der Bemessung bilden die 

Überweisungen für das Jahr 1918 mit gewissen Abstrichen und Vorbehalten bezüglich jener 

Länder, die aus dem Friedensvertrage eine Verminderung der Bevölkerung erfahren oder zu 
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erwarten haben. Der ursprünglich vorgesehene Gesetzestext hätte jedoch in doppelter 

Beziehung Abänderung zu erfahren: 

Im Hinblick auf den Umstand, dass sich in jenen Ländern, welche durch den 

Friedensvertrag Gebiet verlieren, die Verwaltungskosten und Auslagen für die 

Landesanstalten nicht in jenem Ausmaße verringern, als der Zahl der in Wegfall kommenden 

Bevölkerung entspricht, während die Abschläge nicht im einfachen Verhältnis zur 

Verringerung der Bevölkerung zu bemessen, sondern im umgekehrten Verhältnis zu der 

verbleibenden Bevölkerungszahl abzustufen. Danach hätte also Tirol, das nur 1/3 seiner 

früheren Einwohnerzahl behält, zu der auf ein Drittel der Berechnungsgrundlage gekürzten 

Überweisung einen Zuschuss von 50 %, Steiermark, dem zwei Dritteile der Bevölkerung 

verbleiben, einen Zuschuss von 25 % und Kärnten, je nach dem ihm bei günstigem Ausfall 

der Volksabstimmung 3/4 oder bei ungünstigem Ausfall der Abstimmung 3/5 der 

Bevölkerung verbleiben, einen Zuschuss von 15 oder 30 % zur ermittelten Dotationssumme 

zu bekommen. 

Ferner reiche die bei der Länderkonferenz vereinbarte Verdreifachung der früheren 

Überweisungsbeträge für die Bedürfnisse der Länder heute nicht mehr aus. Redner schlage 

daher vor, die Überweisungen statt auf den dreifachen auf den fünffachen Betrag zu bringen. 

Der daraus erwachsende Mehraufwand von 112 - 114 Millionen Kronen stelle im Wesen nur 

eine Verschiebung innerhalb der öffentlichen Haushaltungen dar, indem dadurch den Ländern 

die stärkere Ausnützung ihrer eigenen Steuerquellen erspart bleibe. Gleichzeitig werde einer 

noch weitergehenden Dezentralisierung der Steuergesetzgebung, Steuerveranlagung und 

Steuereinhebung entgegengewirkt und erreicht, dass diese Funktionen dem höher 

organisierten Körper vorbehalten bleiben. Eine Überdeckung der Landeserfordernisse trete 

auch bei der Verfünffachung nirgends ein. 

Eine Neueinführung des Gesetzentwurfes liege darin, dass Wien zum erstenmal mit 

Überweisungen bedacht werde. Die Beträge seien gedacht als Bedeckung jener besonderen 

Lasten, welche der Gemeinde durch die wirtschaftlichen Nachwirkungen des Krieges 

erwuchsen. An der nunmehr beantragten Erhöhung der Überweisungen hätte Wien in der 

gleichen Weise wie die Länder teilzunehmen. 

Vizekanzler F i n k  bemerkt, die außerordentliche Dotation für Wien könne nur unter der 

Voraussetzung hingenommen werden, als es sich darum handle, den der Gemeinde zur 

Ausgleichung gewisser Kriegslasten bereits gewährten Vorschüssen eine gesetzliche 

Unterlage zu geben, und sie nicht bloß deswegen gewährt werde, um der Gemeinde staatliche 

Mittel zur Bedeckung des Mehraufwandes für ihre Beamten zur Verfügung zu stellen. Dazu 
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müsste Wien, das die geringsten Gemeindeumlagen einhebe, erst den Nachweis erbringen, 

dass es seine eigenen Steuerquellen bereits bis zum äußersten angespannt habe, mindestens 

aber die gleiche steuerliche Belastung wie die übrigen Länder trage. 

Die Höhe der für Wien und Niederösterreich in Aussicht genommenen Überweisungen sei 

für die Ländervertreter nicht annehmbar; denn Niederösterreich und Wien würden nach den 

neuen Ansätzen 411 Millionen Kronen beziehungsweise Niederösterreich für sich allein 249 

Millionen Kronen, alle übrigen Länder aber zusammen nur 166 Millionen Kronen erhalten. 

Der Fehler liege nicht so sehr in der für Wien ausgesetzten Dotation, sondern darin, dass 

Niederösterreich in § 2 trotz der selbständigen Berücksichtigung Wiens die außerordentliche 

Dotation nach dem Betrage jener Überweisung berechnet erhält, welche für das Land 

zusammen mit der Gemeinde Wien bestimmt ist. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  rechtfertigt die Überweisungen an die Gemeinde Wien 

durch den Hinweis darauf, dass Wien die stärkste Steuerquelle des Staates darstelle und es 

vollkommen billig sei, die Zuweisungen im Verhältnisse zu den Steuereingängen 

vorzunehmen. Eine Erhöhung der Gemeindezuschläge in Wien würde wegen der 

verschwindend geringen Bemessungsgrundlage nur ein für das Gesamterfordernis nicht weiter 

in die Wagschale fallendes Erträgnis bringen und komme daher für die Herstellung des 

Gleichgewichtes im Gemeindehaushalt nicht weiter in Betracht. 

Staatssekretär E l d e r s c h  leitet die Notwendigkeit einer Beteilung Wiens besonders aus 

dem Umstande ab, dass Wien die Geschäfte der politischen Behörde I. Instanz zu versehen 

und daher in seinen Beamten eine enorme Last an Stelle des Staates zu tragen habe, die 

infolge der Größe des Verwaltungskörpers unvergleichlich höher sei, als jene der Länder oder 

gar anderer Gemeinden. In der Frage der Erhöhung der Gemeindeumlage wäre zu 

berücksichtigen, dass dadurch zahlreiche Unternehmungen in die Länder oder gar in die 

Nachfolgestaaten verscheucht würden, was unbedingt vermieden bleiben müsse. 

Der V o r s i t z e n d e  verweist darauf, dass sowohl Niederösterreich wie die Gemeinde 

Wien durch die Erscheinungen des Krieges zu ganz besonderen Aufwendungen in einer Höhe 

genötigt worden seien, die die anderen Länder nicht getroffen habe, und beide für diesen 

Mehraufwand vom Staate eine Deckung bekommen müssen. Die Zuwendung solle allerdings 

kein Präjudiz für die Bemessung der Überweisungen in den späteren Jahren schaffen und es 

wäre daher zweckmäßig sie in eine Summe zu zerlegen, welche die eigentliche Überweisung 

darstellt, und einen weiteren Betrag, welcher zur Deckung der außerordentlichen Kriegslasten 

bestimmt ist. Sonst entstünde der falsche Anschein, dass Wien zu Unrecht begünstigt werde, 

was im Interesse aller umsomehr zu vermeiden wäre, als die Gemeinde das erstemal mit einer 
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Überweisung bedacht werden soll. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  schlägt, um nicht durch eine anscheinende Bevorzugung 

Niederösterreichs Anstoß zu erregen, die Lösung vor, in der Gesamtsumme der 

Überweisungen einen Betrag von etwa 250 Millionen Kronen mit der Bestimmung 

vorzusehen, daraus alle Länder unter Berücksichtigung des höheren Verwaltungsbedürfnisses 

von Niederösterreich und Wien und unter Berücksichtigung des höheren Wertes der Krone in 

den übrigen Ländern zu beteilen. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  bringt vor, dass die Überweisungen an Niederösterreich den 

Abgang im Landeshaushalte nicht decken und trotz der Einhebung von Umlagen 

einschließlich der Bezirksumlagen in einer Höhe von 188,5 bis zu 200,7 % im Budget des 

Jahres 1920 noch immer ein unbedeckter Rest von 206 Millionen Kronen verbleibe. Durch 

die Verfünffachung der Überweisungsbeträge habe sich allerdings eine weitgehende 

Bevorzugung Niederösterreichs im Vergleiche zu den übrigen Ländern ergeben und es würde 

Redner als ein Akt der politischen Klugheit erscheinen, hier ein richtigeres Verhältnis 

herzustellen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erklärt, dass Wien unter der Geldentwertung hinsichtlich der 

Ausgaben von allen Gebieten Österreichs am meisten u leiden habe, sich ihr aber hinsichtlich 

der Einnahmen nicht anzupassen vermöge, da der Gemeinde durch die 

Mieterschutzbestimmungen die Ausnützung der Haupteinnahmequelle, nämlich der 

Hauszinssteuer, versperrt sei. Von der Überweisung an Niederösterreich erhalte Wien nach 

einem Übereinkommen zwischen Land und Gemeinde einen bestimmten Anteil, nach dessen 

Abzug für das Land nur ein effektiver Rest von 14 Millionen Kronen erübrige. Würde dieser 

Rest allein der Bemessung der außerordentlichen Dotation zu Grunde liegen, so käme 

Niederösterreich auf einen unzulänglichen Betrag und es müsste für das Land eine 

Sonderbestimmung getroffen werden. 

 

Der Kabinettsrat beschließt, der Einbringung des Entwurfes des Länderdotationsgesetzes in 

der Nationalversammlung grundsätzlich zuzustimmen, jedoch eine Kabinettskonferenz, 

bestehend aus dem V o r s i t z e n d e n, Vizekanzler F i n k, Staatssekretär Dr. R e i s c h  

und Staatssekretär S t ö c k l e r  mit der Aufgabe zu betrauen, in den Ansätzen für das Land 

Niederösterreich und die Gemeinde Wien die vom Vorsitzenden angeregte Zerlegung in 

eigentliche Überweisungsbeträge und außerordentliche Zuwendungen zur Deckung der 

höheren Kriegslasten vorzunehmen und für die letzteren auch im Motivenbericht eine 

entsprechende Begründung zu geben. 
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e) Gemeindeüberweisungsgesetz. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  legt dar, dass den Gemeinden einzelne bisher staatliche 

Einnahmen, nämlich die Linienverzehrungssteuer einschließlich des staatlichen 

Biersteuerzuschlages in den geschlossenen Städten Wien, Linz und Graz, dann die 

Fleischsteuer in allen Gemeinden sowie jener Teil der Hauszinssteuer überlassen werden soll, 

um welche sie in den Landeshauptstädten das Ausmaß in den übrigen Gemeinden übersteigt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf im Zusammenhange mit der Beteiligung der Gemeinden an 

dem Ertrage der Umsatzsteuer stelle den ersten wichtigen Schritt zur Sanierung der 

Gemeindefinanzen durch Eröffnung neuer Einnahmsquellen dar. 

 

Der Kabinettsrat genehmigt den Entwurf des Gesetzes über die Überweisung eines 

Teilertrages der Hauszinssteuer sowie der Erträgnisse der Linienverzehrungssteuer 

einschließlich des staatlichen Biersteuerzuschlages und der Fleischsteuer an die Gemeinden 

(Gemeindeüberweisungsgesetz) zur Einbringung in die Nationalversammlung. 

 

f) Umsatzsteuer. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  begründet die Einführung der Umsatzsteuer damit, dass sie 

das klassische Mittel darstelle, zerrütteten Staatsfinanzen wieder aufzuhelfen, und in einer 

Reihe von Staaten mit den besten Erfolgen für den Staatsschatz in Anwendung stehe. Die 

Tschechoslowakei habe mit 1. Jänner 1.J. gleichfalls eine Umsatzsteuer eingeführt, 

Deutschland und Frankreich denken an die weitere Ausgestaltung ihrer bezüglichen Gesetze. 

Die Umsatzsteuer bilde eine notwendige Ergänzung des Verkehrssteuersystemes bezüglich 

des Warenumsatzes und werfe ohne allzu empfindliche Belastung des Konsums erhebliche 

Erträgnisse ab. Für Österreich seien aus der Umsatzsteuer unter normalen Verhältnissen 400 - 

450 Millionen Kronen, für die Dauer des jetzigen Warenmangels etwa 300 Millionen Kronen 

zu erwarten. Wie eingangs der Verhandlungen erwähnt, sei die Umsatzsteuer mindestens zur 

Hälfte den Besitzsteuern zuzurechnen. 

Staatssekretär E l d e r s c h  bezeichnet die Umsatzsteuer im Gegensatze zum Vorredner 

als Konsumsteuer und will ihr die Eigenschaft einer Besitzsteuer nur hinsichtlich der 

Luxusartikel zubilligen. Aus der Einführung der Umsatzsteuer befürchte der sprechende 

Staatssekretär eine schwere Schädigung der Volkswirtschaft durch die empfindliche 

Verteuerung der Waren, die sich namentlich daraus ergeben werde, dass die Waren auf ihrem 

normalen Wege vom Erzeuger zum Verbraucher einen mehrmaligen Umsatz haben und 
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darum auch mehrmals der Steuer unterliegen. Bedenklich sei es auch, dass die Umsatzsteuer 

Lebensmittel nur insoweit nicht treffen solle, als sie der staatlichen Bewirtschaftung 

unterliegen. Es wäre notwendig, wenigstens die wichtigsten Nahrungsmittel von der Steuer 

auszunehmen. 

Über die Liste der Luxusartikel müsste eine Enquête mit den Interessenten abgehalten 

werden, da sonst die Gefahr bestünde, dass die Exportindustrie in ihrer Konkurrenzfähigkeit 

lahmgelegt wird. 

Redner müsse auch die praktische Einhebungsmöglichkeit der Steuer bezweifeln. Es würde 

von ihr höchstens der legitime Handel getroffen, der illegitime dagegen ginge frei aus, was 

eine nur partielle und ganz willkürliche Verteilung der Steuer auf die Bevölkerung zur Folge 

hätte. 

Vizekanzler F i n k  stimmt mit dem Vorredner hinsichtlich der Ausscheidung der 

Lebensmittel aus der Umsatzsteuer überein. Die Preisansätze hinsichtlich der Luxuswaren 

bezeichnet er als durch die eingetretene Preisentwicklung überholt und einer neuen 

Festsetzung bedürftig. Die Einführung einer Warenumsatzsteuer bedinge auch eine Reform 

der Effektenumsatzsteuer, um die Ansätze beider miteinander in Einklang zu bringen. 

Ungerechtfertigt sei die Besteuerung des Urproduzenten, da sie bei diesem zum größten 

Teile Arbeitseinkommen treffe, ebenso die Besteuerung jener Fälle, wo den Produzenten 

Artikel zwangsweise um einen behördlich bestimmten Preis abgenommen werden, der 

niedriger als im freien Verkehr ist. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  verlangt Ausnahmebestimmungen für die wirklichen 

Lebensmittel des Massenkonsums, eventuell durch Anführung jener Lebensmittel, welche 

unter die Steuer zu fallen haben. 

Den Steuerbefreiungen nach § 9 könnte Redner dort, wo die Befreiung aus dem Grunde 

erfolgt, weil die betreffenden Verkehrsakte einer eigenen Besteuerung oder Vergebührung 

unterliegen, nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die dafür in Betracht kommenden 

Steuer- oder Skalensätze höher sind, als die Warenumsatzsteuer. 

Die Liste über die Luxusartikel nach § 12 sei zu dehnbar gefasst und bedürfe einer 

schärferen Stilisierung. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  bezeichnet es als einen Widersinn, die Lebensmittel staatlich 

zu bewirtschaften, um sie im Preise niedrig zu halten, sie hier aber durch Steuerbelastung zu 

verteuern. 

Bezüglich der Durchführungsmöglichkeit der Umsatzsteuer äußert Redner die gleichen 

Bedenken wie Staatssekretär E l d e r s c h. 
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Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  empfiehlt die Aufzählung einer gewissen Anzahl 

von Hauptnahrungsmitteln außerhalb des Kreises der staatlich bewirtschafteten Artikel, 

welche der Besteuerung nicht zu unterliegen hätten. Im Übrigen aber sei die Einbeziehung der 

Lebensmittel unter die Steuer mehr des Eindruckes nach außenhin, als der praktischen 

Wirkungen wegen bedenklich. 

Eine Korrektur der Liste hinsichtlich der Luxusartikel werde wenig Ergebnis haben, da der 

Betriff Luxus ganz unbestimmt und schwankenden Grenzen unterliege. Die Bedenken, dass 

sie der illegitime Handel der Steuer entziehen werde, treffen gewiss zu, doch müsste hier 

durch entsprechende Handhabung der Strafbestimmungen ein wirksames Gegengewicht 

geschaffen werden. 

Weitergehende Änderungen an dem Entwurfe vorzunehmen, sei nicht mehr die Zeit, da die 

Umsatzsteuer gleichzeitig mit den übrigen Steuervorlagen in der Nationalversammlung 

eingebracht werden und das rasch geschehen müsse, damit der Finanzplan seine Wirkungen 

gegenüber den Beamtenforderungen tue. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  hält eine taxative Aufzählung der 

Lebensmittel oder auch nur gewisser der Steuer nicht unterliegender Artikel für praktisch 

unmöglich, so dass es wohl bei der Unterwerfung der Lebensmittel unter die Umsatzsteuer 

werde sein Bewenden haben müssen. Bei den gegenwärtigen hohen Preisen falle der 

Steuerzuschlag von 1 ½ % an Umsatzsteuer wenig in´s Gewicht und der Luxussteuer 

unterlägen von den Lebensmitteln ja nur die Zuckerbäckerwaren sowie die Speisen und 

Getränke in einem Beköstigungsunternehmen, dem von der Behörde das Recht eingeräumt ist, 

in öffentlichen Ankündigungen die Bezeichnung als Luxusunternehmen oder ähnlich zu 

führen. Letztere Einschränkung werde wahrscheinlich bewirken, dass kein Unternehmen die 

Erklärung als Luxusunternehmen ansprechen werde. Die Bestimmungen der Absätze 3 und 4 

des § 10 lassen nicht klar entnehmen, welche Arten von Lieferungen unter die Befreiung 

fallen, und seien in einer Art gefasst, dass ihre Durchführung technischen Schwierigkeiten 

begegnen müsse. Hier wären also entsprechende Abänderungen vorzunehmen. 

Vizekanzler F i n k  erklärt es als notwendig, sämtliche Vorlagen in der 

Nationalversammlung gemeinsam einzubringen, bei der Einbringung jedoch darauf 

hinzuweisen, dass im Kabinettsrat von einzelnen Mitgliedern verschiedene Punkte bezeichnet 

worden seien, in welcher gelegentlich der parlamentarischen Verhandlungen Verbesserungen 

vorzunehmen wären. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  verweist gegenüber den vorgebrachten Bedenken neuerlich 

darauf, dass sich die Umsatzsteuer in allen Staaten, in welchen sie besteht, ungeachtet sie 
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auch die Lebensmittel umfasse, außerordentlich bewährt habe und dort vielfach noch weiter 

ausgestaltet werden solle. In Österreich mache die fortgesetzte Bewilligung neuer Auslagen 

auch die energische Ausnützung der vorhandenen Einnahmequellen notwendig und unter 

diesen nehme die Umsatzsteuer sowohl hinsichtlich der Ergiebigkeit, wie der 

Zweckmäßigkeit, einen hervorragenden Platz ein. 

Den Wunsch nach Ausgestaltung der Effektenumsatzsteuer nehme Redner zur Kenntnis, 

bemerke dazu aber, dass nach der Natur der hiebei in Betracht kommenden Verkehrsakte und 

Vermögensobjekte eine Gleichstellung in den Sätzen mit der Warenumsatzsteuer nicht ins 

Auge gefasst werden könne. 

Die Ausnahmen nach § 9 betreffen Verkehrsakte, beziehungsweise Objekte, die anderen 

Verkehrssteuern unterliegen, soweit Skalagebühren in Betracht kommen, sei nicht die 

Befreiung von der Umsatzsteuer, sondern nach § 11 lediglich die Einrechnung der 

Skalengebühren in den Steuerbetrag vorgesehen. 

Die Aufstellung einer besonderen Liste für Lebensmittel, die befreit sein sollen, müsste die 

Durchführung der Steuer überhaupt unmöglich machen, weil sich bei Abweichung von dem 

Grundsatze, dass jeder Umsatz der Steuer unterliegt, bei einem Warengeschäfte niemals 

feststellen ließe, welcher Teil des Umsatzes auf befreite Artikel entfällt. 

Schädigungen des Exporthandels würden durch die für den Handel nach dem Auslande, 

besonders für den Veredlungsverkehr vorgesehenen Ausnahmen hintangehalten. 

Die Aufzählung der Luxusgegenstände sei den Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes 

des Deutschen Reiches nachgebildet, jedoch viel ausführlicher gehalten als dort. Erübrigende 

Zweifelsfälle müssten der Lösung durch die Praxis überlassen bleiben. Im allgemeinen stelle 

die Scheidung der Luxusartikel nach den Preisen jedenfalls ein richtiges Prinzip dar. 

Auf die Abänderungsbedürftigkeit der Preisansätze für Luxusartikel angesichts der 

eingetretenen Preisentwicklung gedenke Redner bei Einbringung der Vorlage in der 

Nationalversammlung hinzuweisen. Für die weitere Zukunft sei in dieser Einsicht die 

Ermächtigung des Staatssekretärs für Finanzen im Gesetz vorgesehen, die Betragsgrenzen, 

von deren Überschreitung die Pflicht zur Entrichtung der Luxussteuern abhängt, den 

jeweiligen Preisverhältnissen entsprechend, durch Vollzugsanweisung abzuändern. 

Mit Rücksicht auf die große finanzielle Bedeutung der Umsatzsteuer für den Staat bitte 

Redner dringlich, der Kabinettsrat möge die Einbringung der Vorlage in der 

Nationalversammlung genehmigen. 

 

Der Kabinettsrat beschließt, da grundsätzliche Einwendungen gegen die Einführung einer 
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Umsatzteuer nicht vorgebracht wurden, die Einbringung des Gesetzentwurfes in der vom 

Staatsekretär für Finanzen vorgeschlagenen Fassung in der Nationalversammlung, bei 

welcher Gelegenheit jedoch dem Hause jene Punkte bekanntzugeben sein werden, hinsichtlich 

deren einzelne Kabinettsmitglieder sich für eine Abänderung der Vorlage ausgesprochen 

haben. 

Gleichzeitig wird der Staatssekretär für Finanzen beauftragt, eine Novelle zu § 12 des 

Gesetzes über die Effektenumsatzsteuer ausarbeiten zu lassen und diese Reform bereits 

gelegentlich der Einbringung der jetzigen Steuervorlagen in der Nationalversammlung 

anzukündigen. 

 

g) Erhöhung einiger Verbrauchsabgaben. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  bezeichnet als Zweck des Gesetzentwurfes, betreffend die 

Erhöhung einiger Verbrauchsabgaben, die Wiederherstellung des durch die eingetretenen 

Preiserhöhungen zu ungunsten des Fiskus verschobenen früheren Verhältnisses zwischen dem 

Preise der den Abgaben unterworfenen Artikel und der Abgabenhöhe. 

Sektionschef Dr. J o a s  führt dazu aus, dass mit Rücksicht auf das weitere Fortschreiten 

der Preissteigerung seit Ausarbeitung des Entwurfes eine stärkere Erhöhung einzelner 

Abgabensätze eintreten müsse, als ursprünglich vorgesehen, und zwar: bei Branntwein von 36 

K auf 50 K vom Liter Alkohol, bei Bier von 6 auf 10 K von jedem Hektolitergrad Extrakt und 

bei Wein von 120 K auf 200 K vom Hektoliter.  

Entsprechend dem Aufschube in der Erlassung des Gesetzes wäre im § 3 als der für die 

Vergleichung der Preise maßgebende Zeitpunkt statt des 1. Jänner, der 1. März 1920 

einzusetzen. 

 

Der Kabinettsrat erteilt dem Gesetzentwurfe mit den vorgeschlagenen Erhöhungen der 

Abgabensätze für Branntwein, Bier und Wein, die Zustimmung. 

 

h) Salzverschleißpreise. 

Zu dem Gesetzentwurf über die Neuregelung der staatlichen Salzverschleißpreise und der 

bei der Einführung von Salz zu entrichtenden Lizenzgebühren bemerkt Staatssekretär Dr. 

R e i s c h, dass die Salzpreise über das in der Kabinettssitzung vom 29. Jänner l.J. 

beschlossene Maß erhöht werden müssten, einerseits wegen der Einführung der gleitenden 

Zulagen und sonstigen Lohnaufbesserungen für die Arbeiterschaft, besonders aber aus dem 

Grunde, weil das Viehsalz, auf dessen Bezug aus Deutschland wir angewiesen seien, dort mit 
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1. Februar eine Erhöhung auf 40 Mark erfahren habe und nun verhindert werden müsse, dass 

etwa die Landwirtschaft das nach dem ursprünglich beschlossenen Tarife im Vergleiche hiezu 

billigere Speisesalz, an dem gleichfalls großer Mangel herrsche, an das Vieh verfüttere. Mit 

Rücksicht auf die bevorstehende Neuregelung, nach welcher die Bestimmung der 

Monopolpreise künftig dem Gesetzgebungswege vorbehalten bleibe, hätte weiters auch das 

Viehsalz in die Vorlage einbezogen werden müssen. Redner beantrage daher nunmehr 

folgende Preisansätze: Für Luxussalz 700 K, Tafelsalz 400 K, geformtes Sudsalz 260 K, loses 

Sudsalz 250 K, Viehsalz 50 K und Viehsalz-Lecksteine 55 K. 

 

Der Kabinettsrat genehmigt die Vorlage mit den geänderten Preisansätzen. 

 

i) Personalsteuernovelle. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erwähnt als wesentlichstes Merkmal der beabsichtigten 

Novellierung des Personalsteuergesetzes die Änderungen im Ausmaße der Steuer. Der neue § 

172 bringe entsprechend dem ungeheuren Steuerbedarf eine sehr erhebliche Steigerung der 

Sätze in einem solchen Ausmaße, als sie ohne unmittelbare Gefährdung der Steuerkraft 

überhaupt noch ins Auge gefasst werden konnte. Hiebei werde die Möglichkeit eines späteren 

Abbaues der auf die Dauer kaum erträglichen Steuerbelastung in formaler Beziehung durch 

eine Teilung der Steuerlast zur Hälfte im die eigentliche Steuer, zur anderen Hälfte in einen 

außerordentlichen Zuschlag von 100 % gekennzeichnet. Dadurch erscheinen die bisherigen 

Kriegszuschläge für künftig in die Steuer selbst einbezogen. Die Steuer schließe sich unter 

Zugrundelegung eines Wertverhältnisses von 3 K für 1 Mark im allgemeinen an die Sätze des 

Deutschen Reiches an, beginne jedoch nicht wie dort mit 5, beziehungsweise 6 %, sondern 

nur mit 3 %. Das steuerfreie Existenzminimum werde übereinstimmend mit Deutschland auf 

3.000 K, entsprechend 1.000 M festgesetzt. 

In den Steuererleichterungen aus dem Titel des Familienstandes bringe die Novelle 

gegenüber dem geltenden Rechtszustande eine wesentliche Ausgestaltung und Vereinfachung. 

Während jetzt für minderbelastete Haushalte Aufschläge und für stärkere belastete Haushalte 

Abschläge bestehen, gehe die neue Steuer von einem einheitlichen Satze aus und gewähre 

davon bis einschließlich der 41. Einkommenstufe den stärker belasteten Haushalten dergestalt 

Abschläge, dass als vollbelastet nur die Einzelpersonen erübrigen. Die Abschläge belaufen 

sich bei Haushaltungen von 2 Personen bis zur 23. Stufe auf 1/6 der Steuer, von da an auf 16 

% mit einer Degression bis zu ½ % in der 41. Stufe; bei Haushaltungen mit 3 oder 4 Personen 

werde der Nachlass um 3/5 und bei Haushaltungen von 5, oder mehr Personen, um das 
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Doppelte erhöht. Von der 42. Stufe an fänden Abschläge überhaupt nicht mehr statt. 

Eine weitere durchgreifende Änderung und Vereinfachung des Verfahrens liege in dem 

Aufgeben der sogenannten Quellentheorie. Bisher seien unter Annahme des 

Vorjahresergebnisses als Besteuerungsgrundlage doch nur solche Einkommen besteuert 

worden, deren Quellen zu Beginn des Steuerjahres noch bestanden. Soweit diese 

Voraussetzung nicht zutraf, wurde ein mutmaßliches Einkommen aus neu entstandenen oder 

wechselnden Einnahmsquellen durch Schätzung ermittelt. Diese für die Behörden und die 

Parteien nachteilige Vorgangsweise solle nun in der Weise abgeändert werden, dass die 

Besteuerung auf Grund der tatsächlichen Ergebnisse des Steuerjahres bis nach dessen Schluss 

aufgeschoben bleibe und bis dahin Voreinzahlungen auf Grund der letzten Steuerveranlagung 

zu entrichten sind. Die nächste Veranlagung solle darnach also erst Anfang 1921 im 

Nachhinein für das Steuerjahr 1920 erfolgen. Die Verschiebung der Veranlagung bringe im 

gegenwärtigen Moment auch noch den Vorteil, dass die Steuerbehörden die Zeit gewinnen, 

ihre Bemessungsrückstände aufzuarbeiten und sich mit der Vermögensabgabe zu 

beschäftigen. Um aber die Einkommensverhältnisse des Jahres 1919 nicht gänzlich außer 

Betracht zu lassen, werde für 1920 ausnahmsweise und mit gewissen Beschränkungen der 

Durchschnitt aus den Einkommensverhältnissen der Jahre 1919/20 als Bemessungsgrundlage 

genommen, wobei jedoch im Interesse der sofortigen Ausnützung der erhöhten Steuerskala 

die Voreinzahlung für das Jahr 1920 schon nach dieser zu erfolgen haben werde. 

Eine dritte wesentliche Änderung bringe der § 234 bezüglich der Behandlung des 

Einkommens aus Dienstbezügen. Diese sollen künftig in der Weise besteuert werden, dass 

nach Maßgabe ihrer Auszahlung die auf die ausgezahlten Dienst- oder Lohnbezüge 

entfallende Steuer allgemein vom Dienstgeber abgezogen und unter Anschluss der Lohnliste 

monatlich oder vierteljährlich an das Steueramt abgeführt werde. Diese Einrichtung 

ermögliche eine weitere Erleichterung für die Steuerbehörden, darin bestehend, dass jene 

Steuersubjekte, welche über kein anderes Einkommen als aus einem Dienst- oder 

Arbeitsverhältnis verfügen, überhaupt nicht mehr veranlagt werden, sondern bei ihnen der 

Abzug der Steuern durch den Dienstgeber die Steuerzahlung endgiltig erledigt. Die 

Verwendung von Steuermerken oder Steuerkarten bei diesen Abzügen nach reichsdeutschem 

Muster solle dem Verordnungswege vorbehalten bleiben. Bei dieser Gelegenheit werde auch 

die steuerpolitisch ungerechtfertigte Besoldungssteuer abgeschafft. 

Im Zusammenhange mit dem Steuerabzug beim Dienstgeber stehen die Bestimmungen 

des § 238, welcher das Verbot der Überwälzung der Steuerleistung von den Angestellten auf 

den Arbeitsgeber ausspricht und dessen Übertretung unter Strafe stellt. Vom Standpunkte der 
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staatsbürgerlichen Moral sei es anzustreben, dass jedermann seine Steuern selbst zahle und in 

ihn dadurch das Bewusstsein wachgehalten werde, dass jede staatliche Mehrausgabe mit einer 

stärkeren Steuerbelastung verknüpft sei. Das Verbot habe aber auch noch das Ziel, 

Lohnkämpfe über die Frage der Steuertragung zwischen Unternehmer und Arbeiter 

auszuschließen. Übertretungen des Verbotes unterliegen nach § 347 a, Zl. 2 einer Geldstrafe 

bis zu 50.000 K. Auf die Staatsangestellten habe das Überweisungsverbot mit Rücksicht auf 

die Sonderregelung im Besoldungsübergangsgesetz keine Anwendung. 

Eine Neueinführung bedeute die steuerrechtliche Behandlung der Konjunkturgewinne in 

den §§ 159 a und 175. Bisher seien Gewinne aus der Veräußerung von Vermögensobjekten 

nur dann dem Einkommen zuzurechnen gewesen, wenn die Veräußerung im Betriebe einer 

Erwerbsunternehmung oder in Ausführung eines Spekulationsgeschäftes erfolgte. Der 

gegenwärtige Vorschlag gehe einen Schritt weiter und unterwerfe die Konjunkturgewinne 

ganz allgemein der Besteuerung mit Ausnahme einiger weniger im Gesetz über die 

Vermögenszuwachssteuer vorgesehenen Fälle, die sich im Wesentlichen auf Möbel und 

Hausgeräte beschränken. Im Zusammenhange mit der Einführung der 

Vermögenszuwachssteuer, welche die nicht realisierten Vermögenszuwächse mit mäßigen 

Sätzen belege, bedeute die Erfassung nun auch der realisierten Vermögenszuwächse mit der 

wesentlich höheren Einkommensteuer das letzte Glied des neuen Steuersystems in diesem 

Belange. 

Die Bestimmungen über die Konjunktur passen sich jenen über die Ermittlung des 

Wertzuwachses für die Vermögenszuwachssteuer an. Der § 175 gehe von der Absicht aus 

hintanzuhalten, dass durch die Anrechnung eines in Jahren angesammelten Gewinnes, zum 

Beispiel aus dem Verkaufe eines in mehrjähriger Arbeit entstandenen Werkes eines Künstlers 

oder dem Verkaufe des herangewachsenen Holzes, auf das Einkommen jenes Jahres, in 

welchem der Gewinn realisiert wird, eine unwillige Steigerung der Progression und damit 

eine ungerechte Steuerbelastung eintrete. Dabei werde der Konjunkturgewinn für die 

Ermittlung der Progression nur mit einem Fünftel in Anschlag gebracht und sodann die Steuer 

für das Gesamteinkommen mit dem Prozentsatz jener Einkommenstufe bemessen, die sich 

aus der Zusammenrechnung des sonstigen Einkommens mit dem Fünftel des 

Konjunkturgewinnes ergibt. 

Der Ertrag der neuen Steuersätze lasse sich nur mit geringer Verlässlichkeit beurteilen. Die 

letztvorliegenden statistischen Nachweisungen über die Vorschreibungen des ersten 

Halbjahres 1916 geben den Betrag der Einkommensteuer einschließlich der Kriegszuschläge 

in den der österreichischen Republik verbliebenen Gebieten mit ungefähr 230 Millionen 
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Kronen an. Bei Berücksichtigung der Verschiebung in in den absoluten Einkommensziffern 

infolge der Valutaumwälzung dürften sich die Eingänge an Einkommensteuer samt 

Zuschlägen im Steuerjahre 1919 auf über 500 Millionen Kronen belaufen, eingerechnet 

allerdings sehr beträchtliche Einzahlungen auf Rückstände aus früheren Jahren. Der Ertrag 

der Einkommensteuer nach der neuen Skala könne aber immerhin annähernd mit 400 

Millionen Kronen eingeschätzt werden. 

Übereinstimmend mit der Verschiebung der Veranlagungstermine im § 156 soll auch bei 

der besonderen Erwerbsteuer und bei der Rentensteuer die Änderung eintreten, dass der 

Ertrag des Steuerjahres die Steuergrundlage zu bilden habe. Bei der besonderen Erwerbsteuer 

ergebe sieh aus dieser Neuregelung neben gewissen verwaltungstechnischen Vereinfachungen 

auch die Möglichkeit zur Beseitigung der Unbilligkeit des jetzigen Systems, dass bei neu 

entstehenden Unternehmungen die erste Betriebsperiode steuerlich mehrfach erfasst, beim 

Erlöschen von Unternehmungen hingegen der letzte Gewinn von der Gesteuerung 

freigelassen wird. Die Bemessung werde nunmehr im Nachhinein nach den tatsächlichen 

Erträgnissen erfolgen, wobei Voreinzahlungen nach der Gebühr des Vorjahres, bei 

Aktiengesellschaften mit mindestens 4 % des Aktienkapitals vorgesehen seien. 

Eine besondere Ausgestaltung erfahren durch den Entwurf die Strafbestimmungen. Hier 

müsse eine wesentliche Verschärfung Platz greifen, um dem durch die Erhöhung der Sätze 

gesteigerten Anreiz zu Steuerhinterziehungen entsprechend entgegenzuwirken. Als 

Strafverschärfung werde für vorsätzliche Steuervergehen bei Vorliegen besonders 

erschwerender Umstände, wie Führung unrichtiger Bücher oder Aufzeichnungen, Vorlage 

unrichtiger Buchabschlüsse und dgl. der Verlust der Gewerbeberechtigung zugelassen. Ferner 

werde angeordnet, dass bei einer 100.000 K übersteigenden Steuerverkürzung auch Arrest bis 

zu zwei Jahren, anstatt bisher einem Jahr verhängt werden könne und die Straferkenntnisse 

mit Ausnahme jener wegen bloßer Ordnungswidrigkeiten in der amtlichen Zeitung verlautbart 

werden. Die mit festen Höchstgrenzen angeordneten Geldstrafen würden entsprechend der 

Geldentwertung erhöht. 

Die Machtmittel der Steuerbehörden zur Durchführung von Strafverhandlungen erfahren 

eine Verstärkung, indem die Zwangsvorführung des Beschuldigten im Falle ungerechtfertigter 

Nichtfolgeleistung einer Vorladung, weiters die Bucheinsicht ohne vorherige Verständigung 

des Steuerpflichtigen und in Fällen der vorsätzlichen Steuerhinterziehung oder 

Verheimlichung auch Haus- und Personendurchsuchungen als zulässig erklärt werden. Zur 

Gewährleistung der Einbringlichkeit der Geldstrafen werde bestimmt, dass ihre Sicherstellung 

bereits im Zuge des Strafverfahrens vorgenommen werden dürfe. 



151 – 1920-02-24/25 20 

Schließlich erfolge noch ein bedeutsamer Schritt in Bezug auf die Auskunftspflicht, die 

nunmehr insbesondere auch den Geldinstituten hinsichtlich ihrer Kunden auferlegt werden 

solle. Derzeit sei es der Steuerbehörde verwehrt, zur Wahrheitsermittlung in die Bücher des 

Steuerpflichtigen Einsicht zu nehmen oder bei den Unternehmungen, die sich gewerbsmäßig 

mit der Verwaltung fremder Kapitalien befassen, nach dem Stande und der Bewegung der bei 

ihnen verwalteten Kapitalien anzufragen. Schon die Personalsteuernovelle von 1914 habe 

diesem Zustande gegenüber die Vorlage der Geschäftsbücher eingeführt; das wichtigste 

Hilfsmittel, die Auskunftspflicht der Verwahrer fremden Vermögens, sei damals jedoch 

ausgeblieben, weil man sich scheute, in das besondere Vertrauensverhältnis zwischen den 

Banken und ihren Auftraggebern durch Lüftung des Geschäftsgeheimnisses einzugreifen Die 

Wahrung des Bankgeheimnisses besitze gewiss eine Berechtigung und die Einführung der 

Auskunftspflicht der Banken könne leicht die Folge haben, dass die Kapitalien abgehoben 

und zur größeren Sicherheit in ausländische Verwahrung gegeben werden. Der dringende 

Geldbedarf aller Staaten mache es jedoch wahrscheinlich, dass über diese Frage internationale 

Abmachungen zustandekommen und die dafür von Frankreich bereits im Frieden gegebenen 

Anregungen wieder aufgegriffen werden. Jedenfalls sei die Finanzlage des Staates zu ernst, 

als dass solchen Bedenken noch Raum gewahrt werden könne und der Entwurf sehe daher in 

seinem § 269, ähnlich wie der Entwurf, betreffend die große Vermögensabgabe, die 

Einführung einer weitgehenden Auskunft- und unter Umständen sogar Anzeigepflicht der 

Banken und verwandten Institute vor. 

Den besprochenen Verschärfungen der Personalsteuer im Interesse des Staates stehen aber 

auch gewisse Begünstigungen gegenüber, welche dem augenblicklichen wirtschaftlichen 

Tiefstand Rechnung tragen sollen. Namentlich handle es sich darum, gewisse 

Beschränkungen zeitlich zu beseitigen oder abzuändern, durch die eine Hemmung der 

Produktion oder des Zuströmens fremder Kapitalien und damit eine Behinderung des 

Wiederaufbaues bewirkt werden könnte. In dieser Absicht werden die Zinsen der vom 

Auslande her in fremder Währung eingelegten Gelder von der Rentensteuer befreit, weil sich 

das Ausland einen solchen Abzug nicht gefallen ließe und seine Kapitalien zum Schaden 

unserer valutarischen Interessen aus Österreich abberufen würde. Ferner solle eine 

Begünstigung der Passivzinsen von Industrieunternehmungen hinsichtlich ihrer Einbeziehung 

in die Bemessungsgrundlage für die Erwerbsteuer Platz greifen. Des Weiteren sei eine 

Berücksichtigung der Portefeuilleaktien von Gesellschaften, die sich auf von ihnen während 

der Jahre 1920 - 1924 neu gegründeten Industrieunternehmungen beziehen, vorgesehen, 

indem deren Dividenden, weil sie bereits einmal besteuert wurden, unter gewissen 
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Voraussetzungen aus der Besteuerungsgrundlage ausgeschieden werden. Eine ähnliche 

Begünstigung werde jenen hierländischen Unternehmungen eingeräumt, welche durch die 

Umstände genötigt sind, ihre in den Nachfolgestaaten liegenden Zweigniederlassungen in 

selbständige Aktiengesellschaften umzuwandeln. Es soll dadurch im Interesse der 

Aufrechterhaltung österreichischen Einflusses auf diese Unternehmungen in den 

Nachfolgestaaten den Gründern ermöglicht werden, weiter daran durch Aktienbesitz beteiligt 

zu bleiben, ohne deswegen einer Doppelbesteuerung zu verfallen. 

In der anschließenden Debatte über die Personalsteuernovelle begegnete sowohl die 

Festsetzung des Existenzminimums auf bloß 3.000 K wie die Höhe der Sätze der Steuerskala 

Bedenken von Seite des Vizekanzlers F i n k  und der Staatssekretäre E l d e r s c h, 

H a n u s c h  und Dr. R a m e k. 

Vizekanzler F i n k  hält eine Beurteilung der Steuersätze nur im Zusammenhalte mit dem 

gesamtem Steuerprogramm möglich, bis überblickt werden könne, ob die Steuersubjekte die 

ihnen durch die verschiedenen Steuern zugemutete Belastung auch wirklich zu ertragen im 

Stande sind. 

Staatssekretär H a n u s c h  empfiehlt, die Sätze statt mit 3 % bloß mit 1 % beginnen zu 

lassen und überhaupt in den unteren Stufen niedriger zu halten, dafür aber die höheren Stufen 

verhältnismäßig zu steigern. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erwidert, dass bei Aufstellung der Steuerskala im Hinblicke 

auf die engen wirtschaftlichen Beziehungen zu Deutschland die dortigen Ansätze gewählt 

worden seien und überdies berücksichtigt werden müsse, dass nach den Bestimmungen des 

Friedensvertrages von St. Germain Österreich keine niedrigeren Sätze haben dürfe, als irgend 

einer der Ententestaaten. Da die Einkommensteuer aber nicht mehr so wie früher das 

Rückgrat des ganzen Steuersystems bilde, habe Redner gegen eine Ermäßigung der 

Steuerskala keine grundsätzlichen Einwendungen. Nur müsste eine solche gleichmäßig in 

allen Stufen erfolgen und es ginge nicht an, etwa nur die unteren Stufen herabzusetzen, die 

oberen dafür aber noch weiter zu erhöhen. Ein solcher Vorgang müsste zu einer 

unerträglichen Verschärfung der ohnedies bis zum Äußersten angespannten Progression 

führen. 

 

Nach dem Vorschlage des Vorsitzenden beschließt der Kabinettsrat, die Bestimmung der 

Höhe des Existenzminimums sowie der Steuerskala der Nationalversammlung zu überlassen. 

In der Frage der Einführung des Steuerabzuges aus Dienstbezügen durch den Arbeitsgeber 

erklärt sich Staatssekretär H a n u s c h  mit der Regelung des Gesetzes durchaus 
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einverstanden. Er macht jedoch aufmerksam, dass damit die gesamte Veranlagung von den 

Steuerbehörden auf die einzelnen Betriebskanzleien übergehe und sich Schwierigkeiten bei 

Ermittlung der Abschläge aus dem Titel des Familienstandes ergeben dürften, ob sich die 

Unternehmer einer derartigen Arbeitsbelastung ohne weiteres unterziehen werden, scheine 

ihm fraglich und es wäre daher am Platze, sich zunächst der Bereitwilligkeit der Unternehmer 

zur Durchführung des Steuerabzuges zu vergewissern. 

Die Freihaltung der Staatsangestellten von der Steuerleistung sei vom Standpunkte der 

Steuermoral nicht förderlich. Es wäre daher der Vorgang zu erwägen, die Staatsangestellten 

der Steuerzahlung zu unterwerfen, ihnen die Steuerbeträge aber von staatswegen 

rückzuersetzen. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  hält bezüglich der Steuerabzüge beim 

Unternehmer besondere Bestimmungen für jene Fälle nötig, dass ein Arbeiter, dem während 

einiger Monate des Jahres bereits Steuerabzüge gemacht wurden, später arbeitslos wird oder 

in einem niedriger bezahlten Arbeitsverhältnisse steht, daher nach der Gesamtsumme seines 

Einkommens unter einen niedrigeren Satz zu fallen hätte, als den Steuerzahlungen während 

der ersten Monate entspricht. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  bezeichnet die Wiedereinführung der Selbstzahlung der 

Steuern bei den Staatsangestellten als eine unnötige Belastung der Behörden, zumal ja durch 

den Rückersatz der Steuerbeträge der angestrebte moralische Effekt zunichte gedacht würde. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  empfiehlt die Frage der Steuerzahlung der Beamten als 

einen Bestandteil der gleitenden Zulage bei der bevorstehenden parlamentarischen Enquête 

über die Besoldungsfrage der öffentlichen Angestellten zur Sprache zu bringen. 

Staatssekretär E l d e r s c h  erwartet aus der Einführung der Steuerpflicht der Beamten 

sofort Gehaltsforderungen, die sich wahrscheinlich nicht bloß auf die Steuerbeträge 

beschränken, sondern auch auf alle sonst noch eingetretenen Verteuerungen erstrecken 

würden. Eine Bewegung unter den öffentlichen Angestellten wäre zugleich das Signal für alle 

privaten Arbeiter und Angestellten, auch ihrerseits das gleiche zu verlangen. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h  erachtet die Durchführung des Steuerabzuges beim 

Unternehmer als unmöglich. Der jetzt zwischen Steuerbehörden und Steuerpflichtigen 

spielende Streit würde künftighin zwischen Unternehmer und Arbeiter vor sich gehen und zur 

Vermeidung von Unzukömmlichkeiten daraus müsste durch eine Steuervorschreibung die 

Höhe des Abzuges für beide Teile verbindlich festgestellt werden. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r  wendet sich gegen die Festsetzung von Ordnungsstrafen 

im § 234 auf mutwillige Ansuchen um Feststellungserkenntnisse, da von dem Unternehmer 
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die Mitwirkung bei Durchführung des Steuerabzuges nur dann erwartet werden könne, wenn 

ihm die Freiheit, Feststellungsbekenntnisse zu begehren, voll gewahrt bleibt. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  verweist darauf, dass das Gesetz die Verpflichtung des 

Unternehmers zur Vornahme des Steuerabzuges durch die Bestimmung des Absatzes 6 von § 

234 unter Zwang stelle, wonach der Arbeitgeber für die nicht zum Abzug gebrachten 

Steuerbeträge selbst haftet. Die Bemessung des Steuerabzuges werde für die Unternehmer 

dadurch erleichtert, dass die Arbeitnehmer in § 234, Abs. 4 verpflichtet werden, den 

Dienstgeber allen für die Steuerpflicht belangreichen Angaben zu machen. Es handle sich 

dabei um rein äußerliche Momente und das Staatsamt für Finanzen beabsichtige für die 

Unternehmer besondere Tabellen auszuarbeiten, welche eine schematische Übersicht der 

Steuerabzüge nach Lohnhöhe und Familienstand bieten. Außerdem sei zur Erleichterung des 

Verfahrens die Einführung von Steuermarken beziehungsweise Steuerkarten in Aussicht 

genommen. 

Die Festsetzung vom Strafen auf mutwillige Begehren vom Feststellungserkenntnisse sei 

notwendig, um unnötige Belästigungen der Steuerbehörden durch chikanöse Unternehmer zu 

verhüten. Da gegen die Verhängung einer solchen Strafe ein Beschwerderecht an die 

Rekursinstanz offen stehe, seien Willkürsakte der Behörden nicht zu befürchten. 

Bei den Staatsbeamten wäre es gewiss erwünscht, sie die Steuern selbst zahlen zu lassen, 

doch scheine der gegenwärtige Augenblick nicht geeignet, an dem bestehenden 

Rechtszustande eine Änderung vorzunehmen. Die Möglichkeit hiefür müsse vielmehr 

gelegentlich der Durchführung der definitiven Besoldungsreform wahrgenommen werden. 

Die Frage der Behandlung von Arbeitern im Falle ihres Übertrittes in ein niedriger 

bezahltes Arbeitsverhältnis erfahre durch den § 236 a ihre Regelung, wonach der 

Arbeitnehmer das Recht habe, ein Steuerbekenntnis einzubringen, und darnach die 

Richtigstellung der Steuerleistung sowie die Rückvergütung eventuell geleisteter 

Mehrzahlungen zu verlangen. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r  nimmt gegen das Verbot der Steuerüberwälzung vom 

Arbeitnehmer auf den Arbeitgeber mit dem Hinweise darauf Stellung, dass die gleichen 

Begünstigungen, welche die Staatsangestellten haben, auch den Privatangestellten offen 

gehalten werden müssten und außerdem gegenwärtig noch zahlreiche Kollektivverträge 

laufen, nach welchen der Unternehmer die Einkommensteuer seiner Angestellten zu tragen 

hat. Eine Änderung hierin hätte den sofortigen Ausbruch neuer Lohnkämpfe zur Folge und es 

sollte deshalb das Überweisungsverbot aus der Vorlage noch vor deren Einbringung in der 

Nationalversammlung gestrichen werden. 
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Staatssekretär E l d e r s c h  erblickt in diesem Überwälzungsverbot und der darauf 

gelegten Strafe eine einseitige Stellungnahme zu Gunsten gewisser Unternehmer und 

bezeichnet es als unzulässig, durch eine solche Bestimmung in privatrechtliche Abkommen 

zwischen Arbeitern und Unternehmern einzugreifen. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  meint, das Überwälzungsverbot beinhalte nichts anderes, 

als eine Verschärfung des Bureaukratismus, indem es die Steuerentrichtungen, die sich jetzt in 

einem einzigen Akte vollzog, in eine Unzahl von Einzelakten für jeden Angestellten zerlege. 

Staatssekretär H a n u s c h  führt aus, dass nach der derzeitigen Auffassung der 

Gewerkschaften die Einkommensteuer allerdings von den Arbeitern zu tragen sei, sich aber 

noch ältere Kollektivverträge, die das Gegenteil versehen, in Geltung befinden. Es wäre daher 

durch Übergangsbestimmungen vorzusorgen, dass die Wirksamkeit der vom Gesetze 

beabsichtigten Neuregelung bis zum Erlöschen dieser Kollektivverträge aufgeschoben bleibe. 

Der V o r s i t z e n d e  erkennt an, dass dem Überwälzungsverbot ein sozial richtiger 

Gedanke zugrunde liege, bezweifelt aber die Möglichkeit, ihn im gegenwärtigen Momente 

durchführen zu können. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  tritt dafür ein, die Regelung so lange aufzuschieben, bis 

eine gleichmäßige Behandlang der Staatsangestellten und der Privatangestellten in der Frage 

der Steuerzahlung möglich sein werde. 

Vizekanzler F i n k  schlägt eine Übergangsbestimmung vor, welche die Geltung des 1. 

Absatzes des § 238 auf die laufenden Kollektivverträge ausschließt. 

Staatssekretär E l d e r s c h  stellt den Antrag, unter die Ausnahmen vom 

Überwälzungsverbote nach Absatz 3 des § 238 die Kollektivverträge im allgemeinen 

einzubeziehen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erläutert, dass § 238 nicht so sehr den Zweck verfolge, 

Steuerhinterziehungen von Dienstbezügen zu verhindern, sondern den Charakter der 

Einkommensteuer als einer direkten Steuer dadurch wahren wolle, dass derjenige, welcher das 

Einkommen bezieht, auch die Steuer davon trägt. Die Einkommensteuer soll für jeden 

Einzelnen den beweglichen Maßstab für das Ansteigen der Lasten bei Vermehrung der 

Staatsausgaben bilden. Eine Verschärfung des Bureaukratismus trete nicht ein, im Gegenteil 

müsse jetzt jeder Steuerpflichtige ein Einbekenntnis einbringen, wogegen künftighin bei jenen 

Steuerpflichtigen, die nur ein Arbeitseinkommen beziehen, die Veranlagung überhaupt 

unterbleibe. 

Allerdings sei es fraglich, ob das Verbot werde wirklich durchgesetzt werden können. Die 

Festsetzung einer allgemeinen Ausnahme für Kollektivverträge vom Überwälzungsverbot sei 
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nicht möglich. Redner nehme jedoch in Aussicht, den wegen des Bestandes von 

Kollektivverträgen mit gegenteiligen Bestimmungen geäußerten Bedenken durch Anfügung 

eines Art. VI im Entwürfe Rechnung zu tragen, welcher den Beginn der Rechtswirksamkeit 

des § 238 auf den 1. Jänner 1922 aufschiebt. Bis dahin sei die Möglichkeit entsprechender 

Rücksichtnahme auf das gesetzliche Überwälzungsverbot bei Erneuerung der 

Kollektivverträge gegeben. 

Die Änderungen der Novelle hinsichtlich der Einführung des tatsächlichen Einkommens 

im Steuerjahre als Bemessungsgrundlage, die Bestimmungen über die Konjunktursteuer, dann 

die Verschiebung der Termine für die Veranlagung der Renten- und Erwerbsteuer sowie die 

Vorschriften hinsichtlich der Begünstigung der Dividenden von Portefeuilleaktien der 

während der Jahre 1920 bis 1924 neugegründeten industriellen Unternehmungen, dann der 

Aktien der in selbständige Gesellschaften umgewandelten oder an solche angegliederten 

Filialen hierländischer Gesellschaften in den Nachfolgestaaten sowie der Zinsen industrieller 

Schuldkapitalien geben dem Kabinettsrate zu keinen Bemerkungen Anlass. 

Bei Besprechung der Strafbestimmungen der Novelle wendet sich Staatssekretär Dr. 

R a m e k  gegen die Neuerung im § 260, nach welcher der Steuerbehörde das Recht zustehen 

soll, schon im Laufe des Strafverfahrens die Sicherstellung der Geldstrafe mittelst sofort 

vollstreckbaren Auftrages zu verordnen. Dia Sicherstellungsmaßnahmen könnten wohl 

bezüglich des hinterzogenen Steuerbetrages oder seines Multiplums eintreten, stünden aber in 

der Anwendung auf den voraussichtlichen Strafbetrag in Widerspruch mit allen 

strafprozessualen Grundsätzen. Die Vornahme einer vorläufigen Sicherstellung müsse 

wenigstens an die Bedingung geknüpft werden, dass bereits das Straferkenntnis der I. Instanz 

vorliege. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  wendet dagegen ein, dass die vorläufige Sicherstellung 

notwendig sei um einer Verschleppung des Exekutionsobjektes nach dem Auslande 

vorzubeugen. Die Vorlage führe übrigens nur eine Bestimmung wieder ein, die in dem 

Personaleinkommensteuergesetz vom Jahre 1896 bis zu seiner Novellierung im Jahre 1914 

enthalten war und sich seit jeher im Gefällsstrafgesetz vorfinde. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r  hält es für zuweitgehend, dass Absatz 2 des § 2 von Art. 

III die Verhängung des Verlustes der Berechtigung zur Ausübung einer selbständigen 

Unternehmung und Beschäftigung nur an unbestimmt gehaltene Voraussetzungen knüpfe, zu 

diesem Strafmittel daher auch bei an sieh geringfügigen Delikten werde gegriffen werden 

können. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  gibt hiezu die Aufklärung, dass wie bei allen 
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Strafbestimmungen auch hier die Höhe des hinterzogenen Steuerbetrages von Ausschlag sein 

werde. 

Der Kabinetterat beschließt, die Austragung der von einzelnen Kabinettsmitgliedern 

vorgebrachten Einwendungen und Bemerkungen den parlamentarischen Beratungen zu 

überlassen und erteilt die Genehmigung zur Einbringung der Vorlage in der 

Nationalversammlung mit der Maßgabe, dass dem Entwurf am Schlusse noch ein Artikel 6 

anzufügen ist,welcher den Beginn der Wirksamkeit des Überwälzungsvorbotes nach § 238 bis 

zum 1.Jänner 1922 aufschiebt. 

 

k) Staatszuschlagsgesetz. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  führt aus, dass die Staatsfinanzen nach wie vor auf die 

während des Krieges eingeführten Steuerzuschläge angewiesen seien und durch den 

Gesetzentwurf diese Zuschläge unter der Bezeichnung als Staatszuschläge weiter 

aufrechterhalten werden sollen. Ausgeschieden werde nur der bisherige Zuschlag zur 

Einkommensteuer, da er in der Personalsteuernovelle bereits in die Steuerskala eingerechnet 

wurde. 

§ 2 der Vorlage beziehe in die Frist, während welcher die Verjährung des Rechtes zur 

Bemessung und Einforderung von Abgaben nicht läuft, auch die Jahre 1919 und 1920 ein, da 

sich herausgestellt habe, dass auch derzeit noch zahlreiche Steueramtshandlungen wegen 

Abwesenheit der Steuerpflichtigen nicht vorgenommen werden können. 

Der Kabinettsrat stimmt der Einbringung der Vorlage in der Nationalversammlung zu. 

 

l) Brotauflage. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  begründet die Notwendigkeit der Ausdehnung der 

Brotauflage auf das Jahr 1920 damit, dass die bei Einführung der Brotauflage für 1919 

gehegte Erwartung einer Verbilligung des Getreides bis zum Herbst d.J. sich in ihr Gegenteil 

verkehrt hätte. Der Staat müsse in erhöhtem Ausmaße auf die Brot- und Mehlpreise 

Zuschüsse leisten und daher trachten, zu deren Deckung in der Form der Brotauflage die 

besitzenden Klassen und besonders die landwirtschaftlichen Kreise, welche als 

Selbstversorger unter der Brot- und Mehlverteuerung weniger zu leiden haben, 

heranzuziehen. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  bezeichnet es als eine Unbilligkeit, die Landwirtschaft mit 

einer Brotauflage zu belasten, solange nicht der Übernahmspreis für das Inlandsgetreide auf 

eine den Gestehungskosten entsprechende Höhe gebracht worden sei. Bei dem krassen 
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Missverhältnis zwischen den Preisen für landwirtschaftliche Produkte und den Preisen, 

welche der Landwirt für die von ihm benötigten Industrieartikel zu zahlen habe, entbehre die 

Brotauflage rücksichtlich der bäuerlichen Bevölkerung jeder Berechtigung und es müsse 

verlangt werden, dass zunächst eine Entscheidung über das System der 

Getreidebewirtschaftung im heurigen Jahr erfolge. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  befürchtet aus der Einführung einer 

Brotauflage mit gleich hohen Sätzen wie im Vorjahre eine zu starke Belastung der durch die 

Verschiebung der Wertverhältnisse und überdies durch die in Verhandlung stehenden neuen 

Steuern an und für sich erschöpften Bevölkerung. Zudem sei in vielen Fällen die Brotauflage 

vom Jahre 1919 noch nicht eingehoben worden und die doppelten Jahresbeträge,die jetzt auf 

einmal zur Vorschreibung kommen sollen, würden von den meisten nicht aufgebracht werden 

können. 

In der Frage der Getreidebewirtschaftung für das heurige Jahr werde in der nächsten Zeit 

die Regelung erfolgen, wobei auch eine entsprechende Erhöhung des 

Getreideübernahmspreises in Aussicht genommen sei. Für den Landwirt bilde die Brotauflage 

lange nicht jene Belastung, wie für die städtische Bevölkerung, da er von der Fechsung 

höchstens ein Drittel abliefere und von dem Rest unvergleichlich billiger lebe, als die 

Nichtselbstversorger. Das Erträgnis aus der Brotauflage stehe aber in keinem Verhältnis zu 

den Erschwernissen, die sie für die städtischen Haushalte bringe, weshalb Redner der Ansicht 

sei, dass für das heurige Jahr von der Fortführung der Brotauflage Abstand genommen 

werden sollte. 

Staatssekretär E l d e r s c h  meint, dass die Brotauflage insoferne ihre Berechtigung 

verloren habe, als das früher verfolgte Prinzip der verbilligten Lebensmittelabgabe in der 

Zwischenzeit allmählich verlassen worden sei. Bei der bevorstehenden Erhöhung der 

Personaleinkommensteuersätze könne die Erlassung einer besonderen Brotauflage kaum mehr 

im Betracht gezogen werden. 

Vizekanzler F i n k  rät gleichfalls von der Einführung der Brotauflage für 1920 ab und 

gibt die Anregung, auf einen vermehrten Anbau von Kartoffeln hinzuwirken, damit ein Teil 

des Abganges der Inlandsproduktion an Brot und Mehl mit Kartoffeln ausgeglichen werden 

könne. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  bemerkt, dass aus der Brotauflage ein Ertrag von 105 

Millionen Kronen erwartet werde, wovon 65 Millionen auf die landwirtschaftlichen 

Selbstversorger zum Ausgleich dafür entfallen sollten, dass sie das Brot und Mehl bedeutend 

billiger zu stehen komme, als für die Nichtselbstversorger. Dass die Brotauflage nicht als zu 
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drückend empfunden werde, beweise die Tatsache, dass die Tiroler Landesregierung um 

Genehmigung zur Einhebung eines 100 %igen Zuschlages hiezu eingeschritten sei. 

Nach einer Bemerkung des V o r s i t z e n d e n, dass angesichts der bevorstehenden 

wesentlichen Erhöhung der Sätze der Einkommensteuer und der Ungewissheit ihrer 

Rückwirkungen auf das Wirtschaftsleben von der Einführung einer Spezialsteuer auf Brot 

vorderhand Abstand genommen werden sollte, macht Staatssekretär Dr. R e i s c h  den 

Vermittlungsvorschlag, wenigstens den von der Landwirtschaft erwarteten Teilertrag der 

Brotauflage von 65 Millionen Kronen in der Gestalt einer weitergehenden Steigerung der 

Grundsteuer hereinzubringen, sodass diese nicht wie beschlossen auf 35 % sondern auf 45 % 

des Katastralreinertrages zu erhöhen wäre. 

Der Kabinettsrat beschließt, die Brotauflage aus dem Kreise der jetzt zur Verhandlung 

stehenden Steuervorlagen auszuscheiden und anstatt dessen in dem Entwurfe des Gesetzes 

über die allgemeine Erwerbsteuer für die Steuerjahre 1918, 1919 und 1920 und die 

Grundsteuer im Steuerjahre 1920 die Grundsteuer mit 40 % statt mit 35 % des 

Katastralreinertrages einzusetzen. 

 

2. 

Entwurf eines Gesetzes wegen Bewilligung einer einmaligen, nicht wiederkehrenden Aushilfe 

an die Staatsangestellten (Staatsangestelltenaushilfsgesetz). 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  teilt mit, dass die als Unterhändler der Regierung bestellten 

Staatssekretäre bei den Verhandlungen am 23. Februar d.J. mit den der paritätischen 

Lohnkommission angehörenden Vertretern der Organisationen der Angestellten des Staates, 

des Landes Niederösterreich und der Gemeinde Wien über die Forderungen nach Erhöhung 

der Gehaltsbezüge und der Teuerungszuwendungen die Gewährung einer einmaligen nicht 

wiederkehrenden Aushilfe zugesagt haben, um auf diese Weise unter den Angestellten wieder 

Beruhigung herzustellen und den Boden für weitere Beratungen zu schaffen. Die Aushilfen 

sollen folgende Beträge umfassen: 

a) für ledige und kinderlose, verwitwete Staatsangestellte, sowie für verheiratete weibliche 

Staatsangestellte in Wien 500 K, in der zweiten Bezugsklasse 350 K und in der dritten 

Bezugsklasse 300 K. 

b) für verheiratete männliche Angestellte in Wien 600 K, in der zweiten Bezugsklasse 450 

K und in der dritten Bezugsklasse 400 K außerdem 

c) für jedes Kind, für das der männliche Staatsangestellte nach § 8 des 

Besoldungsübergangsgesetzes oder nach sonstigen allgemeinen Vorschriften Anspruch auf 
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eine Teuerungszulage hat, in Wien 100 K, in der zweiten Bezugsklasse 90 K, in der dritten 

Bezugsklasse 80 K. 

Wegen der Kürze der Zeit mussten die Zusagen ohne vorherige Ermächtigung von Seite 

der Nationalversammlung erteilt werden; Redner erbitte daher die Zustimmung des 

Kabinettsrates zur Einbringung des vorliegenden Gesetzentwurfes, durch welchen die 

nachträgliche Ermächtigung der Nationalversammlung zur Bewilligung dieser Aushilfen 

eingeholt werden solle. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  bezeichnet es als notwendig, eine ähnliche Vorsorge wie für 

die Staatsangestellten auch für die Seelsorgegeistlichkeit zu treffen und beantragt, in die 

Vorlage noch einen Paragraphen aufzunehmen, welcher das Staatsamt für Inneres und 

Unterricht ermächtigt, in berücksichtigungswürdigen Fällen angepasste Aushilfen auch an die 

Geistlichen der katholischen, evangelischen und altkatholischen Kirche zu gewähren. 

Der Kabinettsrat erteilt die Zustimmung zur Einbringung der um einen neuen Paragraphen 

im Sinne des Antrages des Unterstaatssekretärs Miklas zu erweiternden Vorlage in der 

Nationalversammlung. Weiters beschließt der Kabinettsrat im Motivenberichte zu dem 

Gesetzentwurf einen Beschluss der Nationalversammlung anzuregen, durch welchen der 

Hauptausschuss beauftragt wird, die in der paritätischen Lohnkommission vertretenen 

Angestelltenorganisationen in Gegenwart von Vertretern des Staates, des Landes 

Niederösterreich und der Gemeinde Wien über deren Forderungen nach 

Bezugsaufbesserungen zu vernehmen und die Entscheidung darüber unter Rücksichtnahme 

auf die finanzielle Lage der öffentlichen Haushaltungen vorzubereiten. Intern wird in 

Aussicht genommen, bei dieser Enquête auch die Regelung des Dienstrechtes der 

Angestellten zur Herbeiführung einer strafferen Arbeitsdisziplin und die Frage des Abbaues 

der Beamtenschaft zur Erörterung zu bringen. Die Grundlagen für die Enquête sowie das 

Ausmaß, in welchem die Gewährung von Zugeständnissen in Betracht gezogen werden kann, 

werden vom Kabinettsrate festzustellen und dem Hauptausschusse als Richtlinien für die 

Führung der Verhandlungen bekannt zu geben sein. 

 

3. 

Pensionistengesetz. 

Sektionschef Dr. G r i m m  berichtet, dass das Subkomitee des Finanz- und 

Budgetausschusses zur Vorbereitung des Pensionistengesetzes in seiner letzten Sitzung von 

der Regierung unter anderen die Berücksichtigung folgender Wünsche verlangt habe: 

1.) Verdopplung der Teuerungszulagen für die Pensionisten 
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b) Gleichmäßige Behandlung aller Pensionsparteien der altösterreichischen wie der 

deutschösterreichischen, nach dem Besoldungsübergangsgesetz. 

Redner erbitte sich die Weisung des Kabinettsrates für seine Stellungnahme gegenüber 

diesen Forderungen. 

Nach einer längeren Debatte über diesen Gegenstand erteilt der Kabinettsrat dem Vertreter 

des Staatsamtes für Finanzen im Subkomitee zur Vorberatung des Pensionistengesetzes die 

Instruktion, das Verlangen nach Verdopplung der Teuerungszulage abzulehnen, in der Frage 

der Angleichung der Pensionsparteien aber bis zu dem Zugeständnis zu gehen, dass die 

altösterreichischen Pensionsparteien die Ruhegenüsse mit dem Betrage von 80 % der 

Bemessungsgrundlage nach dem Besoldungsübergangsgesetz zugebilligt erhalten und die 

Pensionsparteien der Republik Österreich soweit sie nicht unter günstigere Bestimmungen des 

Pensionsbegünstigungsgesetzes fallen, mit dem im § 4 des Pensionistengesetzes vorgesehenen 

Einschränkungen einheitlich nach den Ansätzen des Besoldungsübergangsgesetzes behandelt 

werden. 
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[KRP 151, 24. und 25. Februar 1920, Stenogramm Groß] 
 
151. Sitzung, 24. Februar. 
 
1. 
Reisch: Kokst[ein], Vizepräsident der Finanzlandesdirektion wäre nach dem Gesetz, § 17, in 

den dauernden Ruhestand zu versetzen außer wenn die Staatsregierung das Belassen 
im Dienst bewilligt. Ich beurteile die Dienstleistung K[oksteins] nicht [als] so 
ersprießlich, daß ich [einen] Antrag auf Belassung stellen könnte. [Ich] beabsichtige 
daher die Pensionierung. [Ich] mache hiervon vorher Mitteilung. 

Miklas: Die Frage geht nur das Finanzressort an, wer ist der Nachfolger? 
Reisch: Den Nachfolger weiß ich noch nicht, eventuell würde ich [nach] weiterer Erwägung 

den Präsidenten Pentsch aus Innsbruck in Aussicht nehmen. [Er ist ein] erprobter 
Finanzmann auf dem Gebiet des direkten Steuerwesens, der auch mit den 
Beamtenorganisationen gut auskommt ohne sich vollständig ins Schlepptau nehmen zu 
lassen. 

Eldersch: [Ich] möchte darauf hinweisen, ob der Herr aus Innsbruck die nötige 
Großgeschäfts-Kenntnis hat. Ich habe Bedenken an und für sich und glaube, daß es 
besser wäre, jemanden zu berufen, der in Wien tätig war. 

Renner: Der Vorschlag des neuen Finanzlandesdirektors wird vorbehalten. Gegen die 
Pensionierung K.[oksteins] wird kein Einwand erhoben. 

 
 
2. 
Renner: [Ich] bitte um - [uns eine] kurze Einführung zu den ausgegebenen Übersichten zu 

geben. 
Reisch: Die Übersicht liegt vor, aber -. Ebenso fehlen ja noch andere Steuern, die 

Verlängerung der Kriegszuschläge für '20 und der Brotauflage. Die liegen auch vor, 
sind aber noch nicht verteilt, die Personaleinkommensteuer hat sich nicht das 
Imprimatur. 

Die mod[erne] Steuerpolitik hat den Gegensatz von i.[ndirekt] und d.[irekt] schon 
lange fallen gelangen - [gelassen], weil er sich an äußeren Merkmalen, der Form der 
Steuerzahlung anklammert. Die Hauszinssteuer ist eine direkte Steuer, während es ihm 
selbst überlassen [bleibt], inwieweit er sie selbst trägt, überwälzt, kompensiert sie im 
verminderten Kaufpreis und muß sie nur nach der [...] selbst tragen. 

In der L.[iteratur] der letzten Jahre ist [statt dessen] der Gegensatz von Besitz- und 
Massensteuern getreten. Besitzsteuern sind jene, welche vorwiegend die Bemittelten 
treffen und Massensteuern jene, welche von den breiten Schichten der Bevölkerung 
getragen werden müssen, welche also die früheren indirekten Kosumsteuern mit 
umfassen. Die Scheidung hält nicht durch, weil Besitzsteuern auch von 
Minderbemittelten von einem Besitz gezahlt werden, wogegen die Bemittelten die 
Massensteuern gleich oder gar in erhöhtem Maße wegen der besseren Qualitäten und 
höheren Bedürfnisse tragen, Aufwand für das Dienstpersonal. 

Dazwischen stehen eine Reihe von Verkehrssteuern, welche man je nach dem 
Objekt, welches in Frage steht, der einen oder anderen Gruppe zuweist. Die größere 
Quote wird den Besitzsteuern zuzuweisen sein, [da die besitzende Klasse] die größere 
Anzahl von Verkehrsakten durchführt. Das bezieht sich besonders auf die 
Umsatzsteuer, weil der Umsatz bei den Bemittelten ein viel größerer sein wird als bei 
den Unbemittelten. Sie kaufen öfter, bessere Qualitäten zu höheren Preisen, werden 
daher von der prozentuellen Steigerung mehr getroffen. Besonders eklatant wird das 
bei der Umsatzsteuer durch die Luxussteuer, welche von vornherein ganz die 
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besitzenden Klassen trifft. Wir haben diese Luxussteuer aufgeteilt, indem wir ebenso 
wie die Gebühren - indem bestimmte Quoten den Besitz- und andere den 
Massensteuern zugerechnet wurden. Auf Seite 5 wird dargestellt, daß die 
Verkehrssteuern nur mit 3/4 den Besitzsteuern zurechnen, die Eisenbahnsteuer mit 1/4, 
die Umsatzsteuer zur Hälfte. Diese Ansätze sind sehr vorsichtig ermittelt. 

Wenn wir nun diese Gruppierung durchführen, so sehen Sie in der Übersicht A das 
Verhältnis der Steuern des Jahres 1913 und auf der anderen Seite die Steuern nach 
dem Staatsvoranschlag '19/'20 und endlich die Steuern des Staatsvoranschlages 
'19/'20 vermehrt um die Erträgnisse aus den vorliegenden Steuergesetzen. 

Danach ergibt sich aus der Übersicht B das Verhältnis der Massensteuern zu den 
Besitzsteuern. Unter Punkt 5 ist die Verhältniszahl der Besitzsteuern zu den 
Massensteuern angeführt. 

Nach dem Ergebnis von '13 hat sich die Masse -. 
Nach dem Staatsvoranschlag ohne Rücksicht auf die Steuererhöhung [ergibt sich 

ein Verhältnis von] 1:0,87. 
Unter Berücksichtigung der Steuererhöhung -. Die einmalige Vermögensabgabe ist 

eine Besitzsteuer. Sie ist so aufgebaut, daß wir sie in 30-jährige A[nnuitäten] auflösen, 
10 % aber sofort einzuzahlen [sind] und Vorauszahlungen begünstigt [werden]. Es 
sind drei Möglichkeiten: Entweder rechnen wir nur die A.[nnuitäten] bei 30-jähriger 
Laufzeit; oder wir rechnen die unbedingt im ersten Jahr zu leistenden 10 % der 
Vermögensabgabe zu den Besitzsteuern dieses Jahres; oder wir berücksichtigen, daß 
etwa ein Viertel der Vermögenssteuer sofort eingezahlt werden wird. Ich abstrahiere 
von den Abänderungsanträgen des Ausschusses und beschränke mich auf die Vorlage 
des Staatsamtes für Finanzen. 

Bei Einrechnung der A.[nnuitäten] stehen die Besitzsteuern zu den Massensteuern 
[richtig: die Massensteuern zu den Besitzsteuern] 1:1,537 - um ein halbes Prozent 
wird das Verhältnis zwischen Massensteuern und Besitzsteuern zu Ungunsten der 
Besitzsteuern verschoben. Wird berechnet die 10 %[ige] Quote, so [ergibt sich ein 
Verhältnis von] 1:1,813; bei Annahme der 25 % Voraussetzung [das Verhältnis] 
1:2,99. Sie sehen also, daß der finanzielle Effekt der vorgeschlagenen Steuern sehr zu 
Gunsten der besitzlosen Massen und zu Lasten der Besitzenden ist, da das Verhältnis 
der Steuern in diesem Maße verschoben wird. 

In der Rubrik 6 ist das Wachstum der Massensteuern zu jenem der Besitzsteuern 
dargestellt. Das Wachstum ist 1:1,14 [sic]; 1,98; 3,43. Die absolute Steigerung nach 
der Durchführung des Finanzprogramme sehen Sie in Rubrik 7. Die Massensteuern 
steigen um 242 % [sic], die Besitzsteuern bei Beachtung der A.[nnuitäten] um 683 
[%], 824 % bzw. 1.433 %. 

Renner: Ist es gut, daß man die einmalige Vermögensabgabe einrechnet in die normale 
Steuerlastenverteilung? 

Reisch: Ich kann doch unmöglich von einer Abgabe absehen, welche 12-13 Milliarden 
einbringen soll. Bei Einrechnung der A.[nnuitäten] wird gewiß nicht zu weit 
gegangen. Ich glaube, wir müßten weiter gehen, weil von jedem Besitzenden die 
Zahlung von 10 % verlangt wird. 

Renner: Es ist nicht unterschieden nach der Einhebungsart, sondern nach der 
Belastungsweise. Der Schlüssel auf Seite 5 für die Umrechnung der Verkehrssteuern 
auf die Besitz- und Massensteuern - nach diesen Grundsätzen ergibt sich die Übersicht 
B. Dabei ist in Betracht zu ziehen, daß nicht die Steigerung der Sätze eingesetzt ist, 
sondern das vermutete Steuererträgnis. Es kommt auch die verminderte Kaufkraft der 
Bevölkerung zum Ausdruck. 

Eldersch: Durch diese Gruppierung läßt sich ein klares Bild der Belastung der Massen nicht 
gewinnen. Die direkten Steuern wirken als indirekte Steuern. Die Personalsteuer wird 
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bei dem gesteigerten Satz auch von den Massen getragen werden. Sie ist ganz zu den 
Besitzsteuern gerechnet. Dazu kommt, daß der Geschäftsmann die Steuererhöhung 
abwälzt (umgekehrt überwälzt der Arbeiter auf den Lohn). 

Renner: Die Einkommensteuer, welche heute überwiegend eine Lohnsteuer ist, müßte zu 
einem bestimmten Prozent[satz] auch zu den Massensteuern gerechnet werden. 

Eldersch: Die Darstellung des richtigen Verhältnisses ist unmöglich. Die Umsatzsteuer ist zur 
Hälfte eingerechnet, sie wird aber vielmehr ausmachen. Gegen die Umsatzsteuer 
müssen die stärksten Bedenken geäußert werden. Bei den jetzigen Preisen wird es 
weniger fühlbar werden, aber wie wir sie später werden ertragen können, ist eine 
andere Frage. Die Vermögensabgabe kann nur in den A.[nnuitäten] nach der Dauer 
der Abzahlungsfrist berücksichtigt werden, es ist nur vorübergehend. Die 25 % 
?Anhebung wirkt nur für das Jahr, der anderen Steuern wirken fort. Wird sie heuer 
eingerechnet, so ergibt sich für das nächste Jahr eine Verschiebung. Man kann nur die 
Ann.[uitäten] nehmen. Wir wollen nicht wissen, wie im nächsten Jahr die Verteilung 
zwischen den Steuern ist, wir wollen die dauernde Verteilung kennen lernen. 

Reisch: Wenn er tausend Kronen bekommt, so kann er tausend Kronen Kriegsanleihe 
zurückzahlen und Zinsen ersparen. Für den Steuerzahler ist das Verhältnis dasselbe. 

Eldersch: Die Erwerbsverhältnisse sind für eine gewisse Art von Besitzenden so günstig, daß 
die Abzahlungen leicht hereingebracht werden können. Werden die Einzahlungen so 
langfristig gestellt, werde sie wie eine Umsatzsteuer wirken. Die indirekten Steuern 
erscheinen deswegen geringer, weil der Konsum geringer ist. Zucker, Bier, [...] 
werden in viel geringerem Maße gebraucht als früher. Die Möglichkeit, sich diese 
Artikel zu verschaffen ist so eingeschränkt, daß sich das in den nächsten Jahren 
wieder verschieben wird. Man kann also schwer einen Überblick gewinnen. Jedenfalls 
muß aber die Vermögensabgabe nur nach den A.[nnuitäten] eingerechnet werden. 

Deutsch: [Eine] Generaldebatte bei den Steuervorlagen hat keinen großen Wert. Wir sollen 
die Ziffern beurteilen und darüber kann man verschiedener Meinung sein. Die 
Personalsteuer ist eine direkte Steuer jetzt und verschiebt das ganze Bild. Es handelt 
sich nur um eine Illustration, eine Klarheit kann nur aus der Spezialdebatte 
herauskommen. Die Einreihung ist eine Sache der Darstellung. Ich hielte es für 
vorteilhaft, die Generaldebatte zu schließen und in die Spezialdebatte einzugehen. 

Reisch: -. 
Renner: Die Frage der Steuerverteilung wird gestellt [werden] und von Reisch beantwortet 

werden müssen. Die Berechnung wird vorgelegt werden müssen oder von der Presse 
gemacht werden. Dabei empfiehlt sich eine Umarbeitung, daß man von der 
persönlichen Einkommensteuer auch einen bestimmten Teil auf die Massensteuern 
rechnet. Ich möchte dabei denken, wenn es nur ein Verhältnis 1:1 ergibt, so wird die 
Befriedigung schon groß sein, es muß nicht unbedingt für die Besitzsteuern ein Plus 
herauskommen. 

Reisch: Ich halte die Einwendungen bezüglich der Einkommensteuer nicht [für] zutreffend. 
Diese Unterscheidung trägt den alten Einwänden Rechnung, daß die Konsumsteuern 
insofern ungerecht sind, als [sie] die Steuerpflichtigen proportional ohne Rücksicht 
auf das Einkommen belasten. Es wird als ungerecht bezeichnet, daß der Arbeiter für 
Bier usw. ebenso viel zahlen muß als der Besitzende oder Reiche. Diesen 
proportionalen Steuern hat man die direkten progressiven Steuern gegenüber gestellt, 
welche die Unterschiede in den Einkommensverhältnissen berücksichtigen durch eine 
höhere Belastung der höheren Einkommen. Die Einkommensteuer berücksichtigt 
progressiv die wirtschaftlichen Verhältnisse der Steuerpflichtigen. Es hat keinen Sinn, 
eine Quote für eine bestimmte Gruppe von Leuten auszuscheiden. Dann müßte weiter 
gegangen werden und bei den Massensteuern der Anteil der Besitzenden ermittelt 
werden. Es soll nicht ermittelt werden, was die Reichen und die Armen zahlen, es soll 
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nur das Verhältnis der beiden Steuern erhoben werden. 
Fink: Ich gebe auf das ganze gar nichts. Wenn [eine] andere Grundlage genommen werden 

soll, so müßte auch die Bezahlung für die Länder und Gemeinden berücksichtigt 
werden. Dort kommen erst die großen Lasten heraus. Wir müssen die einzelnen 
Steuern durchgehen und dabei wird sich zeigen, was zu ändern ist. 

Ohne Einkommensteuer und Brotauflage und Kriegszuschläge können wir die 
Vorlagen nicht einbringen. 

Reisch: Bei der Einkommensteuer ist nur noch eine Entscheidung zu treffen, im übrigen liegt 
sie schon vor. Ich glaube, sie kann bis Nachmittag eingebracht werden. Die 
Verlängerung der Kriegszuschläge bringt eine kleine Änderung - bezüglich der 
Brotauflage entsprechend der Erhöhung des Existenzm[inimums] eine kleine 
Verschärfung bei den Grundbesitzern und Pächtern. 

Renner: Ich möchte, daß alle diese Vorlagen gemeinsam eingebracht und begründet werden. 
Die Sitzung ist nachmittag 4 Uhr. Ich bitte über diesen Teil der einleitenden 
Ausführungen ist die Debatte geschlossen. 

 
 
Reisch: Dauernde Vermögenssteuer. Ich habe darüber bereits einmal dem Kabinettsrat 

Vortrag gehalten. 
Fink: Es sind wieder dieselben Grundlage wie bei der großen Vermögensabgabe. So geht der 

§ 14 bezüglich der - den § 19-25, 32 des Gesetzes über -. Wir haben einen 
Kabinettsratsbeschluß gefaßt über diese Grundlagen der Bewertung. Es fragt sich, ob 
wir näher darauf eingehen wollen oder ob es wie bei der Vermögensabgabe behandelt 
werden soll. 

Eldersch: Da die große Vermögensabgabe schon bei den Parteien beraten ist, kann man die 
Besprechungen ja lassen. 

Reisch: Die Paragraphen der Vermögensabgabe werden entsprechend den Wünschen der 
Parteien geändert werden und diese Änderungen finden dann sinngemäß Anwendung. 

Renner: Bezüglich der Sätze sind die stärksten Einwendungen erhoben worden. Ich möchte 
dazu bemerken, alles was wir in den Sätzen beschließen ist eigentlich mehr 
problematisch. Erstens haben wir gar keine Vorstellung von der Entwicklung des 
Geldwertes in drei, vier Monaten. Dann müssen wir mit allen diesen Vorlagen einen 
bestimmten finanziellen Effekt zu bewirken suchen. Wir werden erst später wissen, wie 
das nächste Budget ausschaut und wieviel wir durch laufende Einnahmen zu decken 
haben. Der Finanzausschuß wird zu sagen haben, von dem was ich brauche, bringe 
ich soviel auf und danach werden diese Sätze bestimmt werden müssen. Wir können 
uns die Sache so vorstellen, daß die Sache, welche jetzt bestimmt wird, nur bezüglich 
der Verhältnismäßigkeit, nicht bezüglich der Höhe eine Bedeutung hat. Wenn die 
Vermögensabgabe so hoch sein wird, daß die Grundsteuer so ist, dann finden wir eine 
Vermögenssteuer von der Höhe angemessen. 

Fink: Ich stimme dem zu, was der Kanzler sagt. Wenn man sich ein Bild macht, was nicht 
bloß [zeigt, wie] die einzelnen Steuern zu einander stehen, sondern was einer zu 
zahlen hat - man wird Beispiele hernehmen müssen und fragen, was ist an einzelnen 
Steuern zu zahlen. Dann wird man beurteilen können, was noch möglich ist, 
einzuheben. [...] wir in der Sache nicht weiter, als die Fortführung der Wirtschaft und 
eines Aufkommens noch möglich macht. Das kommt auch bei den höchsten Sätzen in 
Betracht. Man braucht jetzt über die Sätze nichts zu sagen. 

Deutsch: Beide Herren meinen, daß man sich über die Sätze nicht entscheiden kann, weil sie 
sich ja ändern können. Man müßte im Gesetz sagen, die Steuersätze werden jedes Jahr 
neu bemessen. 

Fink: Eine alljährliche Änderung der Gesetze ist wohl nicht zu denken. 
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Renner: Es kann kein Mensch auf diese abrupte Weise sagen, eine Vermögensteuer von ... ist 
gerecht. Das kann nur im Zusammenhang mit der Höhe der übrigen Steuern 
geschehen. Es muß dann auch die Probe gemacht werden auf die Fähigkeit des 
Betriebes, das noch zu leisten. Es muß aber außerdem noch eine Probe gemacht 
werden, wenn alle Vorlagen beschlossen sind, was mit den Vorlagen bewirkt wird. Es 
muß der Bedarf eines Jahres beurteilt werden: Ich brauche Einnahmen von [einer] 
bestimmten Höhe, also muß ich bei der allgemeinen Verhältnismäßigkeit bei allen 
Sätzen höher gehen als sie im Entwurf stehen oder ich kann sie niedriger halten. Es 
würde sich von selbst ergeben, daß man die Steuersätze alljährlich neu bestimmt. Das 
ist die englische Methode, welche für uns sehr zweckmäßig wäre. Diese Frage möchte 
ich nicht aufgeworfen haben. Ich meine nur, wir sollen bei den Sätzen von vornherein 
absehen, sie sind nur zunächst ex[...] und werden erst definitiv festgesetzt, wenn ein 
Überblick über Bedarf und -. 

Reisch: Ein Steuergesetz mit exig. Sätzen [am Rand: exemplikative Sätze] ist [nicht] möglich, 
auch kann man die Sätze nicht alljährlich ändern. Jedes Budget hat feste und labile 
Posten. Die labilen können geändert werden, aber bei einer Ertragsteuer ist es 
ausgeschlossen, den Tarif alljährlich zu ändern. Der Tarif ist auch als absolut 
bleibend gedacht. 

Wenn Deutsch sagt, man stößt sich an dem 0,5 °/ooo [wohl: Promille] - dazu ist zu 
bemerken, daß sie eine Ergänzung des Ertragssteuersystems [ist] und soll die 
Erhöhung der Kriegszuschläge zu den Ertragsteuern ersetzen. Das Vermögen wird 
nach seiner Art bereits in einer Form der Ertragsteuer belastet und nur als 
Zusatzsteuer wird eine Vermögensteuer eingehoben. Das Vermögen trägt 5% im Jahr 
- dieser hat ein halbes Promille von 1.000 Kronen zu zahlen, das gibt [...], daß [eine] 
Zusatzsteuer von 1-4% ermittelt wird und das ist eine sehr empfindliche Belastung des 
Kapitalertrags, welcher einer Abstimmung gar nicht mehr zugänglich ist. 

Die Vermögensabgabe muß auf den Ertrag umgerechnet werden und [wir müssen] 
uns vergegenwärtigen, daß dieser Ertrag schon von der Steuer getroffen ist und es 
sich nur um einen Zusatz handelt. 

Fink: Vorarlberg hat sich - [seit] mehr als 80 Jahre eine Vermögen - 1837 - Steuer, welche 
sehr bedeutend ist, bis 10 Promille [sic]. Ich zweifle, daß es möglich sein könnte, in 
Vorarlberg daneben noch eine staatliche Vermögensteuer einzuheben. Sonst wird auf 
die besonderen Steuern in den Ländern Rücksicht genommen, hier ist das nicht 
geschehen. 

Eisler: Ich möchte empfehlen, vornehmlich die Frage der Veranlagung und der Einhebung zu 
diskutieren und zu sorgen, daß die Bestimmungen der Steuergesetze so ausfallen, daß 
sie rasch veranlagt und wirksam eingehoben werden können. Eine Erörterung der 
Steuersätze halte ich für zwecklos, weil die Gesetze so zusammenhängen, daß man 
ohne Basis diskutiert. Es wird wesentlich sein, was das Parlament über die 
Vermögensabgabe beschließt, weil man wissen muß wieviel vom Vermögen 
eingehoben wird und in welchem Tempo geschieht das. Bevor das nicht bekannt ist, 
kann man über das gerechte Maß der Vermögensteuer kein Bild haben. Das wirkt 
auch auf die Erbsteuer. Dagegen sind im Kabinettsrat Beschwerden erhoben worden 
bezüglich der Steuerveranlagung und -einhebung. Darüber wird [sich] die Beratung 
im Parlament wenig nützlich zeigen. Darauf hätte sich die Vorberatung der Vorlagen 
in erster Linie zu erstrecken. 

Deutsch: Die Diskussion der Steuersätze wird unfruchtbar sein. Es scheint mir, daß - die 
Einführung fester Sätze nicht zweckmäßig zu sein, aber ich ordne mich Reisch unter. 
Das Maß der Steuer (§ 40 15) und das Maß der Zuwachssteuer ([§] 40) scheint mir 
noch weniger entsprechend zu sein. [Ich] mache diesen Vorbehalt, halte aber 
Diskussion für nicht zweckmäßig. 
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Über die Veranlagung muß man diskutieren, nur bietet die Vorlage wenig 
Möglichkeit dazu, weil in der Vorlage keine Vorlagen enthalten sind. § 57 verweist auf 
eine Vollzugsanweisung und man muß sich darauf verlassen, daß das Staatsamt für 
Finanzen Maßnahmen trifft, welche die richtige Bemessung und Einhebung 
gewährleisten. 

Bezüglich der Einkommensteuer scheint es mir, als ob man in der Einhebung einen 
Schritt machen konnte, indem man die Einhebung der Einkommensteuer als Abzug 
beim Unternehmer behandelt. 

Renner: [Zur] Einhebung der Einkommensteuer in diesem Jahr: Es ist geklagt worden von 
einzelnen Unternehmungen, daß sie nicht in der Lage sind, die Steuer in Abzug zu 
bringen, weil die Steuer noch nicht vorgeschrieben ist. Die Unternehmer können nicht 
hinterher die Einkommensteuer in Abzug bringen, sie können sie, wenn sie noch nicht 
vorgeschrieben sind, [nicht] abziehen. Die meisten Steuern aus hohen 
Lohneinkommen werden so verloren gehen. 

Reisch: Soweit Lohnzahlungen in Frage kommen, ist bisher ein Abzug nicht vorgeschrieben, 
jedoch in der neuen Vorlage vorgesehen. Diese Frage ist nicht einfach, sie dürfte 
lebhaften Widerspruch erwecken und es wird die Frage zu lösen sein, wieweit eine 
Überwälzung der Einkommensteuer zugelassen werden soll oder nicht. Lassen wir die 
Überwälzung zu, so wird das ein ewiger Kampf um die Übernahme der Steuer. Schon 
'96 ist die Überwälzung der Einkommensteuer verboten [worden] und ich will dieses 
Verbot in der Novelle aufrecht erhalten und die Übertretung unter Strafe stellen, um 
es wirksam zu machen. 

Renner: Die Gewerkschaften dringen darauf, daß die Unternehmen nicht die Steuer zahlen, 
sondern die Arbeiter selbst. Die Einkommensteuer wird nicht als Teil des Lohnes 
behandelt, aber der Unternehmer kann es abziehen und abführen. 

Reisch: Das Veranlagungsverfahren ist sehr schleppend und durch die Kriegsverhältnisse 
sehr rückständig. Wenn ich warten muß, bis der Arbeiter sein Bekenntnis einbringt, 
dann hat - kommt die kommissionelle Veranlagung der Steuer, so vergehen darüber 
Monate. Damit soll [dadurch] aufgeräumt werden, daß bei Leuten mit Lohn- und 
Gehaltsbezügen von einer Veranlagung abgesehen wird und man sich mit dem Abzug 
der Steuer von den jeweils ausgezahlten Bezügen begnügt. 

Eisler: Meine Bemerkung bezieht sich auf alle Vorlagen, denn sie machen zur Grundlage der 
Bemessung das Bekenntnis. Ich meine, daß die Einholung und Verwertung der 
Steuerbekenntnisse dringend einer Reform bedarf. Mit der jetzigen Methode geht es 
nicht. 

Die Steuerbekenntnisse werden eingehoben im ersten Monat des Jahres. Diese 
Frist ist unmöglich und es gibt keinen ernsten Steuerzahler, welcher das 
Steuerbekenntnis rechtzeitig einbringt. Das erste Verlangen wäre also eine 
entsprechende Regelung der Frist. 

Das zweite ist die seit Jahren eingerissene Praxis, jedem Fristgesuch statt zu geben. 
Wird eine Frist gesetzt bis 31. März, so kann verlangt werden, daß bis dahin die [...] 
eingebracht [wird] und Gesuche um [eine] weitere Fristverlängerung können 
abgelehnt und nur in Ausnahmen bewilligt werden. 

Die heutige Strafsanktion, [die] auf die Einbringung unzulänglicher oder die Nicht-
Einbringung von Steuerbekenntnissen bestehen, [sollten] auch angewendet werden. 
Die Art, wie die Bekenntnisse gehandhabt werden, ist nichts als eine bewußte 
Pflanzerei der staatlichen Behörden. Jeder wartet auf Vorhalte und richtet danach 
sein Bekenntnis ein. Zu verlangen wäre, daß schon das Bekenntnis ein wirkliches 
Bekenntnis ist. Es ist nicht so, daß wenn ein absolut unzulängliches Bekenntnis 
vorliegt, die Steuerbehörde zu einem Vorhalt verpflichtet wäre. In dieser Richtung 
bedarf es dringend einer anderen Praxis der Steuerbehörden, sonst ist in die 
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Veranlagung und Einhebung keine Ordnung zu bringen. 
Ich möchte wünschen, daß in die Vollzugsanweisungen auf diese Dinge 

entsprechend Rücksicht genommen wird. 
Hanusch: Renner hat darauf hingewiesen, daß die Arbeiter in eine unangenehme Lage 

kommen, wenn ihnen die Steuer für mehrere Jahre vorgeschrieben wird. Diese hohen 
Löhne sind in der Bestimmung nicht zum Ausdruck gekommen. Durch die 
Kranken[kassen]novelle von '17 haben wir ein System der Lohnlisten. Das 
Einkommensteuersystem kann auf der Lohnliste aufgebaut werden und [ich] ersuche 
[das Staatsamt für] Finanzen, sich mit den Unternehmern darüber ins Einvernehmen 
zu setzen. Der Arbeiter würde den - [die] Beträge gern bezahlen, wenn sie ihm 
monatlich abgezogen werden; es macht ihm aber Schwierigkeiten, wenn er sie auf 
einmal zahlen muß. 

Eldersch: Reisch hat im Personalsteuergesetz die Bestimmung in Aussicht gestellt, daß [eine] 
Überwälzung der Steuer mit Strafe belangt wird. Diese Bestimmung wird heftigen 
Widerspruch bei den Angestellten hervorrufen und als einseitig parteiische 
Stellungnahme zugunsten des Unternehmers gewertet werden. Bei den Angestellten ist 
es üblich, daß der Unternehmer freiwillig diese Steuer bezahlt. Ob es in einer Zeit, wo 
die Nachzahlung der Steuern für Jahre unmöglich ist, klug ist, einen solchen Zwang zu 
üben, ist fraglich. Es erschiene nur als einseitige Stellungnahme zugunsten des 
Unternehmers und ich würde vor einer solchen Bestimmung warnen. Ich bitte, sich 
nur die Löhne der Arbeiter vorzustellen und dann wird man sehen, daß es sich um 
Tausende von Kronen an Steuern handelt. Ich würde gegen eine solche 
Strafbestimmung, welche eine solche Vereinbarung hindert und den Unternehmer 
schützt gegen vielfach erworbene Rechte - [das] ist unmöglich. 

Renner: Die Übernahme der Einkommensteuer durch die Unternehmer ist bei den letzten 
Kollektivverträgen auch abgelehnt worden. Man braucht daher die Strafbestimmung 
nicht. Da die Krankenkassen schon Hebestellen sind, [wäre es möglich, daß man] 
auch die Steuereinhebung ihnen überweist. Diese Anstalten werden die Grundlage der 
Arbeiterkammern, sie heben die Kammerbeiträge ein, sie können auch die Hebestelle 
für den Staat werden. 

Reisch: Die Krankenkassen sind keine Hebestelle, sondern an diese führt der Unternehmer 
die Beträge nach der Lohnliste ab. Es wäre richtiger, daß er diese Beträge einfach 
dem Steueramt auf das gemeinsame Konto abführt. Was das Verzichten auf das Verbot 
der Überwälzung betrifft, so wird [es] nach den Erfahrungen zweifellos zu 
Überwälzungen bei der Steuer kommen und das ist unerwünscht. Insbesondere fehlt 
bei den Massen das Bewußtsein, daß man Steuern zahlen muß. Es ist im 
staatsbürgerlichen Interesse erwünscht, daß es zum Bewußtsein kommt, daß bei 
Erhöhung der Auslagen auch die Steuern steigen müssen. Das platonische 
Überwälzungsverbot nützt gar nichts. Dieser Vorgang würde dann fortgesetzt. Ich 
glaube, daß das Verbot in der Vorlage bleiben wird und die Entscheidung dem 
Parlament überlassen werden soll. 

[Zum] Einkommensteuerbekenntnis: [Ich] begrüße die Anregungen Eislers sehr 
dankbar. Es leidet niemand mehr als die Finanzbehörde unter der Abneigung der 
Bevölkerung, die gesetzlich vorgeschriebenen Bekenntnisse zu machen. Es ist in der 
Novelle in Aussicht genommen eine Verschärfung der Bestimmung insofern, als eine 
Bestrafung für nichtentsprechende ?Detaillierung der Bekenntnisse vorgesehen wird. 
Die Fristerstreckung ist auch vorgesehen, bis 31. Jänner liegen die Unterlagen für das 
Bekenntnis wirklich noch nicht vor. Nur dürfen wir nicht übersehen, daß durch die 
Hinausschiebung der Bekenntnistermine auch eine Verschiebung der 
Bemessungstermine eintritt. 

[Zur] Erbsteuer: Eine Reform der Erbsteuer, welche erst vor wenigen Monaten 
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erfolgt ist, nehmen wir nicht in Aussicht und halten den möglichen Höchstsatz als 
bereits erreicht. Ein weiteres Steigen würde eine tiefe ?Bewegung des Erwerbs- und 
Wirtschaftslebens bedeuten. 

[Zur] Vermögensteuer in Vorarlberg: Dem Staatsamt ist der Bestand dieser 
Vermögenssteuer in Vorarlberg bekannt. Es handelt sich um eine ?Modalität des 
Landes Vorarlberg, welche dadurch kompensiert erscheint, daß das Land wegen 
dieser Steuer auf andere Steuern verzichten konnte. Die Vorarlberger 
Vermögenssteuer kann daher auf die staatliche Steuergesetzgebung keinen Einfluß 
nehmen. Ebensowenig kann eine Ablösung in Frage kommen, weil die Steuerträger in 
anderer Beziehung eine Entlastung erfahren. In Vorarlberg ist das Muster der Schweiz 
nachgeahmt worden, dagegen Gemeindezuschläge zu den direkten Steuern in einem 
niedrigen Maße eingehoben [werden]. Es wird also eine Konkurrenz eintreten müssen 
beider Steuern, oder eine andere Bedeckungsart gesucht werden. 

Renner: Das Gesetz ist mit den vorgedruckten Änderungen verabschiedet. 
 
 
Reisch: Erwerbsteuer und Grundsteuer. In dem ersten Vortrag habe ich darauf hingewiesen, 

daß wir bei der Erwerbsteuer mit dem [...] infolge der Repartition der Hauptsumme - 
nicht durchgeführt werden konnte, weil die Grenzen lange nicht feststanden. Es würde 
sich nach dem Vorschlag Schüller [empfehlen], für [die Jahre] '18 und '19, die noch 
rückständig sind, von einer Kontingentierung abzusehen und die zugewiesenen 
Steuersätze, welche die Ertragsfähigkeit des Unternehmens zu berücksichtigen hatten, 
als definitive Steuer zu erklären. Dadurch könnte sofort mit der Einhebung der 
Erwerbsteuer für '18 und '19 vorgegangen werden. 

Denselben Vorgang schlagen wir für '20 vor, weil nicht anzunehmen ist, daß große 
Veränderungen gegenüber den Vorjahren bei der Erwerbsteuer Platz greifen können. 
Eine Sicherheit für solche Ausnahmsfälle wird [dadurch] vorgesehen, daß ein Rekurs 
Platz greifen könne, so die Erwerbsteuer mehr als 5 % des erzielten Ertrages 
ausmacht. Dadurch ist der Willkür bei der Vorschreibung der Steuer [ein Riegel] 
vorgeschoben. 

Die Kriegszuschläge bleiben unverändert, weil die Erwerbsteuersätze schon 
zugewiesen sind. 

Bezüglich der Grundsteuer ist beabsichtigt, der eingetretenen Geldentwertung und 
der Ertragssteigerung dadurch Rechnung zu tragen, daß sie von 25 auf 35 % erhöht 
wird. Diese Steuer wird auch als Berechnungsunterlage für die Kriegszuschläge und 
Umlagen zu dienen haben. Die Grundsteuer spielt bei den höheren Erträgen der 
landwirtschaftlichen Grundsteuer nur eine nebensächliche Rolle, so daß die 
Steigerung ernstlich kaum angefochten werden kann. 

Eisler: [Es ist] die Frage, ob nicht der Augenblick gekommen ist, um in der Entwicklung der 
Erwerbsteuer einen Schlußpunkt zu setzen. Die Vorlage bringt die Aufhebung des 
Charakters der Erwerbsteuer als Kontingentsteuer. Im Krieg hat es damit begonnen, 
daß die ertragsfähigen Firmen ausgeschlossen werden und jetzt werden alle 
ausgeschlossen. Ich halte es für ausgeschlossen, in absehbarer Zeit, wenn man sich - 
zum Kontingent zurückzukehren. Ich kann mir nicht vorstellen, daß man zu einem 
Kontingent, das den jetzigen Verhältnissen entspricht, den Weg zurück führen könnte. 

Die Berufung auf das Kontingent sieht so aus, als habe der Steuerträger [ein] 
Recht auf die niedrigere Steuer und er wird zum Schluß kommen, daß er viel mehr 
Steuer zahlt, [als] er es sollte. Das Kontingent war auf Verhältnisse eingerichtet, 
welche heute nicht mehr bestehen. Von der materiellen Änderung der Verhältnisse 
abgesehen ist auch formal eine gewaltige Änderung eingetreten durch die Entwicklung 
jener Geschäftsform, welche sich seit der Personalsteuer entwickelt hat. Wir haben 
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neue Geschäftsformen bekommen und leicht die Möglichkeit, von einer Form zur 
anderen überzugehen. Es ist unmöglich, das auf eine Form jemals wieder 
zurückzuführen, welche auf stille einfache Verhältnisse eingerichtet war, wie das 
Kon[tingent]. 

Es wäre einfach und aufrichtiger, mit dem Kon[tingent] aufzuräumen und der 
Erwerbsteuer den Charakter [zu geben] auf eine Besteuerung des Unternehmens nach 
Umfang und Ertrag verbunden mit einer Verpflichtung des Unternehmens zur 
Nachweisung seiner Ergebnisse. Wenn man schon nicht die öffentliche 
Rechnungslegung einführt, so doch ein Recht der Einsichtnahme in alle Behelfe, das 
sich schon aus den Einkommensteuer-Absätzen ergibt. Dadurch würde diese Steuer, 
welche sehr gerecht ist, endlich jenen Charakter bekommen, welchen sie nach den 
heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen haben soll und es würde nicht der Eindruck 
entstehen, daß der Steuerzahler eigentlich auf eine Steuer im Rahmen des Kontingents 
Anspruch hätte, wogegen jetzt das ausgeschaltet wird. 

Reisch: Wir verfügen ganz ausdrücklich, daß [für die Jahre] '18-'19 von einem Kontingent 
abgesehen wird, ebenso im Jahr '20 [eine] Veranlagung nach Steuersätzen [erfolgt]. 
Wir denken auch nicht daran zur K[ontingentierung] zurückzugehen, aber es wäre 
gefährlich zu erklären, daß wir bei dem System für '18-'20 stehen bleiben. 

Die Schwierigkeit bei der allgemeinen Erwerbsteuer ist eine verläßliche Grundlage 
für die Steuerbemessung zu finden. Wenn auf die öffentliche Rechnungslegung 
hingewiesen wurde, so muß ich betonen, daß alle Kleinunternehmungen darunter 
fallen, welche eine ordentliche Buchführung nicht haben. Ich bitte sich vorzustellen, 
wie unsere Greißler Buch führen. Er hat irgendwelche Aufschreibungen, aber eine 
systematische Buchführung, welche verläßliche Schlüsse zuläßt, besitzt er nicht. Er 
könnte auch eine doppelte Buchführung halten, eine für die Steuerbehörde und eine 
für sich. Man hat daher nach objektiven Merkmalen gestrebt. [18]96 war ein 
komplizierter Tarif vorgesehen, der dann fallen gelassen wurde, wir haben auch im 
Ausland objektive Anhaltspunkte. Werden die fallen gelassen, so kommen wir zur 
Willkür. Die Kommission bringt oft keine Besserung, im Gegenteil. 

Die Erwerbsteuer ist eine Steuer, welche gründlich reformiert werden muß, und es 
wird zur Reform '20 oder '21 kommen, wenn entschieden ist, ob sie Erwerbsteuer als 
Staatssteuer bleibt oder nicht den Ländern überwiesen wird. 

Renner: Bevor man die Erwerbsteuer den Ländern gibt, sollte man eine [...] hineinbringen. 
Reisch: Das duldet keinen Aufschub, weil die Bemessung ab '18 noch aussteht. Die 

Steuersätze sind unter dem Gedanken einer Aufteilung erstellt. Auch für '20 ist die 
Rückwirkung zu besorgen, es ist Willkürlichkeit zu besorgen. 

Stöckler: Bei der Grundsteuer beantrage ich keine Änderung des Satzes, ich bemerke aber, 
daß es bei der Landwirtschaft nötig ist, daß sich der Staat die Mühe gibt, festzustellen, 
ob die Landwirtschaft überhaupt weiter bestehen kann. Der Staatssekretär für 
Finanzen hat von erhöhten Erträgen der Landwirtschaft gesprochen. Das gilt für die 
Vergangenheit, aber jetzt ist es sehr ?traurig. Alle Industrieartikel haben die freie 
Preisbildung, was zu ungeheuren Steigerungen ausgenützt wird. Die Landwirtschaft 
hat staatlich festgesetzte Preise, muß [aber] für ihren Bedarf an Sachgütern die 
Industriepreise zahlen. Der Aufwand für solche Güter wird aus den Erträgnissen der 
Landwirtschaft nicht gedeckt. 

Beim Grundbesitz sind alle Steuern mitzuzahlen, deren Verhältnis muß hier in 
Einklang gebracht werden. Es fragt sich, ob der einzelne Wirtschaftszweig überhaupt 
noch tragfähig ist. Das im Krieg angesammelte Kapital kann bei dem jetzigen [...] in 
wenigen Jahren vernichtet sein. 

[Renner]: Vorlage B erledigt. 
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Reisch: Das Länderdotationsgesetz geht von dem Gedanken aus, für '19 und '20 zunächst eine 

zeitlich befristete Regelung zu treffen. Für '19 ist eine gesetzliche Regelung für die 
Überweisung überhaupt noch nicht getroffen. In den letzten Überweisungsgesetzen ist 
nur von Vorschüssen die Rede, welche auch bereits ausgezahlt sind.  

Für '19 sieht die Vorlage vor, daß eine - [die] Überweisungen unter 
Berücksichtigung der Veränderung in der Bevölkerungszahl der Länder so festgesetzt 
werden wie im bisherigen Überweisungsgesetz und ähnlich im Jahr '20. Die 
Verschiebungen in den Ansätzen sind zurückzuführen auf die Verschiebungen in der 
Bevölkerung durch den Frieden. 

Für '19 und '20 ist außerdem vorgesehen eine außerordentliche Dotierung. Diese 
zu begründen ist mit der Geldentwertung, die in den Ländern bedeutende 
Mehraufwendungen für die Betriebe und Angestellten erfordert haben. Die Erhöhung 
beträgt das Doppelte der bisherigen Überweisungen, so daß die Überweisungen den 
dreifachen Jahresbetrag ausmachen. 

Außerdem ist vorgesehen eine besondere außerordentliche Dotation für Wien. 
Diese beträgt das Doppelte jenes Betrages, den Wien bisher als Anteil an den 
Landesüberweisungen [für] Niederösterreich bekommen hat und ist veranlaßt durch 
die besondere Inanspruchnahme Wiens durch die infolge des Krieges eingetretenen 
Verhältnisse. 

§ 3 des Gesetzesentwurfes enthält nur auf die Bevölkerungszahl abgestellte 
Übergangsbestimmungen für den - [die] verschiedenen Möglichkeiten des Ausganges 
der Volksabstimmung. § 4 bestimmt die Termine der Überweisungen. § 5 [bestimmt] 
wie bisher, daß eine Vorschreibung der ?Einkommensteuertaxe stattzufinden ... 
während § 6 in materieller Form die bisherigen Bedingungen für die Überweisungen 
enthält. Es ist schon bisher Bedingung [gewesen], daß eine Vorschießung von 
Einkommensteuerzuschlägen - und außerdem ist mit Rücksicht darauf, daß die 
Finanzlage in den Ländern zu neuen Abgaben geführt hat, in 3 und 4 - weiter gefaßt. 

Renner: Der Entwurf [wurde] sank.[tioniert] auf den Länderkonferenzen. 
Fink: Bei den letzten Verhandlungen über die [Bezugs]erhöhung der Staatsangestellten ist 

von Wien darauf hingewiesen worden, daß die Gemeinde Wien diese erhöhten Bezüge 
nicht selbst tragen könne. Ich möchte das Staatsamt fragen, ob man sich für die Dauer 
auf den Standpunkt stellen kann, daß jedes ?Gemeinwesen in Österreich nicht selbst 
die Beamten zahlen kann, ob es möglich sein wird, in Zukunft aus diesem Titel 
Überweisungen zu machen? 

Wenn diese Überweisungen nur dazu gemacht werden, daß die Vorschüsse, welche 
man Wien gegeben hat unter Schumpeter, angeblich um gewisse Kriegslasten 
auszugleichen - [um diesen] eine gesetzliche Grundlage zu geben, so wird man das 
hinnehmen müssen. Aber ich möchte wissen, ob es möglich ist, Wien selbst 
Überweisungen zu machen und ob man sich auf den Standpunkt stellen kann, daß 
Wien seine Beamten nicht selbst bezahlen kann? 

Das wird von den Ländervertretern sogleich erwogen werden, weil Wien zu den 
direkten Steuern die geringsten Steuerzuschläge erhebt. Wien müßte also diese 
Möglichkeit erst ausnützen, bevor man sagen kann, daß gerechterweise zu den 
Beamtengehältern von Wien staatliche Beiträge geleistet werden können. 

Renner: Diese Anfrage bezieht sich mehr auf die zweite Vorlage, weil durch dieses Gesetz die 
Gemeinde in den Besitz erhöhter Überweisungen gelangt. 

Deutsch: Daß man jene Überweisung macht, ist berechtigt, weil Wien auch die größte 
Steuerquelle ist. Die Länder leben hauptsächlich von der Steuerkraft Wiens und es 
dürfte das Umgekehrte entstehen. Wien hat die Auseinandersetzung über die 
Finanzgebarung am wenigsten zu scheuen. 
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Die Erhöhung der direkten Steuern in Wien würde nur ein geringes Erträgnis 
ergeben. Soviel ich weiß, bewegen sich die Zuschläge - Erträgnisse in geringer Höhe, 
weil die Bemessungsgrundlagen verschwindend gering sind. 

Wenn eine Auseinandersetzung erfolgen soll, dürfte sie sich nicht allein auf die 
Zuweisungen erstrecken, sondern auch auf die Steuerkraft. 

Eldersch: Die Frage, der Überweisung für die Beamten gehört nicht zu der vorliegenden 
Frage. Aber bei den Beamtengehältern muß ich darauf verweisen, Wien erhält nicht 
nur das Reich sondern auch das Land Niederösterreich und wenn es eine finanzielle 
Berücksichtigung erfährt, ist es nur gerecht. Bezüglich der Beamten kann sich keine 
Gemeinde mit Wien vergleichen, [das heißt] bezüglich der Lasten, welche sie für den 
Staat trägt. Sie verrichtet Geschäfte des Staates im übertragenen Wirkungskreis. Wenn 
die Beamtengehälter erhöht werden, so leistet sie eigentlich Zahlungen für den Staat. 
Wien hat eine Last, welche andere Städte und Länder in dem Maße nicht haben. 

Fink: Wien hat auch Einnahmen, welche eigentlich den Ländern gehören. 
Eldersch: Die Unternehmungen, welche in den Nachfolgestaaten ihren Betrieb haben, 

wandern aus. Wien hat dadurch einen Einnahmenentgang. Ich verstehe, daß man 
gerne sehen würde, durch eine Erhöhung der Umlagen die Unternehmungen in die 
Länder zu jagen, wo sie weniger zu zahlen hätten. Es handelt sich [aber] darum, Wien 
die Steuerquellen zu erhalten, um sie nicht in die Nachfolgestaaten zu vertreiben. Eine 
Erhöhung der Umlagen würde den Ländern zugute kommen dadurch, daß die 
Unternehmungen in die Länder abwandern. Bei einer Auseinandersetzung wird 
nachgewiesen werden können, daß durch [eine] Erhöhung der Umlagen nichts 
erreicht wird, solange die Bemessungsgrundlage so wenig ausmacht. Durch eine 
Erhöhung kann die Gebarung von Wien nicht geändert werden, solange die staatliche 
Bemessungsgrundlage nicht erhöht wird. 

Wien wird auch in der Verfassung ein Land werden und es fallen dann alle 
Argumentationen wegen der Sonderberücksichtigung von Wien weg. 

Miklas: Wir verlieren uns in ein Gebiet, das nicht zur Entscheidung steht. Es liegt das 
Verfassungsproblem der ganzen Streitfrage zugrunde. 

Ich begreife den Standpunkt Finks, wenn er sagt, wir haben ein 
Länderdotierungsgesetz. Das setzt voraus, daß jeder, der etwas bekommen soll, den 
Nachweis erbringt, daß sie für sich die gleichen Anstrengungen für sich gemacht 
haben. Alle müssen die gleiche steuerliche Vorbelastung nachweisen, bevor sie 
berücksichtigt werden. Das ganze ist aber ein Gesamtorganismus [und] dann kann ich 
mich auf diesen Standpunkt nicht stellen. 

Zu entscheiden was Wien für die Länder bedeutet und umgekehrt, ist eine Frage der 
Verfassung. Ich würde Fink raten, einen verfassungsrechtlichen Vorbehalt für die 
Ländervertreter zu machen. 

Reisch: Die Ausführungen Finks sind nicht ohne Berechtigung. Es ist ein abnormaler und 
unhaltbarer Zustand, daß der Staatsschatz die Mehraufwendungen für die 
Gemeindebeamten in Wien auf sich nimmt. 

Ich glaube aber, daß der Vorgang, der sich nur auf das Jahr '20 zu erstrecken hat, 
durch die außerordentlichen Verhältnisse gerechtfertigt werden kann. Einerseits sind 
eben unbedingt abnormale Verhältnisse bezüglich der Teuerung in Wien und es sind 
besondere Vorkehrungen für die Beamten in Wien unabweislich. Wien leidet noch 
unter der Fortdauer der Kriegsverhältnisse, besonders dadurch, daß seine 
Haupteinnahmequelle aus der Hauszinssteuer durch die Mieterschutzgesetzgebung 
gesperrt wird. Es ist auf der Ausgabenseite von der Geldentwertung voll entwertet, es 
kann aber seine Einnahmen dem nicht anpassen. 

Fink: Ganz das gleiche gilt für die Landwirtschaft. 
Reisch: Wegen dieser außerordentlichen Verhältnisse kann - wegen der Sonderstellung von 
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Wien ist ihm auch eine Sonderstellung in den Überweisungen eingeräumt worden. Es 
ist ausgeschlossen, daß - Wien, welches voriges Jahr 140 Millionen als 
außerordentliche Überweisung bekommen hat, in diesem Jahr nichts zu geben. Man 
versucht, den Betrag abzubauen, das kann aber nicht unvermittelt geschehen. 

Ich gebe zum Gesetz noch zwei Anregungen: Seit der Einbringung und 
Ausarbeitung ist einige Zeit verstrichen und in dieser Zeit wurden gegen den Entwurf 
erhebliche Bedenken laut in zwei Punkten: 

Einerseits erheben die verstümmelten Länder die Einwendung dagegen, daß man 
ihre Überweisungen nach der Bevölkerungszahl reduziert, indem sie nicht ohne Grund 
darauf verweisen, daß durch die Abtrennung eines Teils des Landes keine parallel 
gehende Entlastung bei den Ausgaben stattfand, die Zentralverwaltung und die 
Landesverwaltungsanstalten bleiben gleich. Diesem Umstand wäre in gewissen 
Grenzen Rechnung zu tragen. Wesentlichen Einwendungen könnte dadurch begegnet 
werden, wenn eine Abänderung des Gesetzes in der Richtung eintritt, daß [wir] in dem 
umgekehrten Verhältnis zu der Landesabtretung die Überweisung erhöhen. [Das 
würde ergeben, daß man] bei Tirol, welches von der Bevölkerung nur ein Drittel 
behält, die Überweisung nicht entsprechend auf ein Drittel herabsetzt, sondern einen 
50 %[igen] Zuschlag bewilligt; die Steiermark behält zwei Drittel der Bevölkerung 
[und erhielte] einen Zuschlag von 25 %, weil das Moment, welches für diesen 
Zuschlag spricht, geringere Bedeutung hat, wenn nur ein geringerer Teil wegfällt; und 
daß bei Kärnten unterschieden wird wenn die Abstimmung günstig ausfällt und drei 
Viertel bei Kärnten bleiben 15 % Zuschlag zur Dotierung, dagegen bei ungünstigem 
Ausfall und drei Fünftel bleiben 30 % Zuschlag zur ermittelten Dotierungssumme 
bewilligt [werden]. 

Die zweite Frage ist die: Wir haben seinerzeit bei der Länderkonferenz die 
Verdreifachung der alten Überweisungen vorgesehen. Seither mehren sich die 
Stimmen der Länder, daß sie auch mit dem verdreifachten Betrag nicht das Auslangen 
finden. Es fragt sich, ob wir uns nicht dazu entschließen sollen, diese Dotierung von 
vornherein höher zu bemessen und nicht den Zwang von den Ländern abzuwarten. Es 
stehen zwei Erwägungen einander gegenüber: Wir können [einerseits] sagen, die 
Aufbesserung für die Verhandlungen vorzubehalten. Auf der anderen Seite könnten wir 
sagen, daß es taktisch richtiger ist, das ?präventiv zu zahlen und eine Beeinflussung 
der Verfassungsfrage [zu] bewirken, wenn wir den Ländern zeigen, daß wir ihren 
Bedürfnissen Rechnung tragen wollen. 

Ich würde, so schwer es für das Budget ist, [zur Diskussion stellen], ob nicht die 
Überweisungen verfünffacht werden sollen. [Das bedeutet einen] Mehraufwand von 
112-114 Millionen, das ist aber nur eine Verschiebung innerhalb der öffentlichen 
Haushalte. Die Länder brauchen dann diese Beträge nicht aus eigenen Steuern 
hereinzubringen und wir wirken einer Dezentralisierung der Steuergesetzgebung 
entgegen und behalten die Steuergesetzgebung, Einhebung und Veranlagung der 
höheren Organisation vor. Eine Überdeckung irgendeines Landes durch diese 
Erhöhungen tritt nicht ein. Die selbständig eingeführten Abgaben werden ihnen 
abgezogen. Wien würde in demselben Maße erhöht. 

Renner: Anstelle der alten Vorlage wird die neue Gesetz. 
Fink: Wie ist es bei Wien zu rechtfertigen? 
Reisch: Wir zahlen den Wienern an Vorschüssen auf die Beamtengehälter mehr, damit sie 

ihre Beamten überhaupt bezahlen können. 
Genehmigt mit den Änderungen. 
 
 
Reisch: Das [Gemeinde]-Überweisungsgesetz bezweckt, [eine] Anzahl bisher staatlicher 
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Einnahmen und Einnahmenteile, die nur in bestimmten Orten zur Erhebung gelangen, 
diesen Gemeinden zur Verfügung zu stellen, um deren finanzielle Notlage teilweise zu 
beheben. Es wird in dem Gesetz die Überweisung des Teils des Hauszinssteuer 
[verfügt], welcher besonders in den Landeshauptstädten höher erhoben wird als in 
den übrigen Gemeinden des Landes und Reiches und diese Vorbelastung der 
Landeshauptstädte auf ihre Bewohner sachlich nicht begründet ist. Die Differenz 
zwischen der 26 2/3 [%igen] Hauszinssteuer und 20 [%igen] bzw. in Tirol 15 %[igen] 
Hauszinssteuer des flachen Landes [ist] den Gemeinden zuzuweisen, weil diese Summe 
von den Bewohnern dieser Orte mehr aufgebracht wird als seitens der übrigen Orte 
des Landes. 

Ebenso [überlassen wird] die Linienverzehrungssteuer für die Städte - 
geschlossenen Städte Wien, Linz und Graz. Wir würden die Verwaltung vorläufig 
durchführen, die Beamten zahlen und das Erträgnis abführen, nach Abzug der 
Verwaltungskosten. 

Endlich wird der Reinertrag der Fleischsteuer den Gemeinden zur Gänze 
überlassen. 

Der Mindestsatz der Hauszinssteuer wird für den Staat behalten, das Plus wird den 
einzelnen Gemeinden wird überwiesen. 

Mit dem Umsatzsteuergesetz zusammen machen wir den ersten wichtigen Schritt 
zur Sanierung der Gemeindefinanzen, indem wir ihnen neue Einnahmequellen 
eröffnen. 

Renner: Angenommen. 
 
 
Reisch: Den Inhalt der Umsatzsteuer habe ich seinerzeit dargestellt. Ich möchte nur 

hervorheben: Die Umsatzsteuer ist eine Verkehrssteuer und als solche zu einem 
großen Teil zu den Besitzsteuern zu rechnen. Sie trifft den Bemittelten, [der] viel 
häufiger die Gelegenheit [hat], einen Einkauf vorzunehmen, [mehr] als den 
Unbemittelten. Sozialpolitisch ist sie dadurch ausgezeichnet, daß eine besondere 
Luxussteuer mit höheren Steuersätzen vorgesehen ist. 

In Frankreich erfreut sich die Umsatzsteuer besonderer Beliebtheit und soll 12-13 
Milliarden bringen. Auch nach dem amerikanischen Bürgerkrieg wurde dieses Mittel 
einer Sanierung der Staatsfinanzen angewendet. Die Steuer wird nicht als erheblich 
belastend empfunden bei den heutigen Preisen mit einem Zuschlag von 1½ %. Es ist 
eine Steuer, welche einträglich und leicht zu erheben ist. Es ist eine durchaus gute und 
empfehlenswerte Steuerform, die auch eine notwendige Ausgestaltung des 
Verkehrssteuersystems bringt. Wir haben die Grundstücksübertragsgebühren, die 
Effektenumsatzsteuer, nur der Warenumsatz ist bisher nicht getroffen und diese Lücke 
soll ausgefüllt werden. 

Es ist das auch eine der wenigen neu ?ersinnbaren Steuerformen, aus welchen ein 
beträchtliches Ergebnis erhofft werden kann. Den Ertrag zu berechnen ist sehr 
schwer, doch wird angenommen, daß bei normalen Verhältnissen 4-450 M.[illionen] 
eingehen werden, jetzt etwa 300 Mill.[ionen] Kronen. Die hohen Preise müssen den 
reduzierten Umsatz wett machen. Auch in Deutschland hat man eine viel 
weitergehende Umsatzsteuer als vorgeschlagen wird, eingeführt und denkt an eine 
wesentliche Ausgestaltung. 

Eldersch: Ich kann die Meinung Reischs, daß es sich um eine Besitzsteuer handelt, nicht 
teilen. Es ist eine Konsumsteuer. Es kann eingeschränkt diese Qualifikation nur gelten 
von den Luxusartikeln. Diese werden nur von dem Besitzenden gekauft und treffen die 
Besitzenden stärker. 

Ich halte das Gesetz volkswirtschaftlich für sehr schädlich. Denn beispielsweise 
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steht, daß bei einem Kommissionsgeschäft die Steuer zu zahlen ist rücksichtlich des 
Verkehrs zwischen Kommissionär und Auftraggeber und dann, wenn der 
Kommissionär die Ware verkauft. So ist das eine Doppelbesteuerung. 

Dann sind die Nahrungsmittel eingeschlossen, das ist unmöglich. Ausgenommen 
sind nur die staatlich bewirtschafteten, die auch einmal freigegeben werden. Wir 
müßten [darauf] bestehen, daß die wichtigsten Nahrungsmittel von der Umsatzsteuer 
ausgenommen werden. 

[Über] die Umsatzsteuer bei L[uxus]artikeln wird man eine Enquete veranstalten 
müssen. Man muß auch die Leute hören, welche von dem Geschäfte leben. Vielleicht 
würde unsere Industrie nicht mehr konkurrenzfähig sein. Das gilt besonders für die 
Exportindustrie, die würde vielleicht in ihrer Existenz gefährdet werden. 

Wenn ich mir die Liste anschaue, so muß ich sagen, daß es sich nicht darum 
handelt, L[uxus]artikel zu treffen, sondern einen Steuerertrag herauszudrücken. 
Kleider mit Pelzwerk, gefütterte Handschuhe - bezüglich der verarbeiteten Felle ist 
kein Unterschied gemacht. Da entsteht eine wahnsinnige Verteuerung, gar wo die 
Artikel vom Erzeuger auf den Grossisten usw. übergeht. 

Die Steuer wird auch nicht eingehoben werden können. Von den Schiebern wird die 
Steuer nicht zu bekommen sein, die Steuer wird die Bevölkerung daher ganz ungleich 
treffen. Ein Regenschirm - diese Liste kann nicht angenommen werden. 

Wir müssen auch auf die Industrie Rücksicht nehmen. Es müssen die Lebensmittel, 
welche nicht als L[uxus] in Betracht kommen, ausgenommen werden. Im Ganzen ist 
die Steuer eine Verbrauchssteuer. Unsere Volkswirtschaft kann durch das Gesetz 
erheblich geschädigt werden. 

Fink: Bezüglich der L[uxus]waren habe ich dasselbe zu sagen wie Eldersch. Auch Reisch hat 
in einem Zuruf darauf hingewiesen, daß es veraltet ist. Viele Artikel sind darin, deren 
Preis heute weit überholt ist. Das muß angeglichen werden. Und so auch bei anderen 
Artikeln. Das müßte geändert werden. Dann sind auch Hunde und Katzen besteuert. 
Das macht uns lächerlich. 

Dann, was die Lebensmittel betrifft, wird es schwer sein, die zu besteuern. Das ist 
viel schlimmer, als der Getreideaufschlag in Tirol seinerzeit. 

Dann ist nichts erwähnt von der Effektensteuer. Wird die auch geregelt? 
(Reisch: Die ist schon geregelt und ab Dezember erhöht worden. Sie ist beträchtlich erhöht 

gegenüber früher, sie macht Unterscheidungen zwischen festverzinslichen und 
schwankenden Aktien). 

[Fink]: Man müßte auch auf die Effektenumsatzsteuer Rücksicht nehmen. 
Es ist zu erwägen, ob man schon den Urproduzenten besteuern soll, da der 

Verkaufspreis zum Großteil Arbeitsverdienst ist. Jedenfalls darf man nicht auf jene 
Artikel greifen, welche man zu einem bestimmten Höchstpreis zwangsweise abnimmt, 
der sich unter dem handelsüblichen Preis hält. Dort eine Steuer einzuheben, ist nicht 
gerechtfertigt. Für Schlachtungen in den Ländern wird das Rind zu 4-5 Kronen das 
Lebendgewicht weggenommen, während es im freien Handel mit 15 Kronen bezahlt 
wird. Wird von jenem das Opfer verlangt, so kann von ihm nicht noch diese weitere 
Zahlung verlangt werden. 

Die gewöhnlichen Lebensmittel müssen ausgeschieden werden. 
Deutsch: Die wirklichen Lebensmittel müssen ausgenommen werden. Es ist ausgeschlossen, 

eine Warenumsatzsteuer auf die Lebensmittel für die Massen zu machen. Die 
Lebensmittel für den Massenkonsum müssen ausgenommen oder jene angeführt 
werden, welche unter die Steuer fallen. Darüber hätte das Staatsamt für Finanzen 
Vorschläge zu machen. 

§ 9 sieht Ausnahmen vor für Dinge, welche der Effektenumsatzsteuer unterliegen, 
Absatz 7, 10 usw. Wir könnten dem nur dann zustimmen, wenn diese andere Steuer 
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höher wird als die Warenumsatzsteuer. [Einer] Steuerfreiheit könnte nur dann zu 
gestimmt werden, wenn die anderen Skalen höher sind als die Warenumsatzsteuer. 

§ 12. Ich habe gegen die Liste das Bedenken, daß stil.[istisch] nicht zutrifft und 
allen möglichen Deutungen Raum offen läßt. Absatz 10 - dehnbare Fassung, weil 
darunter alles verstanden werden kann; 14 - das[selbe]; 16 - das muß durchgearbeitet 
werden; 21 - es müßte [eine] schärfere Fassung einsetzen. 

Lebensmittel müssen ausgenommen werden; [in] § 9 muß gesagt werden, daß die 
Effektenumsatzsteuer die Sätze der Warenumsatzsteuer überragt; Absatz 15 Leistung 
von [...], daß bei den zugehörigen Steuern höhere [...]; schärfere Fassung der Liste 
des § 12. 

Stöckler: [Ich] bin für die Ausscheidung der Lebensmittel. Es wäre ein Widerspruch, heute 
noch die Lebensmittel staatlich zu bewirtschaften, um die Preise niedrig zu halten, die 
[...] aber mit Steuern zu belegen. 

Die Liste müßte auch verbessert werden. 
Insbesondere kann ich mir aber die Einhebung nicht vorstellen. Bei den ehrlichen 

Händlern schon, aber der Schleichhandel kann nicht erfaßt werden. Aber wer kann die 
Kaufhausgeschäfte erfassen? Der Schleichhandel wird weiter betrieben werden, um 
der Umsatzsteuer zu entgehen. 

Es wird sich nicht anders machen lassen, wir brauchen Geld, aber eine geregelte 
Einhebung der Steuer ist meiner Meinung ausgeschlossen. Es wird nur partiell wirken 
für die ordentlichen Geschäftsleute; die nicht gewerbsmäßigen Verkäufe dagegen 
werden nicht getroffen. 

Loewenfeld-Ruß: Ich habe mir die Besteuerung der Lebensmittel überlegt, ich habe keine 
solche Angst davor. Soweit die L[uxus]steuer in Betracht kommt, so sind die 
Lebensmittel davon nicht betroffen. Sie sind nirgends genannt und die L[uxus]steuer 
betrifft nur den Umsatz [...], genannt [werden] nur Zuckerbäckerwaren und Punkt 36. 
Dort ist die Einschränkung gemacht für solche Anstalten, welche sich als L[uxus]lokal 
erklären. In Paris wird von allen Gasthäusern die Umsatzsteuer eingehoben. 

Im normalen Umsatz ist es furchtbar schwer zu differenzieren, was Lebensmittel ist. 
Eine taxative Aufzählung ist unmöglich. Ich habe mir gedacht, daß bei den heutigen 
Preisen eine 1½ %[ige] Besteuerung auch bei Lebensmitteln keine besondere Rolle 
spielen kann. Ein Ei kostet 5-6 Kronen, 1½ % spielen dabei keine Rolle. Ich kann mir 
bei vielen Dingen nicht vorstellen, so bei Getreide, zu sagen, was Lebensmittel ist. 
Wenn man Ausnahmen macht, wird es gar nicht gehen. 

Ich bin ja dafür, die Steuer bei Lebensmitteln nicht einzuheben, aber es wird sich 
nicht durchführen lassen. 

Fink: Man müßte sagen, für welche Lebensmittel die Steuer nicht eingehoben wird. 
Loewenfeld-Ruß: [Die Bestimmung betreffend] Befreiungen nach § 10, Absatz 3 ist nicht ganz 

verständlich; Absatz 4 ist technisch nicht durchführbar. Unsere 
Lebensmittelverkaufsstellen verkaufen einen Artikel billiger als im freien Handel. 
Wenn [man] sie aber zum normalen Preis verkauft, dann müßten sie der Steuer 
unterliegen. Die Absicht ist nicht ganz klar. 

Ellenbogen: Bei den Lebensmitteln würde genügen, wenn man die Ausnahme bezüglich einer 
gewissen Anzahl von Hauptnahrungsmitteln macht, soweit sie nicht unter die staatlich 
bewirtschafteten Artikel fallen. Die Sache mit den Lebensmitteln wird mehr optisch als 
praktisch wirken. 

Was die Kritik dieser Bestimmung im § 12 anlangt, so kann ich mich Ihnen nicht 
anschließen. Der Begriff Luxus ist unbestimmt und hat wechselnde Grenzen. Eine 
Korrektur des Entwurfes würde zu keinem Ende führen. Bei der Frage der 
Vollzugsanweisung über die Neuregelung der Ein-, Aus- und Durchfuhr waren 
zahllose Sitzungen über den Bergriff Luxus. 
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Was Stöckler über Schleichhandel sagt, ist richtig. Aber man muß sich sagen, daß 
es - auch Strafbestimmungen bestehen. 

[Zur] Behandlung des Entwurfes an sich: Ich möchte nicht, daß wir den 
Gesetzentwurf zurück stellen. Wir müssen das Gesetz mit machen, es kann nur 
zusammen mit den direkten Steuern gemacht werden. Die direkten und indirekten 
Steuern müssen unter einem behandelt werden. Die Gesetze müssen auch wirken 
gegenüber den Beamtenforderungen. 

Fink: Die Vorlagen müssen gleichzeitig eingebracht werden, aber es müßte [darauf] 
hingewiesen werden, daß in der Regierung nicht volles Einverständnis herrscht. 
Reisch müßte darauf aufmerksam machen und daß [im] Ausschuß verschiedene 
Korrekturen erforderlich sind, daß bei verschiedenen Paragraphen Vorbehalte 
gemacht werden müssen. 

Eldersch: Reisch müßte bei der Überreichung der Vorlage erklären, daß im Kabinettsrat 
Bedenken wegen der Umsatzsteuer für Lebensmittel erhoben wurden und die 
Preissätze und die Liste der L[uxus]artikel einer Revision unterzogen werden müssen. 

Reisch: Ich wundere mich über die grundlegenden Einwendungen nachdem das 
Umsatzsteuergesetz von Anbeginn Teil meines Finanzprogrammes war. Wir dürfen bei 
der Einnahmenbeschaffung nicht besonders kritisch sein, wo wir bei den Ausgaben so 
besonders unkritisch sind. Wenn alle Staaten der Welt eine Umsatzsteuer haben, 
ausgedehnt auf alle Objekte einschließlich der Lebensmittel, dann dürfen wir davon 
keine Ausnahme machen. Wenn der Österreicher nichts zahlen will für den Staat, dann 
muß er auf den Staat verzichten. Kein Staat der Welt hat unsere Budgetpolitik, die 
Lebensmittel teuer anzukaufen und billig zu verkaufen. 

Die Effektenumsatzsteuer beträgt 0,6 Promille. Hier handelt es sich um 
Konsumobjekte, welche aus dem Konsum verschwinden. Jene Objekte, welche einer 
anderen Verkehrssteuer bereits unterliegen, werden von der neuen Verkehrssteuer 
ausgenommen. Jene Verkehrsakte, welche der Skalengebühr unterliegen, werden nicht 
ausgenommen, weil die Skalengebühr niedriger sein wird. § 11 sieht daher nur die 
Einrechnung der Skalengebühren vor. 

Ich halte es für praktisch und steuertechnisch undurchführbar, daß einzelne 
Objekte aus einem Warengeschäft als steuerfrei erklärt werden. Ich kann den 
gesamten Warenumsatz des Geschäftes abschätzen, aber nicht sagen, wieviel auf die 
einzelnen Artikel entfällt. Wir würden damit den klaren Grundsatz, daß jeder 
Warenumsatz der Steuer unterliegt, durchbrechen und die Einhebung der Steuer 
unmöglich machen. 

Die Konkurrenzfähigkeit Österreichs wird durch die Warenumsatzsteuer nicht 
leiden. Für den Handel nach dem Ausland werden Ausnahmen zugebilligt, besonders 
für den Veredelungsverkehr. Daher halte ich eine Enquete über das Gesetz für 
überflüssig, weil sich die Industrie dagegen aussprechen wird. In den anderen 
Ländern bestehen solche Umsatzsteuern ohne Schaden für den Handel, aber zum 
Vorteil der Finanzen. 

Die Abänderung der L[uxus]gegenstände: Im deutschen Gesetz sind die gleichen 
Bestimmungen, auch die Hunde und Katzen. Das soll die Umsätze der 
L[uxus]tiergeschäfte treffen. In Deutschland sind 11 Posten aufgeführt, bei uns 
wesentlich mehr, aber der Kreis ist im Wesen derselbe. Ich gebe zu, daß nicht das 
einzelne Objekt immer so umschrieben ist, daß kein Zweifel entstehen kann. Das muß 
man der Praxis überlassen. Die Scheidung nach der Höhe des Preises ist ein durchaus 
gesundes [Kriterium]. Die Preisansätze des Gesetzes über den Luxus sind heute schon 
überholt. Ich werde im Haus sagen, daß die Sätze schon überholt sind. 

In der Čechoslovakei ist ein analoges Gesetz seit 1. Jänner in Geltung. Frankreich 
will eine Umsatzsteuer als Hauptpfeiler mit großen Beträgen einführen. Warum sollen 
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wir nicht dasselbe tun? 
Die Einhebung ist schwierig, sie soll den Behörden übertragen werden, welche 

schon mit den Erwerbsunternehmungen zu tun haben, das sind die direkten 
Steuerbehörden. Eine fehlerlose Einhebung wird sich nicht gleich erreichen lassen. 

Ich erbitte daher die Ermächtigung, unverändert das Gesetz einbringen zu dürfen. 
Renner: Der dringende Appell des Staatssekretärs ist begreiflich, aber er vergewaltigt jene, 

welche ohnedies wollen. [Es ist] allseits ist der Wunsch, daß die Effektenumsatzsteuer 
mitgenommen wird neben der Warenumsatzsteuer. Es wird eine Novelle zu dem Gesetz 
gemacht werden müssen. Es werden dort nicht Waren, sondern Vermögen umgesetzt, 
die Umsätze werden in einem fort gemacht werden. 

Reisch: Die Effektenumsatzsteuer ist im Dezember mit einem Mehrertrag von 6 Millionen 
novelliert worden. 

Renner: Bei der jetzigen Vermehrung der Effektenumsätze wird eine Erhöhung nicht schaden. 
Es wäre noch eine Spezialvorlage über die Erhöhung der Effektenumsatzsteuer 
einzubringen. 

Fink: Grundsätzlich ist niemand gegen die Warenumsatzsteuer, es ist von keiner Seite [ein] 
grundsätzlicher Widerspruch erhoben worden. Das andere habe ich deshalb 
vorgebracht, [weil] wenn wir die Umsatzsteuer machen, so stehen wir nicht mehr im 
richtigen Verhältnis zur Effektenumsatzsteuer. Deshalb muß die auch geändert 
werden. Es ist leicht zu entschuldigen, es ist nicht mehr, wenn wir die 
Effektenumsatzsteuer erhöhen - ist nicht mehr als wenn wir das 
Besoldungsübergangsgesetz ergänzen. Es kann damit sehr gut in Zusammenhang 
gebracht werden. 

Renner: Das Staatsamt für Finanzen wird aufgefordert, eine Novelle des § 12 zur 
Effektenumsatzsteuer einzubringen [und diese] in der Rede schon anzumelden. 
Gesetzentwurf verabschiedet. 

 
 
Reisch: Verbrauchsabgaben. Im Motivenbericht ist ausgeführt, daß es sich darum handelt, 

daß die Preise dieser Artikel gestiegen sind während die Steuersätze fix waren. Das 
Verhältnis zwischen Preis und Steuer ist zu Ungunsten des Fiskus verschoben worden. 
Es soll nun eine teilweise Annäherung an das frühere Verhältnis herbeigeführt 
werden. 

Joas hat gesagt, das Gesetz ist noch nicht verabschiedet, es sind Preise angegeben 
und daraus das Verhältnis berechnet worden. Die Preise sind gestiegen und es fragt 
sich, ob die Steuersätze nicht noch erhöht werden sollen, um die früheren Verhältnis-
Sätze zu erreichen. 

Bei Zündmittel wird Monopol mit Tabak erwogen. 
Joas: Der Preis ist bei Branntwein von 30 auf 54 Kronen gestiegen. Der Liter Alkohol rein 

kostet 54 Kronen ohne Steuer. Bei Bier soll der offizielle Preis auf 4,80 für - [ist der 
Preis] statt 6 Kronen 10 Kronen. [Es ergibt sich] bei 4 % Bier eine Steuerbelastung 
von 40 Heller pro Liter. 

Renner: Im § 3 müßte der Stand als 1. März -. 
 
 
Reisch: Salzgebühr. Auch da ist die Vorlage überholt durch die neue gleitende Zulage und die 

Arbeiterlohnerhöhung aber auch durch den Vorgang des Deutschen Reiches, wo das 
Viehsalz ab 1. /II. auf 40 Mark erhöht wurde. Daraus ergibt sich, daß das eingeführte 
Viehsalz [teurer kommt] als das Speisesalz. Da wir wenig Speisesalz haben, es wäre 
die Gefahr, daß die Landbevölkerung Speisesalz an Vieh verfüttert, weil es billiger 
kommt als das Viehsalz, welches aus Deutschland eingeführt wird. 
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Es müssen auch hier Steigerungen eintreten, und [zwar] würde das Gesetz zu 
lauten haben: L[uxus]salz 700 Kronen, Tafelsalz 400 [Kronen], geformtes Sud[salz] 
260 [Kronen], loses 250 [Kronen], Viehsalz 50 Kronen, Viehsalz-Lecksteine 55 
Kronen. 

Das Viehsalz ist in der Vorlage gar nicht. Sie wurde umgearbeitet wegen [eines] 
Antrages in der Nationalversammlung, wonach die Monopolpreise durch die 
Nationalversammlung bestimmt werden sollen. Daher wurde eine Vollzugsanweisung 
aufgrund des neuen Gesetzes vorgelegt und darin wurden die Tarife bestimmt. Ich 
möchte nicht warten auf die Gesetzesänderung, sondern möchte für das Salz aufgrund 
der gegenwärtigen gesetzlichen Lage [...] der ganze Tarif darin ist. 

Genehmigt. 
[Renner]: Nachdem einige Änderungen durchzuführen sind, könnte man die Einbringung auf 

Freitag verschieben. Diese Verhandlung ist abgeschlossen. 
 
Fink: Ins Protokoll wegen der Länderüberweisungen soll kommen, daß ich mich dagegen 

ausgesprochen habe deshalb, weil ich es für unmöglich halte, daß eine so große 
Differenz gemacht wird zwischen Niederösterreich und Wien und den anderen 
Ländern. 

Nach der zweiten Erhöhung werden für die beiden Jahre für Wien und 
Niederösterreich 411 M.[illionen] überwiesen, für alle anderen Ländern nur 166 
Mill.[ionen], bei einer Bevölkerungszahl, die kaum [mehr] als halbe Million größer - 
[kleiner] ist als in Wien und Niederösterreich. 

Ich will die Einbringung nicht aufhalten, ich will aber gegen das Mißverhältnis 
protestieren. 

 
Paul: Bei den Verhandlungen mit den Postlern wurden Forderungen gestellt über [eine] 

Abänderung des Besoldungsübergangsgesetzes - fünf Punkte. Das Staatsamt für 
Finanzen hat gesagt, es müsse im Kabinettsrat erledigt werden. 

Ich möchte den Postlern sagen und den Kabinettsrat [dazu um] die Ermächtigung 
bitten, die Beratung über diese fünf Punkte in die Hauptausschußenquete zu bringen, 
der Kabinettsrat lehnt es ab. Sie sind aus dem Besoldungsübergangsgesetz, verlangen 
derartige Abänderungen, daß das Staatsamt für Finanzen sie nicht zugeben kann. Ich 
selbst kann bei zwei Punkten nichts sagen, sondern [muß] dem Staatsamt für Finanzen 
recht geben. Aber ich muß meiner Pflicht genügen und [es] im Kabinettsrat 
vorbringen. 

Ich würde mir morgen die Herren rufen lassen und sagen: Der Kabinettsrat hat 
beschlossen, sich mit dieser Sache nicht mehr zu beschäftigen und es wird vielleicht 
die Möglichkeit gegeben sein, die Sache bei der Enquete vorzubringen. Wenn es nicht 
geht, sollen sie sich an die Nationalversammlung -. 

Der Kabinettsrat beschließt, daß die von den Postangestellten gewünschte 
Änderung des Besoldungsübergangsgesetzes in fünf Punkten zu Gunsten der 
Postangestellten der vom Hauptausschuß einzuberufenden Enquete überlassen wird 
und stellt es der Org[anisation] frei, bei dieser Gelegenheit die Sache im 
Hauptausschuß zur Sprache zu bringen. 

 
¾ 10 Uhr. 
 
 
[Fortsetzung, 25. Februar 1920] 
 
Reisch: Personalsteuergesetz. 
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[Zu den] Änderungen gegenüber dem bestehenden Rechtszustand. Das wesentliche 
ist die Änderung des Tarifs [in] § 172. Die Steuerskala nähert sich der deutschen 
Skala mit der Mark zu 3 Kronen, so daß auch das Existenzminimum mit 3.000 Kronen 
bestimmt wurde. Die deutsche Skala beginnt mit 5-6 %; wir mit 3 %, gehen aber wie 
die Deutschen bis auf 60 %. Die Sätze sind wesentlich erhöht - in dem Sinn aber, daß 
der bisherige abgesondert bemessene Kriegszuschlag in die Einkommen einbezogen 
worden [ist]. Es ist das eine Vereinfachung. Es ist aber auch gedacht, daß bei einem 
Abbau des Zuschlages die Skala jeweils entsprechend geändert wird. 

In den folgenden Paragraphen, [§] 173 sind die Steuererleichterungen vorgesehen, 
welche gegenüber jetzt eine wesentliche Ausgestaltung und Vereinfachung erfahren. 
Gegenwärtig werden Abschläge für stark Belastete und Zuschläge für weniger 
Belastete (Junggesellen) [gemacht]. Jetzt bestehen nur Abschläge von der 
Steuerskala: 

Gruppe a wird bis zur 23. Stufe 1/6 der Steuer nachgelassen - als voll belastet 
bleibt nur der Einzelstehende - und degressiv bis zur höchsten Stufe 42 ein halbes 
Prozent nach[ge]lassen. Von da an werden Nachlässe für die Gruppe a nicht mehr 
bewilligt. Die untersten Stufen werden mit 1/6 bis [zur Stufe] 23 [berücksichtigt], dann 
16 % und degressiv bis zu ½ % bis zur 41. Stufe. 

Die Gruppe b, 3-4 Personen. Dort werden die Nachlässe um 3/5 erhöht, in der 
Gruppe c werden die Abschläge verdoppelt. Ich glaube, daß wir hier wesentliche 
Verbesserung der bisherigen Steuererleichterungen und -begünstigungen schaffen. 

Eine weitere durchgreifende Änderung und Vereinfachung des Verfahrens ist die 
Abschaffung der Quellentheorie. Bisher wurde [wurde angenommen, daß] das 
Einkommen des Vorjahres die Besteuerungsgrundlage bildet und die 
Einkommensquelle [soweit sie noch bestand] am 1. Jänner besteuert. Soweit das nicht 
der Fall war, wurde ein mutmaßliches Einkommen ermittelt. Das bedeutete bei jeder 
Änderung der Einkommensquelle eine Änderung in der Bemessung, was zu großen 
Schwierigkeiten führte. Wie [in] Deutschland soll [nun] das tatsächliche Einkommen 
des Steuerjahres als Steuergrundlage genommen werden ohne Rücksicht auf 
Änderungen und Anlagevermögen. 

Da nur eine Nachhinein-Veranlagung möglich ist, sollen Voreinzahlungen 
eingefordert werden. Für die Übergangszeit ist es vorgesehen, daß für [das Jahr] '20 
der Durchschnitt aus dem Einkommen '19 und '20 als Besteuerungsgrundlage zu 
dienen hat und die Voreinzahlungen für '20 schon nach der neuen Skala erfolgen. Das 
ermittelte Einkommen wird besteuert nach der neuen Skala nach dem festgestellten 
Einkommen (§ 156). Der Unterschied ist, daß nicht mehr das Vorjahreseinkommen, 
sondern das Einkommen des Steuerjahres als Grundlage genommen wird. Und für die 
Überg[angs]-Periode, damit das Einkommen von '19 nicht ganz ausfällt, wird der 
Durchschnitt von '19 und '20 als Grundlage genommen. Die Regelung der 
Voreinzahlung ist [in] Art. III, § 2. Das bringt keine Mehrbelastung für die 
Bevölkerung grundsätzlich nach sich, wohl aber eine Vereinfachung des 
Veranlagungsgeschäfts, besonders auch für den Steuerträger. 

Eine dritte wesentliche Änderung ist bezüglich der Dienstbezüge, die durch die 
Auflösung der Quellentheorie und den Anschluß der Steuer an das Einkommen des 
Steuerjahres wesentlich erleichtert [wird]. Sie sollen (§ 234, Seite 35) in der Weise 
besteuert werden, daß nach Maßgabe ihrer Auszahlung die auf die ausbezahlten 
Bezüge entfallende Steuer vom Dienstgeber abgezogen und unter Anschluß der 
Lohnliste monatlich oder vierteljährlich an das Steueramt abgeführt wird. Dabei ist 
vorgesehen, daß Leute, welche nur Dienst- und Lohnbezüge haben ohne sonstiges 
Einkommen, überhaupt nicht mehr veranlagt werden, sondern die Steuerabzüge durch 
den Dienstgeber die Steuerzahlung endgültig erledigt. 



151 – 1920-02-24/25 50 

Diese Vereinfachung und die Erhöhung der Einkommensteuer gibt den Anlaß, die 
Besoldungssteuer, die steuerpolitisch keine Rechtfertigung hat, abzuschaffen. 
Angesichts der großen Steigerung der Einkommensteuersätze hat eine 
Besoldungssteuer Berechtigung mehr, weil das auch nur ein Ausfluß der 
Arbeitsleistung ist. Übergangs [...] daß Dienstbezüge und jeder qualif[izierte] Arbeiter 
eine Besoldungssteuer entrichten. 

Eine vierte wesentliche Neuerung ist die Besteuerung der Konjunkturgewinne ([§] 
159). Bisher war es eine durchaus ungeklärte Frage, welcher Gewinn aus der 
Veräußerung von Vermögensobjekten als steuerpflichtig zu behandeln ist. Es waren 
bisher steuerpflichtig nur die Zirkulationsgewinne [von Geschäften], welche in einer 
Erwerbsabsicht, [in einer] Erwerbsunternehmung in der Absicht des Wiederverkaufs 
durchgeführt wurden. Dabei war Streitfrage bei den Effektenverkäufen. Nun wird das 
im Gesetz dahin geklärt, daß jeder Veräußerungsgewinn steuerpflichtig ist, soweit 
nicht besondere Ausnahmen schon im Gesetz über die Vermögenssteuer vorgesehen 
sind, welche sich nur auf Hausgeräte und Möbel beziehen. Es werden [dieselben] 
Bestimmungen getroffen, wie sie bei den Wertzuwachsabgaben über die Ermittlung 
des Veräußerungsgewinnes gegeben [wurden]. 

Im Zusammenhang damit ist § 175 zu betrachten, welcher etwas schwer 
verständlich ist. Dieser soll - wenn man einen Kon[junktur]gewinn dem 
Jahreseinkommen zurechnet, wird zufolge der starken Progression in 
ungerechterweise die Steuer erhöht, indem der Zufall, daß ein Gewinn, der sich in 
Jahren ansammelte, die Progression ungeheuer in die Höhe schellen läßt. Das 
Einkommen wird zwar in der Weise ermittelt, daß der Kon[junktur]gewinn 
hinzugerechnet wird - wenn jemand 30.000 Kronen jährlich hat und er bekommt durch 
die Veräußerung von Holz 100.000 Kronen, so ist sein steuerpflichtiges Einkommen 
130.000 Kronen und er müßte 30.000 Kronen Steuer zahlen. Die Besteuerung soll 
aber nicht mit 30.000 Kronen erfolgen, sondern so, daß nur der fünfte Teil des 
Kon[junktur]gewinns für die Progression zugeschlagen wird. Er hat 30 + 20.000 
[Kronen] aus dem Kon[junktur]gewinn, zusammen 50.000 Kronen. Daher 8.000 
Kronen - 16 %. Er hat faktisch zu zahlen 28.000 Kronen [?], die weiteren vier Fünftel 
werden nicht weiter besteuert in - das ganze Einkommen wird nach dem niedrigen 
Steuersatz besteuert. Die Waldabstockung fällt nach Absatz 3 ausdrücklich darunter. 
Das ganze Einkommen wird nach einer geringeren Progression besteuert. 

Die weiteren [...] materiellen Effekte. [19]16 [bei] der letzte Statistik errechnete 
sich das Steuerergebnis mit 230 M[illionen] für Deutschösterreich, einschließlich der 
Steuerzuschläge. [Für] [19]19 dürfte infolge von Nachzahlungen 500 Mill[ionen] das 
Ergebnis sein, als laufendes Erträgnis nach der neuen Skala sollen 400 M[illionen] 
abfallen. 

Analog den Änderungen des Zeitverhältnisses im § 156 sollen Änderungen auch bei 
der besonderen Erwerbsteuer und der Rentensteuer dahin durchgeführt [werden], daß 
der Ertrag des Steuerjahres die Steuergrundlage bildet. Bei der Rentensteuer ist es 
notwendig, daß [eine] Parität besteht zwischen Besteuerungsgrundlage mit der 
Einkommensteuer und bei der Erwerbsteuer ergeben sich Vorteile dadurch, daß der 
Anfang und das Ende der Besteuerung unbefriedigend waren. Der Anfangsertrag ist 
gewöhnlich geringer als der Endertrag. Auch Aktiengesellschaften haben daher 
jeweils von einem Ertrag die Steuer zu zahlen. Die Bemessung erfolgt im Nachhinein, 
nach der Gebühr des Vorjahres sind Voreinzahlungen vorgesehen, bei 
Aktiengesellschaften eine minimale Einzahlung von 4 % des Aktienkapitals. Es wird 
immer nach der Gebühr des Vorjahres gezahlt. 

Eine Ausgestaltung erfahren naturgemäß auch die Strafbestimmungen. Als solche 
Strafverschärfungen werden vorgesehen: Die Erhöhung des zulässigen Arrestes von 
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einem Jahr auf zwei Jahre für den Fall besonderer Tücke, doppelter Buchführung, 
Vorlage unrichtiger Buchabschlüsse und unrichtiger Bücher; weiters der Verlust der 
Gewerbeberechtigung. 

Sonst war das Bestreben, der Steuerbehörde eine verstärkte Möglichkeit zur 
Durchführung von Strafverhängungen einzuräumen. Bisher waren ihre Mittel nicht 
ausreichend, um einer Obstruktion seitens des verfolgten Steuerträgers entgegen zu 
wirken. Es wird vorgesehen die zwangsweise Vorführung, eine zwangsweise 
Bucheinsicht und endlich [soll] die Vornahme von Haus- und 
Personendurchsuchungen in besonders bedenklichen Fällen möglich sein. 

Die Einbringlichkeit der Geldstrafen soll [dadurch] gewährleistet werden, daß im 
Zuge des Strafverfahrens eine Sicherstellung vorgenommen werden darf. 

Endlich wird die Auskunftserteilung sehr ausgestaltet und ein wichtiger Schritt 
bezüglich der Geldinstitute vorgenommen. Das Gesetz von [18]96 stellte sich auf den 
Standpunkt, daß das Geschäftsgeheimnis der Bank gewahrt werden muß und die Bank 
als Vertrauensperson des [...] nicht zu Auskünften über die Geschäfte - [diese nicht] 
erteilen müsse. Es war das ein sicherer Unterschlupf für Kapital[besitzer], wenn sie 
ihr Geld bei der Bank hinterlegten. Diese Bestimmung hat gewiß ihre Berechtigung, 
denn wenn die Banken zur Auskunftserteilung verhalten sind, werden jene, welche 
Steuern hinterziehen, ihr Kapital nicht mehr der Bank übergeben. Sie werden ihr 
Depot ins Ausland legen. 

Wir hoffen, daß es angesichts des dringenden Geldbedarfs aller Staaten zu 
internationalen Vereinbarungen kommen wird, die schon von Frankreich im Frieden 
angeregt worden sind. Wir glauben, daß wir [uns] bei der jetzigen Sachlage über 
diese Bedenken hinwegsetzen müssen und verhalten die Banken zur 
Auskunftserteilung, schreiben eine allgemeine Anzeigepflicht vor ([§] 269). Dasselbe 
Prinzip wurde bei den Vorarbeiten für die Vermögensabgabe angewandt. 

Mit Rücksicht auf die Abzugspflicht der Dienstgeber gewinnt die Bestimmung über 
das Verbot der Überwälzung der Einkommensteuer auf eine dritte Person besondere 
Bedeutung. Von Haus aus war gedacht, daß die Einkommensteuer von dem 
Steuerpflichtigen selbst getragen wird und eine Überwälzungsverordnung war als 
privatrechtlich bedeutungslos und unklagbar erklärt [worden]. Doch war eine 
Ausnahme für die Dienstbezüge [ist] schon [18]96 gemacht worden. Diese Ausnahme 
soll beseitigt werden, weil es ein politisches Interesse ist, daß jedermann zum 
Bewußtsein kommt, daß er selbst Steuern zahlen muß. Es ist daher das Verbot der 
Überwälzung wieder aufgenommen in § 238, [...] aber auch ein neues Delikt als 
Übertretung des Verbots mit [einer] Geldstrafe bis zu 50.000 Kronen ([§] 247a, Zahl 
2). Die Erfahrung beweist, daß ohne Strafbestimmung die Überwälzung nicht 
verhindert wird. 

Für die Beamten trifft das Besoldungsübergangsgesetz Ausnahmsbestimmungen. 
Bei Privatangestellten soll es in Zukunft nicht sein. 

Renner: [Zu erörtern sind somit folgende Punkte]: 
1.) Die Frage der Sätze; 
2.) Jahresveranlagung des im Jahr wirklich erzielten Einkommens; 
3.) Dienstbezüge; 
5.) [sic] Kon[junktur]gewinne; 
6.) Novellierung der Renten- und Erwerbsbesteuerung; 
7.) Überwälzungsfrage und 
8.) Strafbestimmungen; 
9.) Übergangsbestimmungen. 

Reisch: Die Übergangsbestimmungen sind die Ermittlung des Durchschnittes der Einkommen 
von '19 und '20. 
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Art. 5 enthält einige Begünstigungen für Industrieunternehmungen und [eine 
Bestimmung, die] bezüglich der ?Kontingentzinsen-Rentensteuer eine Begünstigung 
für ausländisches Kapital vorsieht. Von Kapital in fremder Währung, welches vom 
Ausland hergelangt, wird die ?Kontingent-Rentensteuer nicht abzuführen [sein], weil 
die ausländischen Banken sich diesen Abzug nicht gefallen lassen wollen und mit der 
Abberufung der Einlagen vorgehen, was nicht vom valutarischen Interesse für 
Österreich ist. 

[Dem Wunsch] der Industrieunternehmungen nach Berücksichtigung der 
Port[efeuille]-Aktien [wurde] Rechnung getragen, indem unter gewissen Umständen 
deren Ertrag, weil sie schon einmal besteuert werden, aus der Steuergrundlage 
ausgeschieden werden. Das gewinnt Bedeutung für jene Fälle, wo sich Fil[ialen] in 
selbständigen Unternehmungen umwandeln müssen. Es ist ein österreichisches 
Interesse, daß die Gründer dieser Fil[ialen] an dem Unternehmen beteiligt bleiben. Es 
soll ihnen ermöglicht werden, die Aktien zu behalten ohne daß eine 
Doppel[be]steuerung bezüglich des Ertrages Platz greift. 

Fink: [Zu] § 172. Ich meine, daß bei den Sätzen das Ex[istenz]minium mit 3.000 Kronen zu 
niedrig ist, weil man mit 3.000 Kronen nicht leben kann, weil man zudem, was man 
zum Leben braucht, jetzt schon zweimal versteuert hat, durch die Umsatzsteuer selbst 
die Lebensmittel, bei den Kleidern wird sie 5, 6 mal eingehoben. [18]96 bei der 
Schaffung der Einkommensteuer hat man gesagt, man besteuert in Rentensteuer, 
Grundsteuer, Erwerbsteuer, dann läßt man alle diese Steuern abziehen und besteuert 
das, was über ein Minimum hinausgeht. Das hat heute viel mehr Bedeutung als früher, 
weil alles andere viel höher besteuert wird als früher. 

Die übrigen Sätze kann man nur beurteilen sobald das ganze 
Besteuerungsprogramm bekannt ist und man an einzelnen Fällen Beispiele aufstellt, 
damit man sich klar werden kann, ob das Steuersubjekt die Last ertragen kann. 

Renner: Die Frage des E[xistenz]m[inimums] werden wir der Nationalversammlung 
vorbehalten, damit sie auch einen Erfolg haben kann. Es wurde in der Vorlage das 
deutsche E[xistenz]m[inimum] auf uns über[ge]rechnet. Wird es dort aufrecht 
erhalten, können wir es auch beibehalten. 

Eldersch: Die Sätze sind sehr hoch und es wird für jeden eine Frage der Spekulation werden, 
wie er sich der Besteuerung entziehen soll. Die Steuersätze wurden vielleicht 
deswegen so hoch gewählt, um jede Aufschlagsmöglichkeit für die Länder 
auszuschließen. Denn es ist unmöglich, daß diese Steuersätze noch eine Erhöhung 
durch Zuschläge erfahren können. Das wäre [eine] Konfiskation des Einkommens 
überhaupt. Es scheint mir, daß dieses Sätze auch die Absicht haben - Länder und 
Gemeindezuschläge absolut unmöglich machen sollen. 

Hanusch: Jeder Mensch soll steuern [zahlen], aber daß man mit 2-3 % anfängt, scheint mir 
zu hoch gegriffen. Bei 3.000 Kronen könnte man mit 1 % anfangen und dann stärker 
steigern sollte. Ich habe Bedenken gegen den 2-3 % Ansatz. Nun weiß ich nicht -. 

Renner: Die Festsetzung des E[xistenz]m[inimums] und der Skalensätze wird der 
Nationalversammlung überlassen. 

Reisch: Wir schließen uns an die deutsche Skala an mit 3 Mark für die Krone. In den unteren 
Sätzen weichen wir zu Gunsten der Steuerpflichtigen ab, weil in Deutschland niedriges 
E[xistenz]m[inimum] war und nicht die Zuschlagsfreiheit bestand. Die Gemeinden 
haben 200 % [...] und sind unterhalb des E[xistenz]m[inimums] des Staates gegangen. 
Wir sind schon wesentlich unter dem deutschen Beispiel bei der Besteuerung der 
niedrigen Sätze und das Staatsamt für Finanzen könnte nicht verantworten, nobler zu 
sein als Deutschland mit seinen 5 %. 

Ramek: Das E[xistenz]m[inimum] ist zu niedrig gegriffen. Man kann die Sache durch die 
Nationalversammlung entscheiden lassen, ich möchte aber hinweisen, daß in der 
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untersten Stufe, der 15. Stufe die Sätze außerordentlich hoch sind. Mit 24.000 Kronen 
kann man kaum leben und soll davon einen Monat Einkommen davon hergeben. 
Diesen Betrag hat er nie bekommen. Die Begünstigungen nach [§] 173 gleichen das 
nicht aus. Wir sollten ohne die Frage zu verzögen einig werden, denn in der 
Nationalversammlung wird die Sache so behandelt, daß wir ganz aus dem System und 
dem Prinzip herauskommen. Der Effekt des ganzen Gesetzes und besonders dieser 
Bestimmung könnte illus.[orisch] gemacht werden. Das Grav.[ierende] ist nicht so 
sehr das E[xistenz]m[inimum], sondern die Bemessung der unteren Stufen, umso 
[mehr] als bei Arbeitern und Angestellten die Überwälzung ausgeschlossen wird. 

Renner: Wenn wir jetzt diese Sätze umstürzen, können wir es morgen nicht einbringen. Diese 
Sätze bleiben nur übrig für die Fälle, wo ein Einkommen besteuert wird, das nicht das 
Gesamteinkommen ist - [für] inländische Einkommensteile von Ausländern. Es ist am 
besten, uns an die Vorlage zu halten. Wir können von Regierungs wegen nicht milder 
sein als die deutsche Regierung. Wenn die Nationalversammlung das als unerträglich 
bezeichnet, werden wir keine Schwierigkeit machen. 

Reisch: Ich hätte gegen eine mäßige Steuerskala keine so großen Bedenken. Die 
Einkommensteuer ist nicht mehr wie früher das Rückgrat des Steuersystems. Die 
Einkommensteuer nimmt nicht mehr den wichtigsten Platz ein, es wird aus ihr aber 
nicht der beträchtliche Teil des Staatserfordernisses herausgewirtschaftet werden 
können. Hohe Steuersätze sind ein Unglück für die Steuer, weil das nur zu 
Hinterziehung anreizt.  

Ich habe mich nur davon leiten lassen, daß wir bei den engen Beziehungen zu 
Deutschland [nicht] hinter dem deutschen Gesetz bleiben können. Der 
Friedensvertrag zwingt uns, keine niedrigen Steuern zu haben, als irgendeiner der 
Ententestaaten. 

Wir haben eine starke Progression und ich müßte mich dagegen aussprechen, daß 
die unteren Stufen entlastet werden, die oberen aber bleiben. Eine noch schärfere 
Progression würde nicht verständlich werden und wäre unerträglich. Die 
gleichmäßige Herabsetzung der Steuerskala wäre möglich. 

 
[Renner]: 2.) Die Zugrundelegung des faktischen Einkommens des Bezugsjahres [nach] [§] 

156 (Quellentheorie). 
3.) Dienstbezüge ([§] 234). 

Hanusch: Ich habe mich dafür ausgesprochen, die Steuer von den Unternehmern einheben zu 
lassen. Die Vorlage spricht [aber] keinen Zwang gegen die Unternehmer aus, die 
Steuer einzuheben. 

Anderseits kommt in Frage - es ist - [sind] bei jeder persönlichen Einkommensteuer 
Abzüge möglich. Der Unternehmer muß die Abzüge mit den Arbeitern vereinbaren. 
Das wird eine ungeheure Arbeit für den Unternehmer werden und es ist fraglich, ob er 
diese Arbeit übernehmen wird. Ich weiß nicht, ob es angeht, ohne sich mit den 
Unternehmern ins Einvernehmen zu setzen - ob sie das auch praktisch durchführen 
werden. Alles, was bisher die Steuerbehörde machte, muß die Betriebskanzlei machen. 
[Ich] bitte um Aufklärung, wie man sich das vorstellt. 

Die Staatsangestellten sind von der Steuer jetzt befreit. Ich weiß nicht, ob es vom 
Standpunkt der Steuermoral nicht besser wäre, die Staatsbeamten zu bezahlen 
[lassen], [man] ihnen aber den Steuersatz ersetzt. Wir werden - dadurch, daß auch 
der Beamte die Steuer abgezogen bekommt, wird das Gewissen der Beamten geschärft 
werden und sie werden Rücksicht auf die Staatsfinanzen, werden -. Die Beamten sollen 
ihre Steuerpflicht erfüllen und wenn ihnen die Steuer ersetzt wird, haben wir nichts 
verloren, erziehen sie aber zur Steuermoral. 

Ellenbogen: In § 234, 4. Absatz wird angegeben, daß der Dienstgeber [die Steuer] abzieht 
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und monatlich abführt. Es kann doch geschehen, daß der Arbeiter entlassen wird. Er 
hätte einen höheren Bezug und müßte nach dem zweiten Halbjahr, wo er arbeitslos ist, 
oder einen [...] Satz hat - hat er im ersten Halbjahr einen höheren Steuersatz bezahlt, 
als nach der Gesamtsumme des Einkommens gerechtfertigt wäre. Ist dagegen eine 
Sicherung geboten? 

Glöckel: Es wäre nur eine bürokratische Arbeit, die Staatsbeamten Steuern zahlen zu lassen. 
Der Beamte zahlt die Steuer nicht wirklich. Es ist rein rechnungsmäßig und eine 
überflüssige Belastung. Von dieser Begünstigung der Beamten, nachdem sie einmal 
gegeben wurde, können wir nicht mehr zurück. 

Fink: Wenn ich recht verstehe, bleibt für die Staatsbeamten die Besoldungssteuer aufrecht? - 
Also, sie wird abgeschafft. Ich meine nicht, daß man die Beamten besteuern kann. 

Miklas: Es sollte ein Modus gefunden werden, um den Staatsangestellten begreiflich zu 
machen, daß ihre Steuerleistung sich bei Mehrforderungen erhöhen muß. Es bestehen 
dabei technische Schwierigkeiten, man müßte darüber hinüber kommen. 

Die Frage der Steuerzahlung der Staatsbeamten sollte bei der parlamentarischen 
Enquete [behandelt werden], da sie einen Teil der gleitenden Zulage bildet. 

Eldersch: Ich habe gegen die Festsetzung der Steuerpflicht der Beamten Bedenken. Die 
Gehälter werden sofort erhöht werden müssen, sie haben jahrelang keine Steuer 
gezahlt und wenn jetzt Steuern verlangt werden sollen, muß der Gehalt erhöht werden 
und die Gehälter werden [dann] darüber hinaus erhöht werden müssen. Der Staat 
zahlt dann schließlich die Beamten doch, der moralische Effekt fällt aber weg. 

Außer[dem] ist es das Signal für alle Arbeiter und Angestellten, diese Aktion auch 
aufzunehmen. 

Was die Abzüge anlangt (Ellenbogen), so ist das so, daß dann von einem niedrigen 
Lohn abgezogen wird, aber es müßte am Schluß festgestellt [werden], wie hoch sich 
das Gesamteinkommen stellte. 

Resch: Die Durchführung dieses Paragraphen wird nicht möglich sein. Der Unternehmer 
muß die Steuer vorschreiben, einheben und abliefern. Die Steuervorschreibung durch 
den Unternehmer kann man nicht verlangen, es müßte - [würde] der Streit, den jetzt 
die Steuerbehörden auszutragen haben auf den Unternehmer überwälzt werden. Die 
Steuer muß vorgeschrieben werden, da dies nicht der Fall ist, kann es nicht so 
durchgeführt werden. 

Eisler: Die vollständig freie Möglichkeit, Feststellungserkenntnisse zu verlangen, muß dem 
Unternehmer gewährt werden, sonst können die Unternehmer es nicht machen. [Wenn 
man] mutwillige [Ansuchen auf] die Ausfertigung von Feststellungserkenntnisse mit 
Strafen bedroht, so ist die Antwort darauf die passive Resistenz der Unternehmungen. 
Diese Handlung - [Handhabung] von Ordnungsstrafen für Ansuchen von 
Feststellungserkenntnissen müßte ausgeschaltet werden (§ 234). 

Reisch: Die Frage, ob der Auftrag an den Dienstgeber durchsetzbar sein wird, scheint - wird 
- [ist] einfach zu beantworten. Soweit der Gesetzgeber noch mit Strafen etwas 
erreichen kann, wird er es auch hier durchsetzen können. Es ist der Absatz als 
Steuerhinterziehung -. In Deutschland ist die Sache schon durchgeführt, zumal Absatz 
4 vorsieht, daß der Dienstnehmer verpflichtet ist, die erforderlichen Daten für die 
Steuerveranlagung bekannt zu geben. Es werden danach Tabellen aufgelegt werden 
nach den Lohnstufen. Auch wird vorgesehen, daß die Entrichtung der Steuer durch 
Steuermarken erfolgen könne. Außerdem ist noch vorgesehen, daß der Dienstgeber 
sich durch Feststellungserkenntnisse über die Zulagen volle Klarheit schaffen kann. 

Die Festsetzung von Mutwillensstrafen scheint mir unbedenklich. Das Ermessen 
der Behörde kann durch die Oberbehörde überprüft werden. Hingegen müssen wir uns 
dagegen wehren, daß jeder Dienstgeber [die Behörden] chikanisiert durch unnötige 
Anfragen. Ich glaube, daß da genügend Sicherheit vorgesehen ist, daß die Feststellung 
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der Steuergrundlage für den Dienstgeber keine besonderen Schwierigkeiten bereiten 
kann. 

Bei den Staatsbeamten wäre es mir lieber gewesen, daß die Einkommensteuer 
abzuziehen ist. Jetzt das zu ändern, scheint mir in dem jetzigen Augenblick unmöglich. 
Die Besoldungserhöhung würde mehr betragen als der Steuerabzug. Es kann das nur 
im Zusammenhang mit der Besoldungsreform aufs Tapet gebracht werden. 

Die Frage der Behandlung eines Arbeiters beim Übertritt in das nieder bezahlte 
Arbeitsverhältnis [ist so geregelt], daß nach § 236 a der Dienstnehmer das Recht hat - 
ein Steuerbekenntnis einbringen kann und die Richtigstellung der Steuerleistung zu 
verlangen. Das Mehr ist rückzuvergüten. 

 
[Renner]: Besteuerung der Kon[junktur]gewinne und Spekulationsgewinne. 
Fink: Bei den Waldungen kann man nicht ein Fünftel nehmen, sondern einen geringeren 

Prozentsatz. Das wird man aber im Haus regeln. Man müßte unterscheiden, beim [...] 
entspricht es, aber bei der Abstockung braucht es 80 Jahre bis wieder ein Ertrag 
möglich ist. 

 
[Renner]: Renten- und Erwerbsteuerveranlagung. 
Reisch: Es sind nur ein passiver -. 
 
[Renner]: Überwälzungsverbot § 238, [§] 247a, Punkt 2. 
Eisler: Ich glaube, wir können das nicht einmal dem Parlament in dieser Form unterbreiten, 

weil dadurch alle Dienstnehmer beunruhigt werden. Es gibt Kollektivverträge, welche 
den Angestellten das Recht einräumen, daß ihnen die Einkommensteuer nicht 
abgezogen wird. Wird das aufgehoben, so bedeutet das einen sofortigen Lohnkampf. 
Ich halte das für unzweckmäßig. Wenn die Staatsangestellten die Begünstigung haben, 
so muß sie auch den Privatangestellten eingeräumt werden. Ich bin gegen Absatz 3 
und bitte ihn aus dem Gesetz auszuschließen. 

Eldersch: Der Paragraph ist eine einseitige Stellungnahme zugunsten gewisser Unternehmer. 
Es würde eine starke Beunruhigung bei den Angestellten auslösen und ich sehe den 
Zweck nicht ein. [Die] ganzen Jahre ist die Personalsteuer vom Dienst[ein]kommen 
sicher entrichtet worden, kein Angestellter hat sich entziehen wollen. Wenn es - 
Unternehmergruppen, Banken, Versicherungsanstalten das nicht weiter tragen wollen, 
wenn es aufgehoben wird, so werden die Angestellten in eine Lohnbewegung eintreten. 
Es ist nicht einzusehen, warum der Staat mit einer solchen Strafbestimmung in ein 
privatrechtliches Abkommen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern eingreifen will. 

Glöckel: Das ist eine Verschärfung des Bürokratismus. Jetzt geht das in einem Akt, später 
werden es Tausende sein. Für den Staat ist es gleichgültig, wer es zahlt. 

Renner: Der Gedanke des Paragraphen ist richtig. Wenn jetzt in den Kollektivverträgen 
enthalten ist, daß die Einkommensteuer vom Unternehmer getragen ist, so ist gemeint, 
ein Einkommen von bestimmter Höhe. Nun verlangen wir die Steuer von einem 
wesentlich höheren Satz. In der gegenwärtigen Zeit ist des gefährlich, eine neue 
Lohnbewegung hervorzurufen, der richtige Gedanke wird sozial undurchführbar. 

Hanusch: In den letzten Kollektivverträgen ist dieser Passus nicht mehr enthalten. Die 
Gewerkschaften sind auf diesem Gebiet im Übergangsstadium. Es gibt noch 
Kollektivverträge, welche die Tragung durch den Unternehmer vorsehen. In einem 
Jahr wird das anders sein. Bei vielen aber wird es der Anstoß zu neuen Lohnkämpfen 
sein. 

Man könnte eine Übergangsbestimmung treffen, daß die laufenden 
Kollektivverträge dadurch nicht berührt werden. Es geht auch nicht an, durch ein 
Steuergesetz ein privates Übereinkommen zwischen Unternehmern und Angestellten 
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aufzuheben. Der Paragraph müßte [eine] Übergangsbestimmung werden. 
Miklas: Die Tendenz des Paragraphen ist richtig, aber wo die Staatsbeamten aus der 

Steuerpflicht entlassen [wurden], kann sie jetzt nicht aufrecht erhalten werden. Es soll 
jeder Bürger das Bewußtsein haben, daß er Steuern zahlt und damit eine Verpflichtung 
über die Belastung der Allgemeinheit übernimmt und sich Schranken aufzuerlegen hat. 
Bei den Staatsbeamten hat man es fallen gelassen und kann bei den anderen keinen 
anderen Weg einschlagen. 

Der Paragraph muß für jene Zeit vorbehalten werden, wo die Bestimmung sowohl 
gegen die Staatsangestellte wie gegen andere angewendet werden kann. 

Fink: Eine Übergangsbestimmung, daß die laufenden Ko[llektiv]verträge nicht berührt 
werden. Aber im allgemeinen sollte der Grundsatz aufgenommen werden. 

Eldersch: [Ich] beantrage im letzten Absatz, daß nicht nur die [Steuer] für dem Haushalt 
zugehörige Personen übernommen werden kann, sondern [auch] soweit 
Ko[llektiv]verträge in Frage kommen, die Bestimmung keine Anwendung findet. Bei 
der Einbringung der Vorlage wäre das anzukündigen. Wir bekommen eine 
Lohnbewegung in allen Gruppen, wo die Unternehmer jetzt die Steuer zahlen. 

Reisch: Die Gründe für § 2.. [238] sind richtig gekennzeichnet. Es kommt nicht darauf an, 
Steuerhinterziehung zu [...], sondern den Charakter der Einkommensteuer als einer 
direkten Steuer zu wahren und sie von jenem zahlen zu lassen, welcher das 
Einkommen bezieht. Es ist ein Widersinn, daß wir die einzige gute Steuer verwässern 
dadurch, [daß wir] erklären, daß wir sie von einem anderen zahlen lassen. Es ist 
wichtig vom Standpunkt der staatsbürgerlichen Verantwortung, daß jeder sieht, daß er 
Steuern zu zahlen hat. Die Einkommensteuer soll eine bewegliche [Steuer] sein und er 
soll am eigenen Leib empfinden, daß seine Last steigt, wenn er neue Forderungen 
stellt. 

Von einer Verschärfung des Bürokratismus kann keine Rede sein, sondern während 
gegenwärtig jeder Steuerpflichtige ein Bekenntnis einbringen muß und veranlagt wird, 
soll künftig bei Leuten, die nur ein Lohneinkommen haben, von der Veranlagung 
abgesehen werden. 

Die Bedenken für die Durchsetzbarkeit kann ich nicht abweisen. Es ist nicht leicht - 
Ich wäre bereit, eine Übergangsbestimmung aufzunehmen, daß Artikel 3 [des] § 238 
erst mit 1. Jänner 1922 in Kraft tritt. Dadurch könnte bei neuen Kollektivverträgen 
darauf Bedacht genommen werden. Eine Bestimmung, daß bestehende 
Kollektivverträge die Anwendung ausschließen, wäre unmöglich. Als Artikel 6 würde 
das aufgenommen werden. Bis dorthin können die Verträge abgeändert werden. 

Lohnbewegungen haben wir die ganze Zeit und wir werden - sie [werden] bis zum 
Jahr 22 trotz Weglassen der Bestimmung nicht ausgeschaltet werden. 

Renner: Bank-, Versicherungs- und Institutsangestellte sind dadurch getroffen. Die 
Übergangsbestimmung reicht aus. 

 
[Renner]: Portefeuille-Aktien. 
Renner: Das ist ein umstrittener Punkt. Es war eine Regierungsvorlage auf Ausscheidung der 

P.[ortefeuille]-Aktien, aber sie ist nicht zustande [ge]kommen. Sie werden seither 
besteuert. 

Reisch: Wegen des Zusammenbruchs und den Änderungen in den Nachfolgestaaten und zur 
Förderung des Wiederaufbaus soll die Sache gemacht werden. Sie fällt finanziell nicht 
in die Waagschale, ist aber finanziell gerechtfertigt, gar bei den großen neuen 
Belastungen. 

Renner: Es ist das eine umstrittene Sache. Ich wußte - möchte wissen, wie es darin 
gerechtfertigt ist. Wir sind jetzt wirklich in einer besondern Lage, allerdings können 
wir dann nicht von den Unternehmungen in den Nachfolgestaaten -. 
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Reisch: Wir müssen anstreben, wirtschaftlichen Einfluß auf die Nachfolgestaaten zu haben, 
dadurch daß unsere Banken Aktien der ausländischen Unternehmungen haben 
(Motivenbericht, Seite [...], erster Absatz). Beschränkung auf Aktionen bis zum Jahr 
24, nur auf die Neugründungen ab jetzt abgestellt. In ähnlicher Weise ... 

 
[Renner]: Strafbestimmungen. 
Ramek: § 260 verlangt Sicherstellungsmaßnahmen für die Geldstrafe bevor sie 

ausgesprochen ist. Das ist ein Abweichen von dem Grundsatz, daß vor der Strafe keine 
Sicherstellung verlangt werden kann. Möglich wäre die Sache nur dann, wenn die 1. 
Instanz schon gesprochen hat für die Dauer des Instanzenzuges. [Ich beantrage] 
daher die Einschränkung auf den Zeitpunkt, wo die 1. Instanz bereits [ein] Erkenntnis 
gefällt hat. 

Reisch: Ich sehe darin keine Unbilligkeit, wenn ich sage, das vorgefundene Geld wird mit 
Beschlag belegt für die Geldstrafe. Sonst geht das Geld über die Grenze und die Strafe 
kann nicht eingebracht werden. 

Das ist eine uralte Bestimmung im Gefällsstrafgesetz und [war] im 
Personaleinkommensteuergesetz von '96 enthalten. Wir wollen die Sache nur 
wiederherstellen. [19]14 ist es ausgeschieden [worden]. Im Zivilrecht gibt es 
sicherstellungsweise Pfändungen. Es ist nur eine einstweilige Verfügung. 

Renner: Diese Sicherstellungmaßnahme kann man wohl der Steuerbehörde nicht versagen, 
wenn es auch außerhalb der Ordnung im Strafprozeß liegt. 

Ramek: Eine Sicherstellung wäre erklärlich bezüglich des hinterzogenen Betrages oder 
dessen Multiplums, aber nicht bezüglich der Strafe. Es müßte die Forderung irgendwie 
nachgewiesen werden. Man kann doch nicht von jedem Menschen ohne weiteres 
annehmen, daß er sich der Strafe wird entziehen wollen, wenn eine Anzeige gegen ihn 
vorliegt. 

Reisch: Es gibt im Zivilverfahren solche Sicherstellungen als einstweilige Verfügungen. Die 
Gefahr ist bei jenem, welcher seine Steuer hinterzogen hat, unbedingt gegeben. Der ist 
fähig, auch das Vermögen zu verschaffen. Ein Hofdekret von 1790 setzt das fest. 

Renner: Es ist nicht so wichtig, aber da wir die Sicherungsmittel der Besteuerungsmittel 
verschärfen wollen, müssen wir auch eine Inkongruenz zwischen Finanzgesetz und 
Strafprozeß[ordnung] hinnehmen. Die Bestimmung kann jedenfalls drinnen bleiben. 
Es wird nur vermerkt, daß Ramek dagegen Bedenken hat. 

Eisler: Unter den Strafen ist neu der Verlust der Berechtigung zur Ausübung einer 
selbständigen Unternehmung und Beschäftigung. Das ist nur zulässig bei besonderem 
Vorsatz. Im allgemeinen kann die Strafe bei allen Steuerdelikten, auch bei 
Unterlassung der Einbringung eines Zinsertragsbekenntnisses -. Nun ist hier gemeint, 
der Verlust der Berechtigung zur Ausübung jeder selbständigen Unternehmung und 
Beschäftigung. Es würde also für immer von jeder selbständigen Beschäftigung 
ausgeschlossen wegen eines geringfügigen Deliktes. 

Reisch: Es steht auf Seite 53, überdies kann bei vorliegender ... Wegen geringfügiger Delikte 
kann also diese Strafe nicht verhängt werden. Abgestellt [sind] alle diese 
Bestimmungen auf die Höhe des hinterzogenen Betrages. 

Renner: Derartige Fragen werden noch zahlreiche auftreten. Wir sind mit der Lesung fertig. 
Die Vorlage ist zur Einbringung genehmigt. 

 
[Renner]: Fink hat gegen das Länderdotierungsgesetz Vor[be]halte gemacht. Wir könnten die 

Einbringung der Vorlage nicht aufschieben, aber ich möchte eine Äußerung des 
Staatsamtes für Finanzen dazu. 

Das Gesetz regelt [die Sache] so, daß zum erstenmal unter den Ländern [auf] Seite 
2 Wien als besonders dotiert erscheint zum erstenmal, während nach § 1, der das 
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Einf.[ache] gibt, Wien nicht an[ge]führt [wird], Wien ist bei Niederösterreich 
berücksichtigt. In § 2 scheint eine Vorwegnahme des künftigen Zustandes 
[vorzuliegen], wo Wien [ein] selbständiges Land ist. 

F.[ink] bemängelt, daß obwohl nun Wien bei dem Dupl. für '19 und '20 [gesondert 
angeführt ist], Niederösterreich trotzdem mit dem ganzen Betrag erscheint und 
außerdem Wien noch mit einem besonderen Betrag erscheint. 

Ich bitte um Motivierung dieser [...], weil im Motivenbericht nur eine kurze 
Darstellung zu § 2 gegeben wird. 

Reisch: Es war uns klar, daß eine bewußte ?Duplierung vorliegt. Wien braucht Zuschüsse wie 
alle anderen Länder. Wien ist heute wie irgendeines unserer Länder. Wien hat 
dieselben Bedürfnisse wie alle anderen Länder und braucht eine staatliche 
Unterstützung. Wir wußten, daß aus der Dotierung für Niederösterreich 
vertragsmäßig zwischen Land und Stadt - Wien einen Teil der Überweisung bekommt 
und haben diesen Teil, den Wien aufgrund der Vereinbarung mit dem Land bekommt, 
vervierfacht bei den vierfachen Überweisungen. 

Fink: Es liegt jetzt in der Zahlung an Niederösterreich in § 2. Der § 2 verdoppelt bzw. ver-
facht das, was für - Wien und Niederösterreich nach § 1 zusammen bekommen. Der 
Betrag für - Niederösterreich bekommt aus diesen beiden Paragraphen mehr als die 
anderen Länder zusammen. Wien bekam -. 

Renner: Wien bekam nicht mehr, aber -. 
Reisch: Das Budget von Niederösterreich wird auch mit diesen Zuweisungen negativ sein. 
Fink: Dann muß es höhere Steuern einheben. Niederösterreich bekam ohne Wien 249 

M[illionen] aus beiden Paragraphen und die übrigen Länder 166 Mill[ionen]. Das 
muß ein Irrtum sein. 

Reisch: Bei der Verdreifachung war es [...], daß Niederösterreich sein Defizit noch nicht 
gedeckt hatte, es dürfte auch bei der -. 

Fink: Der Schlüssel für Wien und [Nieder]österreich wird bei der Verdreifachung für 
Niederösterreich allein angewendet. 

Renner: Das Land Niederösterreich hat während der Kriegsjahre erhöhte Bedürfnisse 
gehabt. Die Landesverwaltung und die Stadt hatten für Kriegszwecke ungeheure 
Leistungen. Ich meine, es ist hier klar, daß man Zuweisungen machen muß, um die 
Kriegsauslagen zu decken. Worauf es ankommt, ist nicht die Zuweisung für die zwei 
Jahre, sondern das falsche Prinzip, welches für die künftige Errichtung eines 
Schlüssels aufgestellt werden kann. Es erscheint als Schlüssel, welcher als Präjudiz 
genommen werden könnte. Die Länder werden diese Zuwendung an sich nicht neiden, 
aber sie werden kein Präjudiz haben wollen. 

Fink: Für die besondere Zuwendung an Niederösterreich außerhalb Wien ist in der 
Begründung nichts gesagt. 

Renner: Ich wäre dafür, die Frage so zu stellen, daß man an dem Überweisungsschlüssel im 
wesentlichen nichts ändert, die Überweisung für Niederösterreich und Wien zerlegt 
und sagt, eine außerordentliche, zur Deckung der Kriegslasten bestimmte Zulage, 
damit kein Präjudiz geschaffen wird. Die Verschiebung des Schlüssels wäre ein 
schlechtes Präjudiz für die Verfassungsfrage. 

Fink: Wenn die steuerkräftigsten Faktoren bei den Überweisungen so begünstigt werden, so 
wird das auf die Verfassung die allerungünstigste Wirkung haben. 

Renner: Durch die fortwährende Aufwerfung der [...] Probleme wird in Wien die Stimmung 
laut, die Steuern selbst zu verwenden. Es ist ein Machtstreit. 

Fink: In der außerordentlichen Dotierung liegt keine Über-Begünstigung von Wien vor, wohl 
aber von Niederösterreich. 

Stöckler: Der Schlüssel für die Überweisungen ist mir nicht bekannt. Wenn die Abgänge - Es 
sind also die alten Schlüssel. 
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Die außerordentliche Dotierung - Die Umlagen von Niederösterreich und sein 
Budget ist: Wenn bei den anderen Ländern mit den Überweisungen der Abgang 
gedeckt werden soll, was ich nicht weiß, so ist das bei Niederösterreich nicht der Fall. 
Niederösterreich hebt heute mit den beschlossenen Umlagen 188,5 % ein, bis 207 %. 
Durch die Vervielfachung mit 5 dürfte die Überweisung für Niederösterreich zu hoch 
gestiegen sein gegenüber den anderen Ländern, weil man das nicht vorausgesehen 
hat. Die große Summe steigt viel mehr als die kleine Summe. Es wäre also eine 
Richtigstellung am Platz. 

Der Voranschlag für '20 schließt mit einem Abgang von 206 M[illionen] Kronen 
trotz der furchtbaren Umlagen. Ich glaube, daß bei der Vervielfachung mit 5 die Ziffer 
für Niederösterreich unverhältnismäßig hoch gekommen ist. Es wäre besser vor der 
Einbringung richtig zu stellen, damit nicht zu viel Staub aufgewirbelt wird. 

Renner: Es entsteht der falsche Schein, als ob Wien das erste Mal oder ungerecht begünstigt 
wird. 

[Ich] empfehle, daß [man] im § 2 bei Niederösterreich teilt [in] Niederösterreich 
und Wien und einfach je das Zweifache [dessen] nimmt, was entfallen ist - [für] Wien 
41 [Millionen] und [für] Niederösterreich 30 [Millionen] die Finanzverwaltung hätte 
zu übernehmen. 

Außerdem wird ohne Präjudiz zur Deckung des Aufwandes für besondere 
Kriegsmaßnahmen eine bestimmte Summe verwendet, wenn diese Summe verwendet 
werden muß. Es soll kein Präjudiz entstehen und kein falscher Schein entstehen. 

Reisch: Richtig wäre: Niederösterreich hat 19 ..., Wien wurden überwiesen 21 Mil[lionen]. 
Es ist daher dem Land effektiv [ein Rest von] 14 M[illionen] geblieben. Die Absicht 
des § 2 [war], jenes, was das Land und was die Stadt bekommen hat, zu verdoppeln 
und zu verdreifachen. Niederösterreich hat effektiv nur 14 M.[illionen] bekommen, 
also [waren] diese zu verdoppeln und zu vervierfachen. Dadurch werden die Ziffern 
für Niederösterreich sehr herab[ge]mindert, damit würde Niederösterreich nicht 
auskommen. Wir haben bei der Verdreifachung daher mit dem gleichen Betrag 
gerechnet. 

Es müßte dann [versucht werden], für Niederösterreich eine Sonderbestimmung zu 
treffen. 

Renner: § 2, Wien 71:71, hiervon von Wien 41,9 [Millionen]. Dann einen Zusatz zur Deckung 
besonderer Kriegsausgaben ohne Präjudiz noch einen Betrag, welcher dem entspricht, 
daß das Defizit nicht ganz, aber verhältnismäßig gedeckt ist. 

Miklas: Niederösterreich hat ein Interesse, daß es nicht so aussieht, als ob es betrügen wollte. 
Eine außerordentliche Zulage ist notwendig. Aber es wird bei den anderen Ländern 
anstoßen, [wenn] eine solche Zuwendung wird nur für ein Land gegeben [wird]. 
Dabei ist Wien nicht dabei. 

Wäre es nicht angezeigt, diese ganze Dotation auf 200-250 [Millionen] Dotation zu 
erhöhen und zu sagen, an diese sollen alle anderen Länder auch teilnehmen und die 
Aufteilung obliegt dem Ausschuß unter Berücksichtigung des größeren 
Verwaltungsbedürfnisses in Niederösterreich und in Wien und unter Berücksichtigung 
des höheren Wertes der Krone in den Ländern. 

Renner: Die ganze ?Superplus-Dotation behalten wir einer besonderen Regelung vor. Dem 
Verwaltungsbedürfnis von Wien und Niederösterreich ist nicht genügt, es wird das 
aber einer besonderen Regelung vorbehalten und das müßte im Motivenbericht 
angekündigt werden. Machen wir hier das ursprüngliche Vielfache. Der ursprüngliche 
Schlüssel war der ?Dulles. Damals hatte Niederösterreich eine gute Finanzgebarung 
und hat wenig bekommen. Alle Steuern haben eine Entwicklung, die Hauszinssteuer, 
die Hauptsteuer für Wien und Niederösterreich ist stillgelegt worden. 

Reisch: [Ich] beantrage [eine] Kabinettskonferenz zur Redaktion aus Fink, Stöckler, Renner. 
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[Sie] tritt im Parlament gleich nach der Eröffnung der Sitzung zusammen. 
 
 
Reisch: Kriegszuschläge. Es handelt sich darum, die Kriegszuschläge von bisher weiter 

aufrecht zu erhalten, weil die Staatsfinanzen darauf nicht verzichten können. [Eine] 
Änderung ist nur vorgesehen bezüglich des Titels: Außerordentliche Staatszuschläge. 
Und die Einkommensteuer wird ausgeschieden, weil die 100 % Zuschläge in den 
Steuertarif hineingerechnet wurden. 

Der § 2 erstreckt eine Kriegsmaßnahme noch weiter. Es hat sich [als] notwendig 
gezeigt, wegen der Abwesenheit vieler Steuerträger, die Kriegsjahre aus der 
Verjährungsfrist zu geben und nachdem für '18 und '19 nicht etwa [eine] Beruhigung 
eingetreten ist und die Steuerverhandlungen nicht durchgeführt werden [konnten], 
sollen auch '19 und '20 aus der Verjährungsfrist herausgegeben werden. 

 
 
[Reisch]: Die Brotauflage ist eine Verlängerung der Brotauflage aus den Gründen, daß die 

Erwartung bei Einbringung der ersten Auflage, daß im Herbst eine Verbilligung des 
Getreides eintreten wird und die Aufzahlung des Staates entfallen wird, sich ins 
Gegenteil verkehrt hat. Die vorjährigen Maßnahmen müssen daher für '20 beibehalten 
werden. 

Stöckler: Die Brotauflage wurde in Zusammenhang gebracht mit der Preisbestimmung und 
Bewirtschaftung des Getreides. Heuer wissen wir nicht, wie es mit der 
Getreidebewirtschaftung gehalten wird. Für den Landwirt ist es eine große 
Ungelegenheit, daß wir die Brotauflage bestimmen und noch keine Änderung in dem 
Wirtschaftssystem für das Getreide treffen. Der Steigerung sämtlicher Industrieartikel 
ist kein Hemmschuh gesetzt, bloß die Landwirtschaft hat einen [...] Zustand, welcher 
eine Bewirtschaftung für die Zukunft unmöglich macht. 

Die Brotauflage hat die Begründung verloren, weil der Tiefstand der 
Landwirtschaftspreise so kraß ist gegenüber den Industrieartikeln, daß ein 
landwirtschaftlicher Betrieb nicht bestehen kann. 

Loewenfeld-Ruß: Die Skala wird vom Vorjahr unverändert übernommen. Das ist ein 
Bedenken. Das Gesetz wurde im Vorjahr gemacht, weil die Staffelung der Preise für 
Minderbemittelte nicht möglich war, [wurde es] durch eine Steuer gemacht. Das 
Wertverhältnis hat sich sehr geändert. [Es ist fraglich], ob es möglich ist, Einkommen 
von 10.000 Kronen einer Brotauflage zu unterwerfen neben der jetzt beschlossenen 
Belastung. Die Brotauflage vom Vorjahr ist vielfach noch nicht eingehoben und es 
werden doppelte Beträge eingehoben werden. Die höheren Stufen sind enorm. 

Zu Stöckler bemerke ich, es ist richtig, daß wir noch nicht klar sind über die 
Getreidebewirtschaftung. Eine gewisse Bewirtschaftung wird aufrecht bleiben und 
[ich] glaube, es wird ein annehmbarer Zustand kommen. Die Hauptfrage ist die 
Preisfrage, das Kontingent wird nicht angefordert. Mit [...] kann man nicht 
auskommen. Es fragt sich, ob der Preise festgesetzt werden soll. Unter 600 Kronen 
wird er bestimmt nicht sein. 

Für die Landwirtschaft ist die Brotauflage nicht so entsetzlich. Der Landwirt liefert 
höchstes ein Drittel ab und für den anderen Teil, der zur Selbstversorgung dient, 
verzehrt er sein Brot viel billiger als die städtische Bevölkerung. Der Rübenpreis wird 
mit 100 Kronen bereits festgesetzt. 

Ich bin der Meinung, ist es nötig, das Brotauflage-Gesetz einzuführen? Es wird 100 
Millionen tragen, aber sie machen uns nicht reich und es ist ein vexatorisches Gesetz. 
Eine Brotsteuer ist immer odios. Ich wäre dafür, von dieser Steuer abzusehen. 

Eldersch: Da von dem Prinzip, welches früher Geltung hatte, die Lebensmittel zu verbilligen, 
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vom Staatsamt für Finanzen Umgang genommen wurde, [bin ich der Ansicht, daß] die 
Brotauflage fallen gelassen werden soll. Nach den Sätzen der 
Personaleinkommensteuer habe ich nicht den Mut, noch die Brotauflage 
dazuzuschlagen. 

Ich beantrage, das Gesetz fallen zu lassen, weil alle Voraussetzungen für die 
Einbringung des Gesetzes eigentlich nicht mehr bestehen. Nachdem der Staat nicht 
mehr so viel darauf zahlt, ist eine solche Steuer überflüssig. 

Fink: Der Staatssekretär für Finanzen wird sehen, daß das, was durch diese Steuer 
[her]eingebracht wird, wird bei der Preisfestsetzung dazu geleistet werden müssen. 
Wir müssen trachten, möglichst zu produzieren im eigenen Land und wir müssen 
abkommen von dem Grundsatz, daß man meint, man hilft Österreich [dadurch], daß 
man es möglichst billig [ab]gibt. 

Ich richte die Aufmerksamkeit darauf, wir müssen [uns] wie in Deutschland, um 
durchzuhalten mit allen möglichen Mitteln auf den vermehrten Anbau von Kartoffeln 
zuwenden. Wir würden dann Kartoffeln erzeugen, so könnte man die Leute damit 
ordentlich versorgen. Wir haben in Vorarlberg jeden gezwungen, daß er ein 
bestimmtes Verhältnis seines Grundes mit Kartoffeln anbauen mußte. 

Diesen Zwang könnte man vielleicht nicht für Österreich anwenden, es müßte aber 
doch so weit gegangen werden, daß [wir] mit allen Mitteln und besonders dem Preis 
trachten, die Kartoffelerzeugung zu befördern. Dann könnte man Mehl und Brot 
ergänzen. 

Aus diesem Grund sollte die Finanzverwaltung davon abgehen, noch eine 
besondere Steuer einzuheben, weil sie sich im Preis zu stark ausdrückt. 

Reisch: Ich bin sehr überrascht, daß die Herren jetzt ihr Herz für die höher Besteuerten 
entdecken. Voriges Jahr hieß es, die Reichen müssen den Abgang für die 
Niederbemittelten tragen. 

Die Brotauflage ist auch als Sondersteuer für die Landwirte beabsichtigt gewesen, 
welche als Selbstversorger unter der Brotteuerung weniger litten. Es handelt sich um 
eine spezielle Steuer mit 105 Millionen. Ich glaube nicht, daß man davon Umgang 
nehmen könnte. Alle [...] die Selbstversorger, welche unter der Brot und Mehlteuerung 
weniger zu leiden hatten, sollen zur Steuer mit 65 Millionen herangezogen werden. Es 
war das ein Ausgleichsbetrag. 

Diese Steuer wird nicht als drückend empfunden. Tirol hat den Wunsch 
ausgesprochen, einen 100 % Zuschlag zur Brotauflage einzuführen. Die Belastung der 
Landwirte ist gewiß nicht unerträglich. 

Stöckler: L[oewenfeld]-Ruß hat gesagt, daß die Preise nicht so bleiben können. Aber wir 
können nicht das Brotsteuergesetz einbringen vor der Festsetzung der Getreidepreise 
für das nächste Jahr. Das Vieh mit 5-10 Kronen [pro Kilo] Lebendgewicht ist etwas 
Fürchterliches im Verhältnis zu den Preisen, welche die Landwirtschaft zu den 
Bedarfsartikeln zahlen muß. Ein solcher Widerspruch ist nicht möglich. Ohne 
Getreidepreiserhöhung kann ich mir eine Behandlung des Gesetzes im Haus nicht 
vorstellen. 

Renner: Die Belastung der höheren Einkommen durch die ordentliche Steuergesetzgebung ist 
ohnedies beabsichtigt. Der Betrag von 65 [Millionen] Kronen als spezielle Belastung 
des Grundbesitzes ist kein solcher Betrag, um eine Maßnahme, die von einem, Teil der 
Bevölkerung der - odios empfunden wird, aufrecht zu erhalten. Es sind auch alle 
Unterlagen ungewiß. 

Diese Vorlage wird nicht in den Kreis der jetzt einzubringenden einbezogen und 
zurückgestellt. Die Vorlage scheidet als Spezialsteuer aus [...] und [wir] behalten sie 
einer besonderen Regelung vor. 

Reisch: Dann sollte [man] im Gesetz über die Grund- und Erwerbsteuer statt 35 % 
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Grundsteuer dort weiter gehen. In der Grundsteuer ist 80 % des Katasterreinertrages. 
Die Grundsteuer wird auf 40 % erhöht. 

Zurückstellung der Vorlage nach Behandlung der Getreidepreise. 
 
Renner: Die Vorlagen werden wenigstens in einem Exemplar [am] Donnerstag eingebracht 

und begründet durch den Staatssekretär für Finanzen. Die Regulierung der 
Effektenumsatzsteuer ist anzukündigen als noch in den Komplex gehörig. 

Reisch: Es wird unmöglich sein, die Effektenumsatzsteuer auf die Höhe der 
Warenumsatzsteuer zu bringen. Sie ist 0,6 Promille, die Warenumsatzsteuer 15 
Promille. 

 
Freitag 3 Uhr zuerst Personalsitzung. 
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